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Dieses Buch dokumentiert Geschichte und Leben-
digkeit, Zukunftserwartungen und Hoffnungen von 
Frauenverbänden, Fraueninitiativen und Institutio-
nen, die mit und für Frauen in Baden-Württemberg 
arbeiten.

Der Landesfrauenrat Baden-Württemberg nimmt das 
60-jährige Landesjubiläum 2012 zum Anlass, 60 Jahre 
Frauenbeteiligungsgeschichte in Baden-Württem-
berg sichtbar zu machen. 60 Jahre Demokratie-Ge-
schichte – mit dem Blick auf den Handlungsbedarf 
für die Gegenwart werden sichtbar.

Dieses Buch wurde als Beteiligungsprojekt konzi-
piert. Organisatorisch und redaktionell wurde diese 
Publikation und die dazugehörende Veranstaltung 
„Die Zeichen stehen auf Start“ im Juli 2012 von einer 
Redaktionsgruppe aus Landesfrauenrat, dem Fach-
bereich Frauen und Politik der Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg, dem LFR-
Mitgliedsverband Frauen & Geschichte Baden-Würt-
temberg e. V. und dem Bildungszentrum und Archiv 
zur Frauengeschichte Baden-Württemberg BAF e. V. 
initiiert und ermöglicht. Wir bedanken uns sehr 
herzlich für diese hervorragende Mit- und Zusam-
menarbeit, die gleichermaßen fruchtbar und inspi-
rierend war. 

Auch allen Autorinnen, Verbänden und Gruppen, 
die Texte beigesteuert haben, gilt unser Dank! 

Viel ehrenamtliches Engagement und unzählige 
Stunden unbezahlter Arbeit stecken in der Herstel-
lung dieses Buches. Ohne finanzielle Projekt-Förde-
rung des Landes könnten Sie es jetzt nicht in Hän-
den halten; deshalb danken wir besonders unserem 
Frauenministerium und den Politikerinnen, die sich 
dafür eingesetzt haben.

Zu den Beiträgen

Der Landesfrauenrat hat seine Mitgliedsverbände 
und darüber hinaus einige exemplarische regionale 
Frauenprojekte und Frauennetzwerke eingeladen, 
selbst als Erforscherinnen und Autorinnen ihrer Ge-
schichte tätig zu werden.

Der Aufbau der einzelnen Beiträge folgt der 
Vorgabe:
•	 Gründungsanlass, Ziele
•	 Themen, die im jeweiligen Jahrzehnt besonders 

auf den Nägeln brannten
•	 Erfolge und Weiterentwicklung
•	 Ausblick, Wünsche für die Zukunft.

Wir Frauen prägen Geschichte – wir Frauen schreiben Geschichte …

Vorwort Angelika Klingel
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Wir sind stolz darauf, dass das Mosaik der einzelnen 
Beiträge abbildet, was sich in Baden-Württemberg 
durch Frauenpower und motiviertes Engagement 
für und mit Frauen bewegen lässt:

•	 Örtliche und regionale Initiativen, die für Frauen-
anliegen als Pionierinnen auftreten, die Neues und 
längst Überfälliges vor Ort in Bewegung bringen 
und so Andere ermutigen;

•	 Verbände und Netzwerke auf Landesebene, die 
Parteigrenzen und anderweitige ideologische 
Grenzen überwinden, die Kraft und Vielfalt ent-
wickeln, die sich zu gemeinsamen Zielen aufma-
chen, um das Parlament in Bewegung zu setzen;

•	 Erfolge schlagen sich dann auch in der Schaffung 
institutioneller Strukturen und in Gesetzen nieder, 
die Rechtsansprüche von Frauen verbindlich und 
einklagbar machen.

Sicher sind dem Strauß der im Buch abgebildeten 
Beiträge noch weitere Aktivitäten und Initiativen hin-
zuzufügen – hier sei gesagt, dass die Herausgeberin-
nen sich über ergänzende Rückmeldungen freuen!

Wir sind sicher, dass jede Leserin, jeder Leser in die-
sem Buch etwas für sich persönlich entdeckt: eine 
Erinnerung, eine neue Information, eine Inspiration 
oder eine Bestätigung.

Frauengeschichte und Frauen-Geschichtsschreibung 
selbst braucht in Baden-Württemberg sichtbare Orte 
und institutionelle/finanzielle Absicherung. Wir freu-
en uns, dass im Haus der Geschichte Baden-Würt-
temberg, im Bildungszentrum und Archiv zur Frau-
engeschichte in Baden-Württemberg (BAF) mit Sitz in 
Tübingen und auch in regionalen Frauen-Geschichts-

werkstätten und -Museen dieser Platz zu finden ist. 
Wir müssen alles daran setzen, dass diese Plätze er-
halten bleiben und ausgebaut werden. Auch hier gilt 
wie in so vielen „Frauenbereichen“, dass ein großes 
ehrenamtliches Engagement dahinter steht. Ohne 
solche Orte geraten die baden-württembergische 
Frauengeschichte, Namen und Erfahrungen der Vor-
kämpferinnen aus dem Gedächtnis. Schlimm genug, 
dass so mancher Kampf und manches Thema in der 
60-jährigen Geschichte Baden-Württembergs von 
fast jeder Frauengeneration aufs Neue ausgefochten 
werden musste. Fatal, wenn der Staffelstab nicht ge-
sehen wird – und das Thema vermeintlich als erle-
digt gilt.

In diesem Sinne soll auch dieses Buch den Dialog 
der Frauengenerationen stärken und befördern. Wir 
wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen, Wiederer-
kennen, Erkunden und Entdecken – und nun – lesen 
Sie selbst!

Angelika Klingel, 
Erste Vorsitzende Landesfrauenrat
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wir feiern in diesem Jahr das 60-jährige Landesjubi-
läum von Baden-Württemberg. Die Geschichte des 
Landes ist auch die Geschichte des Zusammenle-
bens der Frauen und Männer, die gemäß Verfassung 
gleichberechtigt agieren. Das 60-jährige Landesjubi-
läum ist deshalb ein geeigneter Anlass, um sich der 
vielen couragierten Menschen und Organisationen 
zu erinnern, die sich seit der Gründung des Lan-
des beharrlich für die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter in allen Lebenslagen eingesetzt haben. 
Sie haben die Geschichte von Baden-Württemberg 
an entscheidender Stelle mitgestaltet. Der Landes-
frauenrat gehört dazu. Seit seiner Gründung ist der 
Verband unverzichtbarer Partner der Politik bei der 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frau und 
Mann. Ich freue mich daher sehr, dass der Landes-
frauenrat mit der vorliegenden Publikation einen 
umfassenden Rück- und Ausblick auf die Gleichstel-
lungspolitik in unserem Land ermöglicht. 

Vieles wurde erreicht in den vergangenen 60 Jahren. 
Der Ausbau der Kleinkindbetreuung oder Hilfen für 
Frauen angesichts häuslicher Gewalt mögen heute 
selbstverständlich erscheinen. Tatsächlich wäre bei-
des ohne die unermüdliche Überzeugungsarbeit vie-
ler engagierter Männer und Frauen während der letz-
ten Jahrzehnte undenkbar. Dennoch: Trotz des 
bisher Erreichten können wir noch nicht zufrieden 

sein. Alle Statistiken, die die Lebenswirklichkeiten 
der Menschen getrennt nach dem Geschlecht ana-
lysieren, weisen erheblichen Handlungsbedarf auf. 
Nach wie vor haben viel weniger Frauen als Männer 
Führungspositionen in Politik und der Wirtschaft inne, 
nach wie vor werden vielerorts Frauen und Männer 
trotz gleicher Arbeit ungleich bezahlt. Die alten Fra-
gen sind die neuen Fragen: Wie kann die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie besser gelingen? Welche 
steuer-, sozial- und arbeitsrechtlichen Hindernisse 
können wir auf dem Weg hin zu einer tatsächlichen 
Chancengleichheit für Frauen und Männer wie 
überwinden? Welche Widersprüche und Fehlanreize 
staatlicher Regelungen stehen einer Gleichstellung 
immer noch im Wege? Über allem steht die zentrale 
Frage: Was wollen und brauchen die Frauen in Ba-
den-Württemberg, um neben und gemeinsam mit 
den Männern ihre individuellen Lebensentwürfe 
verwirklichen zu können? 

Die Zeichen für einen neuen frauenpolitischen Auf-
bruch, der diese Fragen beantwortet, stehen auf 
Start. Erkennen lässt sich das etwa an der wieder auf-
genommenen Diskussion zum Thema Frauenquote. 
Nach wie vor liegt der Frauenanteil in den Vorständen 
der 330 wichtigsten Unternehmen in Deutschland bei 
mageren 2,7 Prozent. Man muss klar sagen: die freiwil-
lige Selbstverpflichtung der deutschen Wirtschaft vor 

Liebe Leserin,
lieber Leser,

Grußwort Ministerin Katrin Altpeter MdL
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10 Jahren hat nicht gegriffen. Erst mit einer verbind-
lichen Quote wird es uns gelingen, den Frauenanteil 
in Vorständen und Aufsichtsräten schrittweise hin zu 
einer paritätischen Besetzung anzuheben. 

Neben einem massiven Ausbau der guten und ver-
lässlichen Kinderbetreuung müssen wir gesetzliche 
Grundlagen für das Prinzip „Gleiche Arbeit – Gleicher 
Lohn“ schaffen. Der Gender Pay Gap belegt deutlich, 
dass sowohl beim Entgelt wie auch bei der eigen-
ständigen Alterssicherung erhebliche Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern bestehen. Das wollen 
wir nicht mehr hinnehmen. Hier sehe ich eine ent-
scheidende Weichenstellung auf dem Weg in die 
Zukunft.

Ein weiteres Ziel ist es, auch für alleinerziehende 
Frauen die strukturellen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass sie eine Arbeit aufnehmen und selbst 
für ihren Lebensunterhalt sorgen können. Alleinerzie-
hende Frauen gehören zu den am Arbeitsmarkt be-
sonders benachteiligten Personengruppen. Häufig 
fehlt ihnen eine abgeschlossene Berufsausbildung, 
die die Voraussetzung für eine existenzsichernde Ar-
beit darstellt. Auch der Landesfrauenrat hat sich mit 
seinem Leitthema „Arme Frauen, Reiches Land“ die-
ser wichtigen Herausforderungen angenommen. Mit 
dem Programm „Gute und sichere Arbeit“ wendet 
sich die Landesregierung gerade an solche Frauen. 
Exemplarisch möchte ich die Teilzeitausbildung für 
Alleinerziehende anführen. Wenn es gelingt, allein-
erziehende Frauen dauerhaft in Arbeit zu bringen, 
geben wir ihnen nicht nur die Chance zu größerer 
Teilhabe am wirtschaftlichen und sozialen Leben, 
sondern wir beugen Altersarmut vor. 

Auf dem Weg zu einer vollständigen Gleichberechti-
gung von Frau und Mann hat sich die Landesregie-
rung ehrgeizige Ziele gesteckt. Das Beispiel der Sor-
gearbeit zeigt, dass die Politik durch die Schaffung 
besserer Rahmenbedingungen die Vereinbarkeit von 
Arbeit und Beruf positiv beeinflussen kann. Aber das 
Beispiel zeigt auch: Politik alleine kann Rahmenbe-
dingungen ändern, aber keine gesamtgesellschaft-
lichen Veränderungen herbeiführen. Diese lassen 
sich nur erreichen, wenn wir einen politischen und 
gesellschaftlichen Konsens herstellen, an dem alle 
Akteurinnen und Akteure mitarbeiten.

In diesem Zusammenhang danke ich dem Landes-
frauenrat Baden-Württemberg für seine gute und 
aufklärende Arbeit während der vergangenen Jahr-
zehnte. In meinen Dank schließe ich alle engagierten 
Frauen und Männer ein, die die Chancengleichheit in 
den letzten 60 Jahren vorangebracht haben. Lassen 
wir in unseren Anstrengungen nicht nach, lassen Sie 
uns vielmehr weiter gemeinsam vorangehen. Die 
Zeichen stehen auf Erfolg.

 

Katrin Altpeter MdL
Ministerin für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren Baden-Württemberg
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Die GEDOK wurde 1926 in Hamburg von der Mäzenin Ida Dehmel 
(1870–1942) unter der Namensgebung „Gemeinschaft Deutscher und 
Österreichischer Künstlerinnenvereine aller Kunstgattungen“ gegrün
det und bündelte die regional verstreuten Frauenvereine. Seit 1998 
arbeitet der Verband unter dem Namen „Gemeinschaft der Künstle-
rinnen und Kunstförderer“.

Regionale, nationale und internationale Ziele der GEDOK

Der Gründungsgedanke, die Förderung künstlerischer Talente von 
Frauen, wurde bis in die heutige Zeit fortgeführt. Getragen wird die 
Vereinsarbeit von den Künstlerinnen aus den Sparten Angewandte 
und Bildende Kunst, Musik, Literatur und Darstellende Kunst sowie 
den Kunstförderern. Die Ziele des Vereins sind es, sich für die Rech-
te der Frau einzusetzen und deren Förderung in allen Sparten des 
künstlerischen Schaffens voranzutreiben. Die Präsentation von Werk 
und Leistung der Künstlerinnen geschieht deutschlandweit und 
auch grenzüberschreitend im Zuge eines Kulturaustausches in Eu-
ropa. In diesem Kontext werden interdisziplinäre Kunstprojekte, Aus
stellungen, Atelierbesuche, Lesungen, Konzerte und Performances 
veranstaltet. Gewürdigt werden die Leistungen der GEDOK-Künst-
lerinnen durch Kunst-Förderpreise. Im Bereich Bildende Kunst wird 
2-jährlich der Dr.-Theobald-Simon-Preis verliehen, im Bereich Ange-
wandte Kunst der Klaus-Oschmann-Preis „Form ART“, in der Litera-
tur der Ida-Dehmel-Literaturpreis mit Förderpreis. Dazu gibt es den 
Komponistinnenwettbewerb und das 2-jährlich stattfindende Bun-
deskonzert.
Als professionell agierende und europaweit größte und traditions-
reichste Künstlerinnenorganisation nimmt die GEDOK Einfluss auf 
die regionale und nationale Kulturpolitik und fördert die geschlech-

tergerechte Gestaltung auf dem Kunstmarkt. Der Bundesverband 
der GEDOK zählt über 3.000 Mitglieder, in mehr als 20 Regionalgrup-
pen in Deutschland und einer in Österreich / Wien.

GEDOK-Regionalgruppen in Baden-Württemberg

Innerhalb Baden-Württembergs gibt es sechs Regionalgruppen, in 
Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim / Ludwigshafen, Reutlin-
gen und Stuttgart:

Die GEDOK Freiburg gründete sich 1962 und hat über 100 Mitglie-
der aus Südbaden, dem Hochschwarzwald und dem Bodenseeraum. 
Im 50-jährigen Jubiläumsjahr blickt die Regionalgruppe auf ein le-
bendiges Veranstaltungsangebot zurück, das trotz fehlender eige-
ner Räumlichkeiten in Zusammenarbeit städtischer, regionaler und 
grenzüberschreitender Kultureinrichtungen in der Nordschweiz und 
im Elsass umgesetzt wird.

Im Jahr 1929 gründete sich die GEDOK Heidelberg. Nach kriegs-
bedingter Neugründung 1951 wurde das GEDOK-Kammerorchester 
ins Leben gerufen, dessen Tradition bis heute fortgesetzt wird. Unter 
Zusammenwirken regionaler Kultureinrichtungen wird mit Konzer-
ten, Autorenlesungen und Ausstellungen ein breites Forum gebo-
ten. Im Jahr 2009 blickte die Regionalgruppe, die 160 Mitglieder 
zählt, auf eine 80-jährige Vereinsgeschichte zurück.

In Karlsruhe schloss sich 1929 der seit 1912 bestehende „Bund Ba-
discher Künstlerinnen Karlsruhe“ an die GEDOK an. Die Gruppe, mit 
heute 154 Mitgliedern, gründete sich 1949 neu und bespielt seit 1992 

GEDOK – Verband der Gemeinschaften der Künstlerinnen und Kunstförderer e. V.
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eigene Räume. Neben der Zusammenarbeit mit lokalen Kulturein
richtungen werden grenzüberschreitende Projekte im PAMINA-Raum 
oder mit den Partnerstädten durchgeführt. Seit 1991 gestaltet die 
GEDOK Karlsruhe das 2-jährlich stattfindende Kulturfestival „Frauen-
perspektiven“ mit. 

Die Regionalgruppe Mannheim/Ludwigshafen wurde 1928 gegrün
det (Neuanfang 1951). Heute verbindet die GEDOK Mannheim/ 
Ludwigshafen die beiden Großstädte in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz. Die Gruppe Mannheim veranstaltete seit 1961 den 
„Internationalen Wettbewerb für Komponistinnen“, der sich zu einem 
renommierten Preis entwickelte und die Dimension eines Musik-
Festivals erreichte. 

Im Jahr 1951 schloss sich die GEDOK Reutlingen zusammen und 
umfasst heute mehr als 100 Mitglieder. Die Künstlerinnen prä-
sentieren sich innerhalb eines aktiven kulturellen Netzwerkes mit 
zahlreichen Ausstellungen und Konzerten bis hin zum Bodensee. 
Schwerpunkte des Vereins sind die Sparten Musik sowie Bildende 
und Angewandte Kunst. Zwar verfügt die GEDOK Reutlingen über 
keine eigenen Räume, doch finden dank dauerhafter Unterstützung 
der Stadt mehrmals jährlich Konzerte und eine Jahresausstellung im 
zentralen städtischen Spitalhofsaal statt. 

Bevor die Regionalgruppe Stuttgart 1937 im Namen der GEDOK zu
sammenfand, bestand bereits der Württembergische Malerinnen-
Verein. 
„Wenn nur die Stadt für ein Künstlerinnenheim so viel erübrigen könn-
te, wie für das Tierasyl wäre unser Plan, der Aufbau eines Künstlerhei-
mes, gesichert. Und sollte – so leid uns die Tiere sind – für diese Not 
unter den Kunstschaffenden nicht auch Verständnis zu finden sein?“ 1

1945 neu gegründet, gelang es der GEDOK Stuttgart 1954 gemeinsam 
mit der Stadt Stuttgart das heute denkmalgeschützte Atelierhaus 
fertig zu stellen. Die konstruktionsbezogene Architektur war gleich-
wohl ein Bekenntnis zur Moderne. Seitdem ist das GEDOK-Haus ein 
Kulturzentrum, in dem 20 Künstlerinnen leben und arbeiten. Mit 

1	 Elle Hoffmann, 1. Vorsitzende der GEDOK Stuttgart, an das Kulturreferat der Stadt 
Stuttgart, Ende Mai 1951.

einer Galerie und einem Konzertsaal ist es Forum, Veranstaltungs-
ort und ein interdisziplinäres Austausch- und Begegnungszentrum, 
vom dem aus die GEDOK Stuttgart mit heute über 300 Mitgliedern 
das öffentliche Leben in der Stadt mit Kooperationen und vielfälti-
gen Veranstaltungen mitgestaltet. Das 2009 eingerichtete Gastateli-
er trägt das künstlerische Engagement über die Grenzen Deutsch-
lands hinaus.

Zukünftiges Anliegen

Als gemeinnützige Organisation anerkannt, engagieren sich die 
Mitglieder ehrenamtlich. Um öffentlichkeitswirksam im Kultursektor 
arbeiten zu können, ist finanzielle Unterstützung nötig und nur so 
kann das bislang gut funktionierende künstlerische und frauenpoli-
tische Engagement weiterhin aufrecht erhalten werden. 
Ein seit der Gründung des Vereins zentrales Anliegen ist es auch in 
Zukunft, die Position der Künstlerin auf dem Kunstmarkt zu stärken. 

Gesa Nolte, Vivien Moskaliuk

GEDOK Karlsruhe e. V.
Frau Dr. Christa Hartnigk-Kümmel
Markgrafenstr. 14
76131 Karlsruhe
Tel./Fax: 0721/374137
E-Mail: gedok-karlsruhe@online.de
www.gedok-karlsruhe.de

Geschäftsstelle des Bundesverbandes GEDOK e. V. 
Haus der Kultur
Weberstraße 59 A
53113 Bonn
Tel.: 0228/261 87 79
Fax: 0228/261 99 14
GEDOK@GEDOK.de, www.gedok.de
www.gedok-stuttgart.de
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LandFrauenarbeit ging von der Basis aus

Im Rahmen der „Reeducation“ förderten die amerikanischen Alliier-
ten den Vereinsaufbau für die Frauen im ländlichen Raum. Die erste 
Ortsvereinsgründung erfolgte am 20. April 1946 durch Theresia Frei-
frau vom Holtz und Marie-Luise Gräfin Leutrum von Ertingen in Alf-
dorf (Landkreis Rems-Murr). Weitere Orts- und Kreisverbandsgründun-
gen folgten. Am 30. April 1947 wurde dann der LandFrauenverband 
Württemberg-Baden e. V. in Ludwigsburg aus der Taufe gehoben. Die-
se Gründung in den 1945 geschaffenen Ländern Nordwürttemberg 
und Nordbaden ist die erste in den westlichen Besatzungszonen. Die 
Frauen wählten Marie-Luise Gräfin Leutrum von Ertingen zur ersten 
Präsidentin. Die Alliierten und die berufsständischen Vertreter der 
Landwirtschaft sahen in der studierten Landwirtin eine loyale Persön-
lichkeit, die sich für die Bildung und Interessen der Frauen im ländli-
chen Raum einsetzt. Parteipolitische Unabhängigkeit, Überkonfessio-
nalität, Eigenständigkeit, das ehrenamtliche Führungsprinzip und die 
Offenheit gegenüber allen Frauen im ländlichen Raum kennzeichnen 
den Verband von Anfang an. Ein Jahr später kam es zur Gründung 
des Deutschen LandFrauenverbandes e. V., in dem Gräfin Leutrum 
auch zur ersten Präsidentin gewählt wurde. Mit diplomatischem Ge-
schick gelang es ihr 1949, den Deutschen LandFrauenverband als eine 
der ersten deutschen Organisationen in den Weltlandfrauenverband 
(ACCW) einzugliedern. 

LandFrauenverband Württemberg-Baden e. V. 



13

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Themen der Bildungsarbeit und Interessenvertretung

1949 Wahlaufruf zur ersten Bundestagswahl
1950er Jahre Auf- und Ausbau der Bildungsarbeit in den 
LandFrauenvereinen – Schwerpunkte z. B.: „Wie behalte ich gute 
Nerven?“, „Gaben annehmen und einsetzen“
1960er Jahre Forderungen das Bildungsgefälle zwischen Stadt und 
Land abzubauen 
1969 Mitgründung des Landesfrauenrates Baden Württemberg
1975 erster Lehrgang zur Übungsleiterin für präventive Gymnastik
1977 Gründung des Arbeitskreises Erwachsenenbildung
1979 Anerkennung als Träger der ländlichen Erwachsenenbildung
1980/81 erstes Leitthema in der Bildungsarbeit: Grenzen des Wachs-
tums – Denken an Morgen
1982 erste Mutter-Kind-Seminare
1984 Gründung des gemeinnützigen Bildungs- und Sozialwerkes des 
LandFrauenverbandes Württemberg-Baden e. V.
seit 1986/87 Kommunalpolitische Seminare 
1988 Gründung des agrarsozialen und des entwicklungspolitischen 
Arbeitskreises
1988 Stellungnahme und Unterschriftenaktion: Gegen Hormon
einsatz in der Landwirtschaft 

1990 Gründung des Arbeitskreises Kultur
1993 Stellungnahme und Unterschriftenaktion: LandFrauen gegen 
Gewalt im Fernsehen
seit 1993 Lehrgänge zur Gäste- und Landschaftsführerin
seit 1996 Lehrgänge zur Botschafterin für regionale Produkte
1998 erstes EU-Projekt „innovative Maßnahmen für Frauen im 
ländlichen Raum“ in Hohenlohe
1999/2000 „Alles hat seine Zeit – LandFrauen gegen Nikoläuse im 
September – LandFrauen für regionale Produkte in der Saison“ 
1999 Start der EDV-Offensive mit der ersten Webpräsentation des 
Landesverbandes, Einstieg in den Vereinsmanager mit begleiten-
dem Schulungsprogramm (EDV-Programm für die Vereinsverwal-
tung) und kurz darauf mit „start und klick“-Kursen 
2005 Gründung des Arbeitskreises Gesundheit und Bewegung
2006 Unterschriftenaktion zum Ausbau der Datenautobahn im 
ländlichen Raum
2011 Leitthema: Leben ist mehr wert
2011 Wiederaufnahme der Qualitätsoffensive Brustkrebs mit der 
Weiterentwicklung der gesundheitspolitischen Forderungen 
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Erfolge

•	 1988 Anerkennung der Kindererziehungszeiten in der Rente – 
nach langjährigen Forderungen und Stellungnahmen

•	 1995 Gesetz zur sozialrechtlichen Gleichstellung der Bäuerin – 
dazu seit 1988 Initiative der Kampagne

•	 2007 Einführung des qualitätsgesicherten Mammographie-Scree-
nings in Baden-Württemberg – nach der Kampagne und Unter-
schriftenaktion „Qualitätsoffensive Brustkrebs“ in Zusammenarbeit 
mit dem Landesfrauenrat Baden-Württemberg 

Ausblick

LandFrauenarbeit ist stets zukunfts- und basisorientiert. Daraus er-
gibt sich die kontinuierliche Weiterentwicklung in der Bildungsar-
beit und der Interessenvertretung für Frauen und ihre Familien im 
ländlichen Raum. Das engmaschige Netzwerk in 24 Kreisverbänden 
und 638 Ortsvereinen fördert den Erfahrungsaustausch und die Um-
setzung gemeinsamer Projekte. Vor Ort bringen sich die LandFrauen 
mit vielseitigen Beiträgen für das Gemeinwohl ein. Dem Verband ist 
die Mitgliederentwicklung auch künftig ein wichtiges Anliegen. Für 
die Mitglieder und die Menschen im ländlichen Raum gilt es künftig, 
Lebensqualität durch Infrastruktur zu sichern. Präsidentin Hannelo-
re Wörz betont: „Um sich für Frauen und ihre Familien einzubringen 
und Bildungsangebote mit einem breiten Themenspektrum anbie-
ten zu können, braucht es verlässliche Rahmenbedingungen. Dazu 
zählt die Weiterbildung der Ehrenamtlichen, um sich den ständig 
wandelnden gesellschaftspolitischen Herausforderungen zu stellen.“ 
Im Zusammenschluss der Frauenorganisationen im Landesfrauenrat 
Baden-Württemberg hebt sie hervor: „Die Chance des frauenpoliti-
sches Dachverbandes liegt in der Bündelung der Fraueninteressen in 
Baden-Württemberg. Wir wollen zusammen mit dem Landesfrauen-
rat die Stimme erheben in der Gesundheitspolitik, bei Bildungs- und 
Arbeitsmarktchancen, in der sozialen Absicherung und in der politi-
schen Vertretung durch Frauen.“ 

Dr. Beate Krieg, Geschäftsführerin

LandFrauenverband
Württemberg-Baden e. V.
Bopserstraße 17,
70180 Stuttgart
Telefon 0711-248927-0
Fax 0711-248927-50
www.landfrauen-bw.de

Gegründet: 30. April 1947 in Ludwigsburg

Aus dem Statistischen Arbeitsbericht
1950 – 7.673 Mitglieder in 25 Kreisverbänden
und 278 Ortsvereinen
2010 – 55.015 Mitglieder in 24 Kreisverbänden
und 639 Ortsvereinen



16

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Ella Bühler, Köchin, war Ende des Zweiten Weltkriegs 41 Jahre alt. Ihre 
Zwillinge waren 16. Ehemann Peter, geboren 1903, hatte sich schon 
im Sommer 1942, beim letzten Fronturlaub, von der Familie verab-
schiedet. Er wusste, dass er nicht mehr aus Stalingrad zurückkehren 
würde. Vermutlich starb er im März 1943. Für Ella und die Kinder sollte 
noch eine lange Zeit des Hoffens und Bangens und der Ungewissheit 
über das Schicksal des vermissten Ehemanns und Vaters anbrechen. 
Erst Jahre später erfuhren sie von Peters Tod in Kriegsgefangenschaft. 
Trotzdem verzweifelte Ella nicht, sondern trat einer der damals zahl-
reich gegründeten VdK-Ortsverbände bei. Sie fand dort bei anderen 
Kriegswitwen Trost und sie fand beim Verband persönliche Unterstüt-
zung sowie einen Fürsprecher beim Einsatz für die Rechte der Kriegs-
opfer. Zudem erfuhr sie eine gewisse Selbstbestätigung beim ehren-
amtlichen Engagement als Kassiererin. 

So wie Ella Bühler ging es damals vielen Frauen. Die Wurzeln der VdK-
Frauenarbeit reichen denn auch weit zurück. Bereits bei der Grün-
dung des Bundesverbands 1950 zählte der VdK 600.000 weibliche 
Mitglieder. Damit hatte er seinerzeit die größte organisatorisch ver-
einigte Frauengruppe der Bundesrepublik. In Baden-Württemberg 
reichen die VdK-Anfänge bereits bis ins Jahr 1945 zurück. Die Folgen 
der Kriegsjahre prägten damals die Arbeit. So begann das VdK-Frau-
enengagement mit der Betreuung, Beratung und sozialpolitischen 
Vertretung der Witwen und ihrer Kinder. Viele Ehemänner und Väter 
waren im Krieg gefallen, sodass sich die Frauen auf vollkommen ver-

änderte Rollen und Rahmenbedingungen einstellen mussten. Nun 
lag es an ihnen, ihre Familien durchzubringen und die Kriegstrümmer 
zu beseitigen. Auf ihren Schultern lastete nicht nur die Aufgabe, alle 
emotionalen und sozialen Bedürfnisse der Kinder zu stillen, zusätz-
lich mussten sie oft erwerbstätig sein, um so die nackte Existenz zu 
sichern. In menschlicher Hinsicht wurden die Ortsverbände für vie-
le Frauen zum wichtigsten Dreh- und Angelpunkt, zu einem Stück 
Heimat, wo man sich treffen konnte, um Sorgen und Nöte auszutau-
schen und sich gegenseitig zu helfen.

Auch heute noch kommt der VdK-Frauenarbeit diese Rolle zu. Die 
ehrenamtlich aktiven Frauen bieten einen Rahmen für Kontakte und 
Freundschaften. Sie bringen dabei Menschen mit ähnlichen und 
doch verschiedenen Schicksalen, Erlebnissen und Sorgen zusammen. 
Die Bezeichnung „Hinterbliebenenvertreterin“ war viele Jahre lang 
der treffende Begriff für dieses Amt und die dahinterstehende Auf-
gabe. Im Laufe der Zeit öffnete sich der Verband immer mehr auch 
für Menschen, die aus anderen Gründen sozialen Beistand benötigen. 
Auch hier waren Frauen und Mütter zahlreich vertreten, doch sie wa-
ren oft keine Hinterbliebenen – und so stimmte die Bezeichnung des 
Amtes nicht mehr mit der Tätigkeit überein. Dieser Wandel findet sei-
nen Ausdruck in der neuen Bezeichnung „Frauenvertreterin“. In den 
70er Jahren wurde der Sozialverband VdK mehr und mehr zur Anlauf-
stelle für Witwen, geschiedene Frauen, Mütter, Rentnerinnen, Sozial-
hilfeempfängerinnen sowie behinderte und chronisch kranke Frauen. 

Sozialverband VdK Baden-Württemberg

Ehrenamtliche Frauenarbeit im Sozialverband VdK
Gestern – heute – morgen
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Schon früh standen sozialpolitische und sozialrechtliche Fragen im 
Mittelpunkt. Trat der VdK anfangs vor allem für die Entwicklung ei-
nes Versorgungsnetzes und für die Versorgung der Kriegsopfer ein, 
widmet er sich heute dem gesamten Spektrum der sozialpolitischen 
Themen. Die kontinuierliche Fortschreibung der deutschen Sozial-
gesetzgebung war und ist wichtiger Arbeitsschwerpunkt im Inter-
esse der Mitglieder und er bekommt wegen des Sozialabbaus der 
letzten Jahrzehnte immer mehr an Bedeutung. „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
lautet dabei seit über 60 Jahren der Leitgedanke. Damals wie heute 
kämpft der VdK für soziale Gerechtigkeit, Gleichstellung, Generatio-
nengerechtigkeit und gegen Sozialabbau.

Frauen tragen in erheblichem Maße zur Erreichung der Verbandszie-
le sowie zur Stärkung der VdK-Gemeinschaft bei. Dabei ist es vor al-
lem ein Anliegen der Frauenvertreterin, sich für die Verbesserung der 
sozialen und gesellschaftlichen Lage der Frauen einzusetzen. Basis 
ist seit 1949 der Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt“. Dieser Verfassungsanspruch gilt als wichtiger frau-
enpolitischer Meilenstein. Im Zuge der Verfassungsreform wurde er 
1994 um den Satz „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin“ ergänzt. So wurde dem Ge-
setzgeber ein klarer Auftrag erteilt. Trotzdem ist die gesellschaftliche 
Gleichstellung der Frauen noch immer nicht verwirklicht. Die VdK-
Frauen machen sich für dieses Grundrecht stark und sie setzen sich 

besonders für die soziale Gleichberechtigung der Frauen ein. In den 
jährlichen Landesfrauenkonferenzen werden denn auch Themen 
wie Gleichbehandlung bei den Löhnen, existenzsichernde Einkom-
men für Frauen, Stärkung der ambulanten Pflege, rentenrechtliche 
Gleichstellung von Erziehungszeiten und Pflegezeiten sowie alters- 
und geschlechterspezifische Gesundheitsvorsorge für Frauen be-
handelt und in den Kreisverbänden weiter vermittelt. 

Neben der sozialpolitischen Arbeit hat der humanitäre Aspekt der 
VdK-Frauenarbeit einen hohen Stellenwert. Gestern wie heute enga-
gieren sich Frauenvertreterinnen besonders für die mitmenschliche 
Betreuung. In den Orts- und Kreisverbänden ist dies ein wichtiger 
Bestandteil der ehrenamtlichen Arbeit. Zurzeit hat der VdK Baden-
Württemberg gut 205.000 Mitglieder, davon 100.000 Frauen.

Carin E. Hinsinger
Landesfrauenvertreterin Sozialverband VdK 
Baden-Württemberg, Stuttgart

Sozialverband VdK 
Landesverband Baden-Württemberg 
Johannesstr. 22
70176 Stuttgart
www.vdk.de
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Dieses Konfuziuswort stellte die Physikerin und Patentanwältin Dr. 
Freda Wuesthoff ihrem 1947 auf der ersten Tagung des Friedens-
kreises Stuttgart gehaltenen Referat über „Atomenergie und Frieden“ 
voraus. Der Friedenskreis gilt als Vorgänger des deutschen Frauen-
rings sowie der International Alliance of Women (IAW) und des inte-
rational Council of Women (ICW).

Die Weggefährtin von Dr. Wuesthoff, Frau Leonore Mayer-Katz, grün-
dete am 22. Februar 1947 einen der ersten Ortsringe des Frauenrings 
in Baden-Baden. Weitere Ortsringe folgten im gleichen Jahr, u. a. Hei-
delberg, Karlsruhe, Mosbach, Mannheim und Freiburg.

Bald schlossen sich die Ortsringe unter Leitung von Frau Leonore 
Mayer-Katz zum Landesverband zusammen, der bis heute überpar-
teilich und überkonfessionell ausgerichtet ist. 

Der Landesverband kann auf jahrzehntelange aktive Teilnahme der 
Frauen am öffentlichen Leben zurückblicken. Viele Mitglieder haben 
in dieser Zeit Frauenarbeit gestaltet und sichtbar gemacht.

Frau Grete Borgmann, Freiburg, vertrat den Deutschen Frauenring 
auf internationaler Ebene. Sie wurde als deutsche Delegierte in den 
IAW berufen und nahm an Weltkongressen teilt. 

Deutscher Frauenring e. V. 
Landesverband Baden-Württemberg

„Es ist besser, ein kleines Licht anzuzünden, 
als die Dunkelheit zu schelten“

 Leonore Mayer-Katz, Walter Scheel 
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Der Landesverband Baden als „Zelle“ der Weiterbildungsarbeit mit 
Frauen für Frauen. Frau Dr. Fahrenberg entwickelte ein Weiterbildungs
programm „Neuer Start ab 35 – Wege in den Beruf“. Dieses Wieder-
eingliederungsprojekt für Frauen nach der Familienphase wurde 
bundesweit eingeführt. Danach folgten die Programme „Neue Wege 

– Frauen im öffentlichen Leben“ und „Spurwechsel“ ein Orientierungs-
kurs für ältere Frauen.

Engagierte Frauen in zwei Ortsringen unseres Landesverbandes ha-
ben mit großer Energie soziale Projekte aufgebaut. „Hilfe für Bosnien“ 
wurde vom Ortsring Eberbach unter Leitung von Frau Benzig ge-
fördert und „Hilfe für Moldawien“ (Ortsring Mannheim) leitete Frau 
Luitgart Schmitt, die im letzten Jahr verstarb. 

Diese Projekte warben Spendengelder usw. bei den Mitgliedern und 
den Gemeinden ein, um dann z. B. mit Lastwagen die Ware nach Bos-
nien bzw. nach Moldawien zu transportieren. Frau Benzig und auch 
Frau Schmitt haben diese Hilfstransporte oft persönlich begleitet und 
vor Ort auf die Verteilung der Güter geachtet. Der Ortsring Eberbach 

hat auch Patenschaften für Kinder unter 18 Jahren übernommen, die 
besonders durch die kriegerischen Handlungen betroffen waren. 

In Heidelberg gibt es eine „Verkaufshilfe“. Getragene Kleidung und 
Hausrat werden von ehrenamtlichen Frauenringsfrauen verkauft und 
mit deren Erlös unterstützt der Ortsring jährlich z. B. das Frauenhaus 
und andere Frauenhilfsorganisationen in der Stadt. 
 
Die vorrangige Aufgabe des Deutschen Frauenrings wird auch in 
Zukunft die Förderung der Frauen in Staat und Gesellschaft in sozia-
len Bereichen und der Aus- und Weiterbildung sein. 
Dieses Ziel der Chancengleichheit und Gleichberechtigung in allen 
Bereichen, im Denken und Handeln in der Gesellschaft sowie bei 
Funktions- und Entscheidungsträgern zu verankern, ist unsere Heraus
forderung und kein einfacher Weg. 
Aber es ist der Weg der Zukunft!

Hierfür braucht es weiterhin viel Mut und – ein sich Vernetzen – Ver-
binden und Verbünden.

Deutscher Frauenring e. V. 
Landesverband Baden-Württemberg 
Landesverbandsvorsitzende 
und Präsidiumsmitglied
Annelies Rothkamm
Schillerstr. 26
74821 Mosbach
Tel. 06261/917691
E-Mail: rothkamm.dfr@gmx.de
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1923 beginnt mit der Gründung des Bundes evangelischer Frauen 
(später: FrauenArbeit) eine selbstbewusste und einflussreiche evan-
gelische Frauenverbandsarbeit in Württemberg. Die Gründung er-
folgt auf Initiative dreier Verbände: des Deutschen Evangelischen 
Frauenbundes (DEF/1899), der Frauenabteilung des evangelischen 
Volksbundes (später: Frauenwerk/1919) und den Freundinnen junger 
Mädchen (heute: Verein für internationale Jugendarbeit/1882). Seit 
der Neuordnung evangelischer Frauenarbeit 2006 umfassen die 
Evangelischen Frauen in Württemberg (EFW) als landeskirchliches 
Werk alle weiblichen Kirchenmitglieder (1.183.768/53,5 %2), derzeit or-
ganisiert in 24 Frauenorganisationen und lokalen Gliederungen in 
48 Kirchenbezirken. 

Auch die FrauenArbeit war während des Nationalsozialismus von Auf-
lösungstendenzen und geschwächten Strukturen geprägt. Als Teil der 
Landeskirche blieb ihr eine äußere Klammer, mit der Restrukturierung 
und Weiterarbeit verhältnismäßig schnell zu verwirklichen war. 

Kriegsende bedeutete somit Aufbruchszeit. Neben der sozialdiakoni-
schen und gemeindlichen Arbeit gewann die politische Mitwirkung 
in der jungen Demokratie als eigenständiges und konstitutives Ar-
beitsfeld an Bedeutung. Die Teilnahme an der interzonalen, inter-
konfessionellen und überparteilichen Frauenkonferenz 1947 stellt 
ein Novum im Selbstverständnis evangelischer Frauen dar. Hier be-

ginnt die Arbeit um breite demokratische und politische Bewusstheit 
evangelischer Frauen, was sich in den Staatsbürgerlichen Tagungen 
kristallisierte. Die Verantwortung evangelischer Frauen für das öf-
fentliche Leben, das Politische des Frauenalltags und der Abbau von 
Hemmungen bei der Beteiligung am politisch-demokratischen Le-
ben standen hier im Zentrum.3 Es war unstrittig sich als Gründungs-
mitglied einem Frauenrat anzuschließen, auch wenn dieser Schritt 
kritisch bewertet wurde: 

„Wir glauben, dass wir dem Ministerium für lange Zeit einen Vorwand 
schaffen, in den Entscheidungsgremien auf die Mitarbeit von Frauen 
zu verzichten oder ihre Mitarbeit nicht in verstärktem Maße anzu-
streben, wenn es im Frauenrat einen Gesprächspartner für ‚Frauen-
fragen‘ erhält“4 

„Die Wirkungsmöglichkeiten des Frauenrats – so wie er bis jetzt geplant 
ist – scheinen uns gering zu sein“ 5

Insgesamt waren evangelische Frauen über den badischen Schwes-
terverband durch Gertrud Hammann von Beginn an mitverantwort-
lich engagiert. Aus der württembergisch-evangelischen Frauenarbeit 
übernahm Gudrun Hummel von 1987–1990 das Amt der Vorsitzen-
den. Mit Angelika Klingel, Geschäftsführerin der Ev. Müttergenesung 
in Württemberg/EFW, stellen wir seit 2009 die aktuelle Vorsitzende. 

Evangelische Frauen in Württemberg

„Eine Christenheit, die am politischen Leben nicht Anteil 
nimmt, verrät ihren Charakter als Salz der Erde.“1 

1 	 Aus dem Bericht einer Teilnehmerin der ersten Staatsbürgerlichen Tagung 1951, zitiert in: „Evangelische Frauen, wacht auf! Die staatsbürgerlichen Tagungen der 
Frauenarbeit der evangelischen Landeskirche in Württemberg von 1951 – 1969“, Magistra-Arbeit Dorothea Besch, 2004, S. 12.

2 	 Kirchenamt der EKD, Auswertung des Kirchlichen Meldewesens für die Landeskirche Württemberg zum 31.12.2010.
3 	 Vgl. hierzu: „Evangelische Frauen, wacht auf!“ (s.o.), Magistra-Arbeit Dorothea Besch, 2004.
4 	 Landeskirchliches Archiv Stuttgart (LKAS), K6, A.2.3.25./C.5.8., zitiert aus: Brief von A. Müller/E. Schindelhauer an Fr. R. Bran, 21.02.1969. 
5 	 LKAS/K6, ebd., zitiert aus: Brief von H. Leuze an Fr. R. Bran, 03.03.1969.
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Konfessionell gebundene Frauen sind immer gleichzeitig Frauen ih-
rer Kirche und Bürgerinnen im Staat. Das säkulare wie innerkirchliche 
Ringen um Emanzipation und Partizipation wirkte wechselseitig mal 
bremsend, mal katalytisch. Das „Leiden an der Kirche“ erlebten Frau-
en inner- wie außerkirchlich. Ob eine unruhige Welt ein ruhige Kir-
che braucht oder ob sich die Kirche von der Unruhe der Welt heraus-
fordern lassen müsse, sollte heute keine Frage mehr sein, sondern 
nebeneinander stehen können: die wechselseitige Herausforderung 
gemeinsam gelingendes Miteinander zu gestalten und die Bereit-
schaft, sich an den selbst formulierten Maßstäben messen zu lassen. 

Die Wechselwirkungen säkularer und konfessioneller Frauenbewe-
gung haben auch innerkirchlich zu emanzipatorischen Prozessen 
geführt, die nicht ohne Kontroversen blieben. Das langjährige Enga-
gement für geschlechtergerechte kirchliche Strukturen und feminis-
tische Theologie hat die Jahrzehnte seit Kriegsende ebenso geprägt 
wie die Trägerschaft evangelischer Frauen für den Früchteboykott ge-
gen südafrikanisches Obst, der auch gegen die Position der verfassten 

5	  „FairCare – für eine gerechte und legale Beschäftigung osteuropäischer Betreuungskräfte in Haushalten mit betreuungsbedürftigen Personen“,  
ein Kooperationsprojekt von Diakonischem Werk Württemberg, Verein für internationale Jugendarbeit e. V. und EFW.

Beratung und Vermittlung:
Telefon +49 711 2394137
faircare@vij-stuttgart.de
www.faircare-diakonie.de

FairCare –  für eine gute,  
gerechte und legale Beschäftigung 
osteuropäischer Betreuungskräfte 

non stop

IngrIjIrere
sp

ek
t

Sparen –  
auf dem Rücken 
osteuro  päischer  
Frauen?

Kirchen realisiert wurde, oder das aktuelle Projekt FairCare5 als Aus-
druck internationaler Frauensolidarität und kritischer Selbstreflexion.

Evangelische Frauen sind Teil der Gesellschaft und in der Mitte der 
Frauenbewegung angekommen. In besonderer Weise den sozialpo-
litischen Herausforderungen verbunden, sehen wir als Bürgerinnen 
und Wählerinnen auch die Notwendigkeit und den Wert guter und 
nachhaltiger Frauenpolitik.

Angesichts des uns bevorstehenden gesellschaftlichen Umbaus 
wird eine zentrale Aufgabe darin bestehen, unsere Werte einer soli-
darischen, (geschlechter-)gerechten und ökologischen Gesellschaft 
nachhaltig und wirksam in kirchlichem und allgemeinem Gesetz 
und Recht zu verankern.

Dina Maria Dierssen
Diakonin, Referat Verbandsarbeit EFW
Delegierte im LFR seit 2000, Vorstandsmitglied 2003-2005

 

Evangelische Frauen in Württemberg
Gymnasiumstr. 33, 70174 Stuttgart
www.frauen-ewf.de
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1. „Kraft und Würde sind ihr Gewand …” 
(Buch der Sprüche 31, 25a)

Kirchliche Frauenorganisationen haben eine 
etwa 100-jährige Geschichte. Nach Einfüh-
rung der Versammlungsfreiheit und der Mög-
lichkeit auch für Frauen, sich zu organisieren, 
hatten sich Ende des 19. Jahrhunderts zahlrei-
che Frauenvereine und -verbände gegründet. 

1916 schlossen sich 53 Frauenvereine in Baden zum „Evangelischen 
Frauenverein für Innere Mission in Baden“1 zusammen. Initiatorin des 
Zusammenschlusses und Vorsitzende des Vereins bis 1934 war Marie 
von Marschall, geb. von Gemmingen. Ziel war, die sozialen und kari-
tativen Aktivitäten zu bündeln und der Stimme der Frauen in Kirche 
und Gesellschaft mehr Gehör und Einfluss zu verschaffen. 1918 eröff-
nete der Verein in Freiburg die Evangelische Soziale Frauenschule, 
aus der später die heutige Evangelische Hochschule Freiburg hervor-
ging. 1925 wurde als erstes Müttererholungsheim der „Sonnenhof“ in 
Königsfeld im Schwarzwald eröffnet. Bereits im Advent 1916 wurde 
der erste Frauensonntag in Baden gefeiert2. Von Anfang an verband 
sich sozial-gesellschaftliches Engagement mit Bildungsarbeit und 
spirituellem Engagement – bis heute die Kennzeichen evangelischen 

Frauenengagements. Das Zusammenspiel von ehrenamtlich und be-
ruflich Tätigen, die Vernetzung von Frauen in der Vielfalt ihrer Lebens-
situationen und -entwürfe bilden dabei eine wertvolle Ressource 
unserer Arbeit.

2. „Das Wichtigste sind doch die Menschen …” 
(Gertrud Hammann, 1910 – 1990) 3

Als kirchliche Frauenorganisation verstehen wir uns als Teil der welt-
weiten Frauenbewegung. Wir stehen in Kontakt und Austausch mit 
anderen Frauenorganisationen vor Ort und weltweit. Wir sind Teil 
der ökumenischen Bewegung, die sich für Frieden, Gerechtigkeit 
und die Bewahrung der Schöpfung einsetzt. 
Seit den 1960er Jahren haben wichtige Impulse aus der gesellschaft-
lich-politischen Frauenbewegung sowie der feministisch-theologi-
schen Bewegung unsere Arbeit geprägt. „Staatsbürgerliche Tagun-
gen“ thematisierten in den 1960er und 1970er Jahre „Sozialpolitik als 
sittliche Aufgabe“ (1964), „Manipulierbarkeit des Lebens“ (1968), „Men
schenrechte“ (1969 – mit Dr. Erna Scheffler, Bundesverfassungsrich-
terin a. D.), „Eherechtsreform in der Diskussion“ (1971 – mit Dr. Elisa
beth Schwarzhaupt, Bundesministerin a. D.), „Umwelterhaltung und 

1 	 Später: „Evangelisches Frauenwerk, bzw. Frauenarbeit in Baden“, seit 2012 „Evangelische Frauen in Baden“. Vgl. Kraft und Würde sind ihr Gewand und sie lacht des kommenden 
Tages… 90 Jahre Evangelische Frauenarbeit in Baden, hg. von Evangelische Frauenarbeit Baden, Karlsruhe 2006.

2 	 Heute wird in der Evangelischen Landeskirche in Baden jeweils am 3. Sonntag im September der Frauensonntag gefeiert, der i. d. R. von einer Gruppe von Frauen vorbereitet 
und gestaltet wird. 

3 	 Vgl. Das Wichtigste sind doch die Menschen… Erinnerungs- und Lesebuch zum 100. Geburtstag von Gertrud Hammann, hg. Evangelische Frauenarbeit Baden, Karlsruhe 2010.

Evangelische Frauen in Baden
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Umweltgestaltung“ (1972), „Internationale Verflechtungen und ih-
re Auswirkungen auf die Wirtschaft der BRD“ (1974), „Arbeitslosigkeit“ 
(1978), „Mitten unter uns – ausländische Frauen in der Bundesrepub-
lik Deutschland“ (1980) u. a. m. 

Unsere Themen heute spiegeln die Weiterentwicklung der Gesell-
schaft, aber auch die Kontinuität mancher Problemlagen wider. Im-
mer noch ist die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgetätigkeit nicht 
befriedigend geregelt, ist der Anteil von Frauen in Führungspositi-
onen nicht ausgewogen. Wir setzen uns ein für eine gerechte und 
auskömmliche Entlohnung (Equal Pay Day!), für faire Regelungen 
im „neuen Unterhaltsrecht“, für eine Quotenregelung bei der Beset-
zung von Führungspositionen. Wir engagieren uns für Frauengesund-
heit (seit über 60 Jahren im Müttergenesungswerk), gegen Gewalt 
an Frauen und Mädchen, für die Entwicklung gemeinschaftlicher 
Wohnformen im Alter (Verein Sophia e. V.). 2007 haben wir das „In-
terreligiöses Frauennetz Baden“ initiiert, ein Forum für interreligiöse 
und interkulturelle Frauen- und Dialoggruppen. 

„Informiert beten – betend handeln“ lautet das Motto des Weltge-
betstags, der seit über 100 Jahren jedes Jahr am ersten Freitag im 
März weltweit gefeiert wird. Rund um den Erdball feiern wir mit 
Frauen (und Männern) die gleiche Liturgie, beten für Frieden, Ge-
rechtigkeit und Versöhnung und engagieren uns gemeinsam für 
eine bessere Welt. 

Seit 2006 fördert unsere Stiftung GRATIA Initiativen und Projekte von 
und für Frauen, die sich insbesondere für das respektvolle Miteinan-
der der Menschen, unabhängig von Herkunft, Alter, Religion oder 
kulturellem Hintergrund einsetzen.

3. „… und sie lacht des kommenden Tages.“ 
(Buch der Sprüche 31, 25b) 

Auch in Zukunft nehmen wir bewusst die Perspektive und den Blick-
winkel von Frauen ein, der die Vielfalt der Lebenssituationen und 
Lebenslagen von Frauen reflektiert und thematisiert. Wir machen 
den Beitrag, den Frauen in Kirche und Gesellschaft leisten sichtbar 
und setzen uns für die Verwirklichung von sozial- und geschlech-
tergerechten Verhältnissen ein. In Orientierung an der befreienden 
und ermutigenden Botschaft der Bibel laden wir Frauen zur Mitge-
staltung von Kirche und Gesellschaft ein. Dies geschieht insbeson-
dere durch qualifizierte Beratung und Begleitung von Frauengrup-
pen und Initiativen, durch Projekte und Aktionen, durch ein offenes 
Programm- und Veranstaltungsangebot zu frauenrelevanten und 
aktuellen Themen in den Feldern Theologie/Spiritualität, Familie/
Gesundheit, Gesellschaft/Soziales. 

Wir entwickeln neue Formate zur Vernetzung und zum produktiven 
Austausch unter Frauen (und Männern): Erzählsalons, die Frauen aus 
unterschiedlichen Kontexten zusammenbringen; Frauenmahle, die 
im festlichen Rahmen zum demokratischen Dialog zur Zukunft von 
Religion, Kirche und Gesellschaft einladen; Tage im Kloster, die viel-
fach beanspruchten jungen Frauen eine Auszeit gönnen… 

Wir haben guten Grund, mit „Kraft und Würde“ und mit einem La-
chen die kommenden Tage zu erwarten und die anstehenden Her-
ausforderungen zu gestalten.

Annegret Brauch

Evangelische Frauen in Baden
Blumenstr. 1-7, 76133 Karlsruhe
www.ekiba.de
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Als sich vor 60 Jahren Baden und Württemberg zusammenschlossen 
und sich als Einheit rasch zu einem prosperierenden Bundesland ent-
wickelten, setzte die katholische Kirche aus vielerlei Gründen weiter-
hin auf die traditionelle Unterteilung ihrer zwei großen Diözesen im 
Südwesten: das Erzbistum Freiburg und die Diözese Rottenburg, die 
seit 1978 Rottenburg-Stuttgart heißt. Reges katholisches Leben und 
Engagement gab es freilich schon vor den Gründungen der Diözesen 
im Jahr 1827 und 1828. Denn vor allem Katholikinnen aus dem Bür-
gertum hatten einen wachen Blick auf Frauen aus ärmeren Schichten.

Aus dem Wirken von Einzelkämpferinnen und zusätzlich ermuntert 
durch die Frauenbewegung in den politischen Verbänden entstanden 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zahlreiche katholische 
Frauenvereine, wie beispielsweise der katholische Lehrerinnenverein 
und der katholische Fürsorgeverein. Weil viele dieser Vereine im Stillen 
wirkten und in der Öffentlichkeit kaum bekannt waren, machten sich 
mutige katholische Frauen für einen gemeinsamen Verband stark. So 
wurde schließlich 1903 in Köln der Katholische Deutsche Frauenbund 

Einmischen, Mitmischen, Aufmischen: Der Katholische Frauenbund im 
Erzbistum Baden und in der Diözese Rottenburg-Stuttgart

Katholischer Deutscher Frauenbund in Baden und Württemberg

(KDFB) gegründet – als erster katholischer Frauenverband, der von 
Frauen selbst und nicht von Geistlichen geleitet wurde. Neben sei-
nen karitativen Engagements war er konzipiert als eine Plattform für 
religiöse, geistige, kulturelle, soziale und staatsbürgerliche Bildung. 

Mit der Gründung eines KDFB-Zweigvereins 1917 in Stuttgart begann 
die KDFB-Geschichte auch in der Diözese Rottenburg, während in 
der Nachbardiözese bereits 1909 erste badische Zweigvereine in 
Freiburg und Karlsruhe entstanden waren. Im Februar 1919 wurde 
dort offiziell der „Landesausschuss Baden“ – der heutige Diözesan
verband Freiburg – gegründet. Er umfasste damals 212 Zweigvereine, 
in Württemberg gab es zu dieser Zeit 14 Zweigvereine. Mit Aktivitä-
ten wie religiösen Vorträgen und Exerzitien stärkte der Verband in 
politisch unruhigen Zeiten katholische Christinnen in Familie, Beruf 
und ehrenamtlicher Tätigkeit. Obwohl durch das Reichskonkordat 
die Arbeit des KDFB im Dritten Reich stark eingeschränkt war, schaff-
te es der Verband, eine Ausbildung zur Katechetin zu konzipieren. 
Eine Ausbildung, auf der heute noch der Beruf der Gemeinderefe-
rentin basiert.

Nach Kriegsende galt es auch, das kirchliche Leben in Deutschland 
wieder aufzubauen. Der Katholische Frauenbund begann unver
züglich damit – mit ausdrücklicher amtskirchlicher Unterstützung. 
Die Frauen kümmerten sich zusammen mit örtlichen Caritasaus-
schüssen und dem Elisabethenverein besonders um Kriegswitwen- 
und waisen, Evakuierte und Flüchtlinge. Der Verband engagierte 
sich später im Müttergenesungswerk und unterstützte die Frauen in 
ihrer Rolle als Familienfrau mit allen hauswirtschaftlichen Aufgaben. 
KDFB-Frauen übernahmen in ihren Kirchengemeinden Verantwor-
tung und weiteten ihr Engagement schnell auf viele soziale Felder 
aus. Sichtbar ist dies bis heute beispielsweise bei Besuchsdiensten in 
Krankenhäusern, in Pflegeheimen, Senioreneinrichtungen, in Hospi-
zen und bei den Ausgegrenzten unserer Zeit. 
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Auch die Berufsorganisationen nahmen in der Nachkriegszeit ihre 
Arbeit wieder auf. So rief die KDFB-Landfrauenvereinigung (LV) in Ba-
den den Ausbildungsberuf der Dorfhelferin ins Leben. Und bereits 
im Jahr 1949 konnte die LV die ersten sogenannten „Landfrauenta-
ge“ für katholische Frauen im ländlichen Raum veranstalten. Noch 
heute werden diese regelmäßigen „Begegnungstage“ von jeweils 
hochaktuellen gesellschaftspolitischen Themen und kompetenten 
ReferentInnen geprägt.

In den weiteren Jahrzehnten baute der Verband kontinuierlich sei-
ne Arbeit in Kirche und Gesellschaft aus, immer orientiert an den 
jeweiligen gesellschaftlichen Veränderungen und Erfordernissen. So 
veranstaltet der KDFB seit einigen Jahren den „Tag der Diakonin“ und 
fordert so nachdrücklich die Öffnung des geweihten Amtes am Al-
tar auch für Frauen. Seit vielen Jahren richtet sich der Verbandsblick 
auch hin zu den Frauen und Familien, die in den armen Regionen 
dieser Erde leben. Im eigenen Referat „Mission-Entwicklung-Frieden“ 
fördert der KDFB mit mehreren Tausend Euro – oftmals Erlöse aus 
Benefizveranstaltungen seiner Zweigvereine – nachhaltige Entwick-
lungsprojekte, die den Alltag von Frauen im afrikanischen Land Gha-
na erleichtern sollen. Dazu gehören die Unterstützung einer eigens 
für Frauen gegründeten Spar- und Kreditgenossenschaft und ein 
Restaurantprojekt, aber auch die regelmäßigen Reisen von KDFB-
Frauen nach Ghana und Besuche bei den Christinnen des Frauen-
bundes in der dortigen Diözese Jasikan.

Neben einer breiten Angebotsvielfalt für Frauen, die Anregungen 
für ein spirituelles Leben suchen, hat der katholische Frauenverband 
in der Diözese Rottenburg-Stuttgart im Jahr 2010 zusätzlich ein 
besonderes Projekt des KDFB-Bundesverbandes in sein Programm 
aufgenommen. Im mehrmonatigen Fortbildungs- und Mentoring-
programm „Einstieg-Umstieg-Aufstieg“ werden 35-50jährige Frauen, 
die wieder in den Beruf einsteigen wollen, in ihren Kompetenzen 
gestärkt und ermutigt, sich beruflich und persönlich neu zu orien-
tieren. Nach einem Workshop zu vielen Themen des Arbeitslebens 
und einer individuellen Standortbeschreibung erhalten die Teilneh-
merinnen eine persönliche Beraterin. Diese Mentorinnen – von der 
PR-Fachfrau bis hin zur Anwältin – begleiten die Frauen einige Mo-
nate und geben Hilfestellung beim geplanten Berufseinstieg. 

Unter dem Motto „Gemeinsam Zukunft gestalten: Klimagerechtig-
keit“ konkretisierte der KDFB in der Erzdiözese Freiburg sein Engage-

ment vor Ort. In regionalen Frauenbundtagen informierten sich die 
Frauen ausführlich über Ursachen und die globalen Folgen des Kli-
mawandels, diskutierten die Möglichkeiten einer klimaschonenden 
Ernährung und testeten gemeinsam die Varianten regionaler und 
saisonaler Produkte. Die logische inhaltliche Fortsetzung führte zur 
KDFB-Aktion „Frauen steigen aus“. Ziel der Aktion ist es, sich bewusst 
für einen Stromanbieter zu entscheiden, der Strom aus erneuerbaren 
Energien anbietet und ganz auf Atomstrom verzichtet, um so einen 
ganz persönlichen Beitrag zur Bewahrung der Schöpfung zu leisten.

Schwerpunkte im KDFB-Veranstaltungsangebot werden neben Se-
minaren und Vorträgen zu Glauben und Religion weiterhin gesell-
schaftspolitische Themen sein, eng verzahnt mit den verschiedenen 
Lebenswelten von Frauen. Mit Fortbildungsveranstaltungen – etwa zu  
Internet und Web 2.0 oder in Diskussionsforen zum sich wandeln
den bürgerschaftlichen Engagement, zum demografischen Wandel 
oder anderen drängenden Fragen der Zeit – schärft der Verband die 
Sicht seiner Mitgliedsfrauen: auf Gegenwart und Zukunft, auf Gesell-
schaft und kirchliche Handlungsfelder und auf die verschiedenen 
Frauengenerationen.

Karin Lutz-Efinger

Diözesanverband Freiburg
Zähringerstr. 11 a, 79108 Freiburg
Tel. 0761/33733
KDFB.Freiburg@gmx.de
Diözesanvorsitzende: Bärbel Beha
26 Zweigvereine

Diözesanverband Rottenburg-Stuttgart
Bischof-Leiprecht-Zentrum
Jahnstr. 30, 70597 Stuttgart
Tel. 0711/9791-308
frauenbund@blh.drs.de
www.stuttgart.frauenbund.de
Diözesanvorsitzende: Annette Ruck
165 Zweigvereine

Katholischer Deutscher Frauenbund in Baden und Württemberg
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Gründung/Ziele

Die Anfänge der heutigen kfd reichen zurück bis in die zweite Hälf-
te des 19. Jahrhunderts. Damals entstanden in Frankreich Gebetsge-
meinschaften christlicher Mütter. Ab 1856 wurden christliche Mütter-
vereine in Deutschland heimisch. Ab 1915 schlossen sich pfarrliche 
Müttervereine in versch. Diözesen zu „Diözesanverbänden“ zusam-
men, so auch 1917 in der Erzdiözese Freiburg. 1928 wurde der Zen-
tralverband der katholischen Müttervereine, ein Zusammenschluss 
mehrerer Diözesanverbände, auf Bundesebene mit Sitz in Düssel-
dorf gegründet. 1939 lösten die Nationalsozialisten den Verband auf. 
Elemente der Verbandsarbeit konnten unter dem Dach der bischöf-
lichen Ordinariate als kirchliche Frauenarbeit aufrechterhalten wer-
den. 1951 erfolgte die Wiedergründung des Verbandes. 1954 wurde 
die Bundesverbandszentrale in Düsseldorf wieder eingeweiht. 1968 
verabschiedete der Verband eine neue Satzung und mit ihr den Na-
men Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd).
In der kfd sind heute 21 Diözesanverbände mit rund 600.000 Mitglie-
dern in 5.700 pfarrlichen Gruppen zusammengeschlossen. Somit ist 
die kfd der größte Frauenverband und der größte katholische Ver-
band Deutschlands. Der Diözesanverband Freiburg hat heute ca. 
58.000 Mitglieder, der Sitz der Diözesangeschäftsstelle ist im Erzb. 
Seelsorgeamt in Freiburg.

Unser Leitbild, das 2008 verabschiedet wurde, trägt das „kfd – leiden
schaftlich glauben und leben“ und beschreibt in zehn Kernsätzen 
das Selbstverständnis des Verbandes: 

•	 kfd – als katholischer Frauenverband eine kraftvolle Gemeinschaft. 
•	 kfd – eine starke Partnerin in Kirche und Gesellschaft.
•	 kfd – ein Frauenort in der Kirche, offen für Suchende und Fragende.
•	 Wir machen die bewegende Kraft des Glaubens erlebbar.
•	 Wir setzen uns ein für die gerechte Teilhabe von Frauen in der Kirche.
•	 Wir schaffen Raum, Begabungen zu entdecken und weiterzuent-

wickeln.
•	 Wir stärken Frauen in ihrer Einzigartigkeit und in ihren jeweiligen 

Lebenssituationen.
•	 Wir engagieren uns für gerechte, gewaltfreie und nachhaltige 

Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Einen Welt.
•	 Wir handeln ökumenisch und lernen mit Frauen anderer Religionen.
•	 Wir fördern das Miteinander der Generationen. 

Katholische Frauengemeinschaft 
Deutschlands (kfd) 

Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd) – 
Diözesanverband Freiburg
Okenstraße 15, 79108 Freiburg
Tel.: 0761/5144-196
E-Mail: info@kfd-freiburg.de
www.kfd-freiburg.de
www.kfd.de

Der Diözesanvorstand nach der Neuwahl im November 2011
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Themen/Erfolge

Unsere Themen ergeben sich aus unserem Leitbild. Wir sind ein Ver-
band von Frauen für Frauen in Kirche und Gesellschaft. Einige Bei-
spiele aus unseren Handlungsfeldern waren/sind:

In Kirche
•	 Bei uns sind Frauen willkommen, die auf der Suche nach Antwor-

ten auf ihre Lebens- und Glaubensfragen sind. Wir ermöglichen 
Glaubenserfahrungen für Frauen und ermutigen sie, neue Aus-
drucksformen ihres Glaubens zu suchen, gerade in unseren spiri-
tuellen Angeboten (z. B. den „Quellenwochen“).

•	 In unseren kfd Gruppen auf Pfarrebene finden Frauen ein lebendi-
ges, wertschätzendes Miteinander und die Gemeinschaft Gleich-
gesinnter.

•	 Auf allen Ebenen der Erzdiözese bringen kfd Frauen in kirchlichen 
Gremien ihren Blickwinkel und ihre Positionen ein. So z. B. durch 
die Mitarbeit in Pfarrgemeinde- und Dekanatsräten und im Diöze-
sanrat. Frauen können in der kfd ihre Charismen und ihre Fähigkei-
ten entfalten und persönlich wachsen.

•	 Mit Bildungsangeboten werden kfd Frauen gefördert und auch 
für Leitungsaufgaben qualifiziert.

In Gesellschaft
•	 Die kfd war einer der federführenden Verbände, die sich für die 

Einführung eines Ehrenamtsnachweises einsetzte. Die Vereinbar-
keit von Familien-, Erwerbs- und ehrenamtlicher Arbeit ist uns ein 
Anliegen, das wir auch auf politischer Ebene einbringen.

•	 Gemeinsam mit anderen kath. Verbänden wurde ein „Rentenmo-
dell“ entwickelt, mit dem wir uns in die gesellschaftspolitische 
Diskussion einmischen.

•	 „Häusliche Gewalt ist kein Schicksal!“ – Unter diesem Motto steht 
die kfd-Aktion gegen häusliche Gewalt.

u. v. m., s. a.: 
http://www.kfd-bundesverband.de/projekte.html

Ausblick

Mit verstärkten Maßnahmen zur Stärkung des Verbandsbewusstseins 
erreichten wir bei vielen Mitgliedern eine höhere Verbandsidentität, 
d. h. die Mitglieder sind stolz, dem größten Frauenverband Deutsch-
lands anzugehören. Das spornt an, sich weiter für die Anliegen von 
Frauen stark zu machen und auch kritische Themen, gerade im 
kirchlichen Bereich, anzugehen. Die Arbeit mit und für Frauen ist in 
unserer Kirche nach wie vor wichtig und unersetzlich, damit einmal 
wahr wird, was die deutschen Bischöfe bereits 1981 in ihrem Wort „Zu 
Fragen der Stellung der Frau in Kirche und Gesellschaft“ so beschrie-
ben haben: „Die Kirche soll Modell für das gleichwertige und partner-
schaftliche Zusammenleben und -wirken von Männern und Frauen 
sein.“ (Kap. III,1; S. 19).

Weiterhin sind Maßnahmen für die Zukunftsfähigkeit der kfd zu er-
greifen – verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, um das Bewusstsein „wir 
sind viele und gemeinsam können wir vieles erreichen“ zu schärfen.
 

Begegnungen von kfd-Frauen beim Diözesantag 2010
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Was wir sind

WIZO ist eine weltweite, überparteiliche Frauenorganisation, die in 
Israel ca. 800 Institutionen unterhält, in denen Frauen, Kinder, Jugend
liche und alte Menschen betreut werden – unabhängig von deren 
Herkunft und Religion.

Geschichte 

1920 gründete Lady Rebecca Sieff in London die WIZO. Der deutsche 
„Kulturverein“ wurde der WIZO angegliedert, setzte seine Arbeit aber 
eigenständig fort und schickte weiterhin Lebensmittel und andere 
Güter nach Palästina. 

1946, gleich nach dem Krieg, gründeten sich in Deutschland wie-
der erste WIZO-Gruppen in den Lagern für „Displaced Persons“, den 
Überlebenden des Holocaust. Schon im ersten Jahr gab es etwa 
3.000 Mitglieder in 30 verschiedenen Lagern. Die Arbeit der WIZO 
konzentrierte sich hier zuerst auf die Organisation von Kindergärten 
und Sozialstationen, die sich um schwangere Frauen und stillende 
Mütter kümmerten. Später wurden verschiedene Aktivitäten wie Nä-
hen und Stricken und Kurse in Hebräisch und Englisch angeboten. 

1947 wurde die erste WIZO-Gruppe außerhalb eines DP-Lagers in 
Hamburg mit Hilfe der Mutterföderation WIZO England gegründet. 
In den folgenden Jahren bildeten sich weitere Gruppen in Berlin, 
Frankfurt und München.
Nach einem Foto des Stuttgarter Stadtarchivs existierte die erste 
WIZO-Gruppe in Stuttgart ab 1947 innerhalb des DP-Lagers. Aktive 
jüdische Frauen in Stuttgart haben wegen ihrer Erfahrungen aus der 
Shoa mit Tombolas bei Veranstaltungen Geld für Israel gesammelt.

1984 erfolgte die Gründung der WIZO als mildtätiger Verein. 2012 ver-
anstalten wir den 29. WIZO Basar. Er ist ein gesellschaftliches Ereignis 
und eine Brücke von Stuttgart nach Israel.

Die WIZO ist eine von der UNO anerkannte Nicht-Regierungs-Orga-
nisation (NGO), Mitglied der UNICEF, Beraterstatus in der ECOSOC.

WIZO – Gruppe Württemberg e. V.

„Wenn es die WIZO noch nicht gäbe, so 
müsste man sie heute gründen.“
David Ben Gurion
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Was wir tun

WIZO für Frauen

•	 Theodor Heuss-Familientherapiezentrum
•	 Frauenhäuser
•	 Hilfe für Familien von Kriegs- und Terroropfern
•	 Beratungsstellen für Familienprobleme
•	 Rechtsberatung für Frauen und Mädchen in Not
•	 Zentren für alleinerziehende Mütter
•	 Fortbildungsseminare und Umschulungen

WIZO für Kinder und Jugendliche

•	 Tagesstätten mit Einrichtungen zur Behandlung von  
sensomotorischen Störungen

•	 Babyheime, Vorschulkindergärten, Kinderhorte
•	 Pädagogische Zentren für Kinder, Jugendclubs
•	 Kinderdorf-Familien
•	 Kindernotruf
•	 Landwirtschafts- und Berufsschulen
•	 Berufsschulen für Mädchen
•	 Rehabilitation und Förderung für gefährdete Jugendliche
•	 Neri Bloomfield College

WIZO für Senioren

•	 Altenheime
•	 Seniorenclubs und betreute Werkstätten
•	 Mobile Bibliotheken
•	 Kurse und Seminare
•	 Telefonseelsorge

WIZO für Neueinwanderer

•	 Hilfe bei der Eingliederung, Rechtsberatung
•	 Sprachkurse, Programme in Einwanderungszentren

WIZO – Gruppe Württemberg e.V.
Hospitalstr. 36, 70174 Stuttgart
Tel.: 0711/22 64 901 
Montag 10 –12 Uhr 
E-Mail: wizostuttgart@aol.com
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Der LandFrauenverband Südbaden (LFVS) wurde am 4. Januar 1949 
in Freiburg gegründet. Der Verband ist parteipolitisch unabhängig 
und überkonfessionell. Das Verbandsgebiet erstreckt sich von Rastatt 
über den Schwarzwald bis zum Bodensee. Ziel war es, den ländlichen 
Hausfrauen berufliche, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklungs-
möglichkeiten zu schaffen. Die Frauen kämpften um mehr Anerken-
nung, Bildung, Mitbestimmung und ökonomische Selbständigkeit. 
Der Funke der Begeisterung sprang schnell über und sechs Jahre nach 
der Gründung gab es bereits 100 LandFrauenvereine in Südbaden.

Die Mitglieder waren zu Beginn vor allem Bäuerinnen. Die Frauen 
suchten nach den harten Kriegsjahren Kontakt, Erfahrungsaus-
tausch und gegenseitige Hilfe. Sie wollten ihr fachliches Wissen er-
weitern und das Leben unter veränderten Bedingungen meistern 
lernen. In den 50er und 60er Jahren kamen gesundheitsfördernde 
Maßnahmen hinzu, zum Beispiel Erholungskuren für LandFrauen 
und Gymnastikkurse. Sie waren ein wichtiger Ausgleich für die hart 
arbeitenden Frauen. Es fanden zudem die ersten Exkursionen in die 

Schweiz und nach Frankreich statt. Die siebziger Jahre waren ge-
prägt von der Gebiets- und Schulreform: Der LFVS stiegt intensiv in 
die Diskussion um die Erweiterung der Einzugsbereiche für Schulen 
ein. Dank des Einsatzes der LandFrauen konnten damals kleinere 
Einzugsbereich und eine gut funktionierende Schülerbeförderung 
durchgesetzt werden.

Der Strukturwandel setzte sich in den achtziger Jahren ungebremst 
fort und stellte die LandFrauen vor neue Herausforderungen. Über 
das im Jahr 1984 gegründete gemeinnützige Bildungs- und Sozial-
werk führte der LFVS Schulungen ein, die den Bäuerinnen bei der 
Erschließung zusätzlicher Einkommensquellen halfen. Im Schwarz-
wald zählen dazu vor allem Angebote wie Urlaub auf dem Bauern-
hof, Direktvermarktung und Hofcafés. Diese Betriebszweige werden 
in der Regel von der Frau gemanagt. Ohne diese Erwerbskombi-
nationen wären viele landwirtschaftliche Familienbetriebe heute 
nicht mehr existenzfähig. Im Zuge des Strukturwandels änderte 
sich auch die Mitgliederstruktur: Immer mehr Frauen außerhalb der 

LandFrauenverband Südbaden

Gründungszeit: Südbadische LandFrauen im Aufbruch Der LFVS heute: LandFrauen machen sich fit für die Kommunalpolitik
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Landwirtschaft schlossen sich dem LFVS an. Durch das Zusam-
menspiel von Bäuerinnen und Nichtbäuerinnen eröffnete sich die 
einzigartige Chance, den Dialog zwischen Erzeugern und Verbrau-
chern zu führen. 1994 initiierte der LFVS das Projekt „Botschafterin für 
Agrarprodukte aus der Region“. Qualifizierte LandFrauen werben für 
den Genuss regionaler und saisonaler Produkte und leisten damit 
einen wichtigen Beitrag zur regionalen Wertschöpfung und zum 
Erhalt unserer Kulturlandschaft. Mit großem Erfolg: Das Projekt wur-
de von anderen Landesverbänden übernommen, inzwischen gibt 
es bundesweit Agrarbotschafterinnen. Mitte der neunziger Jahre 
gelang den LandFrauen mit vereinten Kräften die Einführung der 

„Bäuerinnenrente“, als eigenständige Alterssicherung der Ehegattin 
landwirtschaftlicher Unternehmer. Anfang 2000 startete der LFVS 
eine großangelegte Medienoffensive. Er machte die Frauen im länd-
lichen Raum fit im Umgang mit den neuen Medien und forderte 
parallel flächendeckend schnelle Internetverbindungen. Gerade im 
ländlichen Raum sind kurze Wege im Internet unabdingbar für ein 
funktions- und zukunftsfähiges Wirtschaftsleben.

Heute zählt der LFVS rund 20.000 Mitglieder, die in 280 Ortsvereinen 
zusammengeschlossen sind. Der Verband bündelt die Interessen 
und Bedürfnisse der Frauen und Familien im ländlichen Raum und 
artikuliert diese gegenüber Politik und Gesellschaft. Eine erfolgrei-
che Interessenvertretung erfordert ein Denken und Handeln über 
Verbandsgrenzen hinweg, der LFVS arbeitet deshalb mit vielen an-
deren Verbänden und Organisationen zusammen. Dazu gehören 
unter anderem die Arbeitsgemeinschaft der drei LandFrauenver-
bände Baden-Württembergs und der Landesfrauenrat. Mehr als 
145.000 Teilnehmende nutzen jährlich das Schulungsangebot des 
Bildungswerks des LFVS zur persönlichen und beruflichen Weiterbil-
dung. Frauen im ländlichen Raum eröffnen sich dadurch zusätzliche 
Einkommensperspektiven. Sie werden motiviert öffentliche Ämter 
zu übernehmen und sich in Gremien einzubringen. Sie erhalten Un-
terstützung bei der Ausübung ihres ehrenamtlichen Engagements. 
Sie tauschen über das weitverzweigte LandFrauennetzwerk Erfah-
rungen aus mit Frauen in ähnlichen Lebenssituationen.

Der ländliche Raum wird in den kommenden Jahren großen Verän-
derungen unterworfen sein: Neben dem Strukturwandel stellt die 
demographische Entwicklung eine besondere Herausforderung 
dar. Ländliche Räume werden stärker von Schrumpfungs- und Al-
terungsprozessen betroffen sein als die Verdichtungsräume. Mit 
einer zurückgehenden Bevölkerung ist eine weitere Ausdünnung 
der Infrastruktur im ländlichen Raum zu befürchten. Die ländlichen 
Räume müssen sich für die Zukunft rüsten, um für Menschen jeden 
Alters attraktiv zu bleiben. Das aktuelle Motto des LFVS lautet des-
halb „Lust auf Zukunft“: Wir wollen aktiv die Weichen stellen für eine 
lebenswerte Zukunft im ländlichen Raum. Frauen sind Motor der 
ländlichen Entwicklung, ihre Ideenvielfalt und ihr Unternehmertum 
werden dringender denn je gebraucht, um die speziellen Herausfor-
derungen des ländlichen Raums erfolgreich zu meistern.

Birgitta Klemmer, 
Geschäftsführerin des LFVS

LandFrauenverband Südbaden
Friedrichstraße 41
79098 Freiburg im Breisgau
Landfrauenverband-suedbaden.de
Tel: 0761/2713328
Fax: 0761/27133145
E-Mail: landfrauenverband@blv.de

Gründung: 04.01.1949
rund 20.000 Mitglieder (2011)



32

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Der Anfang

Der DGB-Landesbezirk Württemberg-Baden nahm zum 1. Januar 
1950 seine Arbeit auf und ist damit älter als das Bundesland. Die 
gewerkschaftliche Frauenarbeit gehörte von Anfang an dazu – und 
das mit gutem Grund: 1950 hatten die DGB-Gewerkschaften rund 
132.000 weibliche Mitglieder, das entsprach einem Anteil von 21,3 %. 
Die Frauenerwerbsquote lag bei 32 %. Damit nahm Baden-Württem-
berg einen Spitzenplatz ein – sowohl bei den Gewerkschaftsmitglie-
dern als auch bei der Erwerbsquote. 

Die baden-württembergischen Frau-
en arbeiteten vor allem in der Tex-
til- und Bekleidungsbranche, in der 
Metall- und Elektroindustrie, im Handel, 
Verkehr, öffentlichen Dienst und in den 
„häuslichen Diensten“. Ihre Haupt-
anliegen waren schon damals die 
„Beseitigung der Minderentlohnung 
von Frauen“ und die Forderung nach 
gleichem Entgelt für gleichwertige 

Arbeit. Die Verbesserung der Berufsausbildung für Mädchen, das 
Mutterschutzgesetz und die 5-Tage-Woche standen ebenfalls auf 
der Agenda der Gewerkschaftsfrauen. Ein Kernanliegen war die ei-
genständige soziale Sicherung der Frauen im Alter.

DGB-Landesbezirk Württemberg-Baden 

Gewerkschaftliche Frauenarbeit – 
heute so wichtig wie damals

Die Entwicklung 

Entgeltgleichheit, berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, Altersruhegeld, 
Ausbau der Kinderbetreuung – das waren die Themen, die in der Ge-
schichte der gewerkschaftlichen Frauenarbeit Baden-Württembergs 
immer wieder im Vordergrund standen. Die Gewerkschaftsfrauen ha-
ben über all die Jahre die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
gefordert, weil die Kolleginnen in den Betrieben massive Schwierig-
keiten hatten, ihre Familienpflichten mit den Erfordernissen des Ar-
beitsplatzes in Einklang zu bringen. Waren die Anfeindungen lange 
Zeit groß – Stichwort „Rabenmütter“ -, ist es doch gelungen, das The-
ma in alle Ebenen der Gesellschaft und der Politik zu bringen und 
Fortschritte zu erzielen. Die Forderung der Frauen nach gleichem 
Entgelt fand auch innerhalb der – männlich dominierten – Gewerk-
schaften nicht immer Unterstützung. Viele Tarifverträge stuften Frau-
entätigkeiten schematisch in „leichte Arbeiten“ und damit in niedri-
gere Entgelte ein. Kundgebungen und Mitarbeit der Frauen in den 
Tarifkommissionen führten zu einem allmählichen Umdenken in den 
Köpfen der Männer.

1969 im Gründungsjahr des Landesfrauenrates war es für die frauen-
politischen Akteurinnen im Land, allen voran die DGB-Frauensekre-
tärin Irma Jochims, offensichtlich, dass nur ein gemeinsamer Dach-
verband „die Nöte der Arbeitnehmerinnen und der Frauen im Land“ 
wirksam beseitigen konnte. Ausschlaggebend für die Einschätzung 
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war die Tatsache, dass im Landesparlament nur noch eine einzige 
Frau die Interessen der Frauen im Land vertreten konnte. Dies war 
ein politischer Aufbruch der Frauen mit dem Ziel, gemeinsam für 
ihre Interessen einzustehen.

Im Vorstand des Landesfrauenrats arbeiteten von nun an Kirchen-
frauen, Landfrauen, Gewerkschaftsfrauen, Parteifrauen und Akademi-
kerinnen im Interesse der Frauen in Baden-Württemberg zusammen. 
Das war nicht immer einfach, da die Verbandsinteressen unter-
schiedlich gelagert waren und auch die Männer in den jeweiligen 
Dachverbänden ihren Einfluss geltend machen wollten. Der ge-
meinsame Antrag des Landesfrauenrates zum § 218 im Jahr 1988 
war ein großartiger Erfolg nicht nur für die Gewerkschaftsfrauen, die 
ihn angestoßen hatten, sondern für alle Frauen im Land. Schnell ver-
netzten sich die Frauenvertreterinnen der einzelnen Verbände auch 
in anderen Institutionen. Die Gewerkschaftsfrauen waren von An-
fang an z. B. in der Verbraucherzentrale und im Landesverband zur 
Erforschung und Bekämpfung des Krebses vertreten.

In den 70er Jahren veränderte sich die Situation der berufstätigen 
Frauen gravierend. Die Arbeitslosenquote stieg an; wie bereits in 
den Nachkriegsjahren waren wieder die Frauen besonders betrof-
fen. Ihr Anteil an den Arbeitslosen lag bei über 50 %, viele hatten 
keine Berufsausbildung und die Konzentration auf wenige Berufe 
erwies sich als fatal. Die Frauen zogen sich vom Arbeitsmarkt zurück 
in die materielle Abhängigkeit als Mutter und Hausfrau. In dieser 
Zeit forderten die Gewerkschaftsfrauen verstärkt die Verkürzung der 
täglichen Arbeitszeit als Mittel zur Verringerung der Arbeitslosigkeit.

Heute

Wir haben heute die bestausge-
bildete Frauengeneration, die 
das Land je hatte. Die Frauener-
werbsquote ist mit fast 70 % im-
mer noch eine sehr hohe. Und 
doch liegt noch vieles im Argen. 
Der gewerkschaftliche Frauens-
logan „Mehr Zeit zum Leben, 
Lieben, Lachen“ gilt für beide 
Geschlechter, deshalb setzt sich 
der DGB nach wie vor für eine 

verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein. Die demografi-
sche Entwicklung und der prognostizierte Fachkräftemangel führen 
wieder einmal zu einem gesteigerten Interesse der Wirtschaft an 
Frauen als qualifizierten Arbeitskräften. 

Die Bedeutung der Rahmenbedingungen für die Berufstätigkeit von 
Männern und Frauen wie gute außerfamiliäre Kinderbetreuung sind 
heute im öffentlichen Bewusstsein, in Politik und Unternehmen an-
gekommen. Nachholbedarf sehen die DGB-Frauen beim Berufswahl-
verhalten von Mädchen und jungen Frauen. Deshalb brauchen wir 
Initiativen wie Girls’ Day oder MINT, immer das Ziel vor Augen, Frauen 
in ihrer finanziellen Eigenständigkeit zu stärken. Auch die Forderung 
nach gleichem Lohn für gleichwertige Arbeit ist immer noch aktuell. 

In frauentypischen Berufsfeldern wie Pflege und Bildung liegt das 
Einkommensniveau deutlich unter dem in vergleichbaren män-
nerdominierten Branchen. Der Bereich der Pflege und Erziehung 
braucht eine Aufwertung, aber auch dort, wo Pflege in der Familie 
erbracht wird – und diese wird hauptsächlich von Frauen geleistet – 
müssen gesetzliche Rahmenbedingungen wie ein Pflegezeitgesetz 
analog zum Elternzeitgesetz geschaffen werden, um zu verhindern, 
dass das Pflegen von Angehörigen direkt in die Altersarmut mündet.

DGB Frauen Baden-Württemberg
Willi-Bleicher-Str. 20
70174 Stuttgart
www.bw.dgb.de
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Business and Professional Women e. V. (BPW) ist ein internationaler 
Verband, der in mehr als 100 Ländern vertreten ist. Er ist ein berufs-
übergreifendes, überparteiliches und überkonfessionelles Berufsnetz-
werk von Frauen.

Bereits 1919 fordert die amerikanische Rechtsanwältin Lena M. Phillips 
Frauen in den USA dazu auf, mutiger zu sein, sich gegen jede Form 
der Diskriminierung einzusetzen und sich lokal aktiv zu vernetzen. 
Damit ist der Grundstein für die Gründung des BPW gelegt. Das Leit-
bild ist für die damalige Zeit sehr fortschrittlich: bessere Ausbildungs-
angebote für Frauen und Förderung ihrer Berufstätigkeit.	

Business and Professional Women e. V. 

21 Vorsitzende haben den Club Karlsruhe in 60 Jahren geleitet – zu sehen 
auf einem 6 m langen Leporello

Wir Frauen von „GESTERN“ wünschen uns mit
den Frauen von HEUTE für die Frauen von MORGEN 
weiterhin eine erfolgreiche Zusammenarbeit.

Diese Ideen überzeugen auch Dr. Marie Munk und führen 1931 zur 
Gründung einer Vereinigung berufstätiger Frauen in Deutschland. 
Die Nationalsozialisten stellen die Organisation 1933 vor die Wahl, 
sich entweder dem NS-Frauenbund anzuschließen oder im Ausland 
die politischen Interessen Deutschlands zu vertreten. Die Vereini-
gung beugt sich diesem Druck nicht und löst sich im selben Jahr auf. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg gründen sich zahlreiche Verbände 
neu. Die ältesten deutschen Clubs des BPW Germany e. V. feiern 2011 
ihr 60-jähriges Bestehen. In Baden-Württemberg sind das die Clubs 
Stuttgart und Karlsruhe. Der Club Mannheim-Ludwigshafen feiert 
2012 dieses Jubiläum. 

Das Karlsruher Gründungsmitglied Dr. Alice Haidinger berichtet bei 
der Jubiläumsfeier von den Anfängen des Verbands in den 50er Jah-
ren, unter anderem von einer Studienreise zu Clubs in den USA, bei 
der sie „democracy“ lernen sollte. 
Derzeit gehören zu BPW Germany 42 Clubs mit etwa 2.000 Mitglie-
dern. In Baden-Württemberg sind sechs Clubs aktiv: Hohenlohe, 
Karlsruhe, Mannheim-Ludwigshafen, Region Lörrach, Stuttgart und 
Ulm. Wir sind Mitglied im Landesfrauenrat BW, zurzeit vertreten 
durch Monika Harnischfeger vom Club Karlsruhe; Stellvertreterin ist 
Alexandra Klaes, Club Stuttgart.

Die ursprünglichen Ziele des BPW haben sich verlagert: Berufsaus-
bildung und -tätigkeit von Frauen sind inzwischen selbstverständlich. 
Heute geht es um mehr Chancengleichheit, qualifizierte Arbeitsplät-
ze und gerechte Entlohnung für Frauen. 
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Der BPW will

•	 berufstätige Frauen unterstützen, um wirtschaftliche und soziale 
Gleichstellung von Frauen voranzubringen

•	 bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und Männer
•	 politische Einflussnahme zugunsten berufstätiger Frauen
•	 Verständigung und Austausch zwischen berufstätigen Frauen vor 

Ort und weltweit, Ausbau des Netzwerkes
•	 stärkeres Engagement von Männern und institutionellen Akteu-

ren bei der Umsetzung unserer Ziele

Der BPW wendet sich an Frauen aller Alters- und Berufsgruppen 
und bietet in seinen lokalen, regionalen und nationalen Treffen den 
Mitgliedern die Möglichkeit, sich zu informieren, sich auszutauschen, 
sich zu vernetzen und sich beruflich und persönlich weiterzuent-
wickeln. Bei aktiver Mitarbeit im BPW können sie im „geschützten 
Raum“ ihre Fähigkeiten erproben.

Young BPW ist eine eigene Arbeitsgruppe innerhalb des BPW und 
richtet sich gezielt an junge Frauen bis 35 Jahre, die ihren beruflichen 
und privaten Weg bewusst planen und das Netzwerk des BPW nut-
zen wollen.

Wir Frauen von „GESTERN“ wünschen uns mit
den Frauen von HEUTE für die Frauen von MORGEN 
weiterhin eine erfolgreiche Zusammenarbeit.

Aktion zum Equal Pay Day im Modehaus Schöpf auf der Kaiserstraße in Karlsruhe 
am 25. März 2011

Unabhängig vom Alter können sich Mitgliedsfrauen in das bundes-
weite Mentoring-System des BPW einklinken, um sich bei der Um-
setzung ihrer beruflichen Entwicklung unterstützen zu lassen. Ein 
weiteres Angebot ist PEP (Personal Empowerment Program), ein 
Trainingsprogramm für Frauen, die sich auf Führungsaufgaben im 
beruflichen und gesellschaftlichen Bereich vorbereiten wollen.

Der Club Ulm, gegründet 2001, arbeitet schwerpunktmäßig in loka-
len Netzwerken im Bereich der beruflichen Weiterbildung. Die Ange-
bote werden auch gerne von Nichtmitgliedsfrauen angenommen.

„Gleicher Lohn für alle“ ist Thema im BPW seit den 50er Jahren. Der 
BPW Germany war 2008 Initiator des ersten „Equal Pay Days“ (Sym-
bol „Rote Tasche“). Er markiert die Zahl der Arbeitstage, die Frauen 
im Durchschnitt länger arbeiten müssten, um das durchschnittliche 
Vorjahresgehalt von Männern zu erreichen. Inzwischen hat sich ein 
nationales Aktionsbündnis gebildet, das sich in vielfältigen Aktions-
formen für eine gerechtere Entgeltgestaltung einsetzt. 

Im Rahmen der Veranstaltungsreihe Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf organisierte der Club Karlsruhe 2010 eine Podiumsdiskussion 
zum Thema „Familienbewusste Unternehmenspolitik – Gedöns oder 
Standortvorteil?“, die neue Ansätze zu diesem Thema lieferte und auf 
großes Interesse stieß. In Kooperation mit Partnern aus allen gesell-
schaftlichen Bereichen sollen auch künftig gemeinsam Ideen und 
Lösungen zum Thema „Expedition familienbewusste Unternehmen“ 
in der Region Karlsruhe entwickelt werden.

Der BPW Germany setzt sich für die Durchsetzung der „Nürnberger 
Resolution“ ein, die eine (gesetzliche) Regelung zur Erhöhung des 
Frauenanteils in Vorständen, Aufsichtsräten und Führungspositio-
nen fordert. Eine freiwillige Selbstverpflichtung der Unternehmen 
hatte bislang keinen Erfolg.

Dagmar Bunk, Monika Harnischfeger, Traudel Theune

www.bpw-germany.de
www.bpw-karlsruhe.de
www.bpw-stuttgart.de
www.bpw-ulm.de
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„1946 habe ich Staatsexamen gemacht. Eine dann notwendige 
Weiterbildungsstelle zu ergattern in den Kliniken war nach 
Beendigung des Krieges für uns junge Frauen wahnsinnig schwierig, 
bevorzugt wurden die Männer, vor allem die Kriegsteilnehmer. 
Erschwerend kam hinzu, dass man für die Tätigkeit an den Kliniken 
noch zuzahlen musste, was wir, bzw. die Eltern teilweise nicht 
konnten oder nicht wollten. 1956 konnte ich meine eigene 
Kinderarztpraxis eröffnen, allerdings nur auf privatärztlicher Basis 
und mit lediglich Ersatzkassenzulassung. 
Erst 4 Jahre später bekam ich die allgemeine Kassenzulassung, 
damals wie heute gab es eine allgemeine Zulasssungssperre.“

So der Bericht einer Kollegin Jahrgang 1922.

„Mir wurde bei der Bewerbung um eine Weiterbildungsstelle vom  
Chefarzt mitgeteilt, dass ich ja leider noch im gebärfähigen Alter sei 
und somit Schwierigkeiten vorhersehbar seien.“

So der Bericht einer jungen Kollegin Jahrgang 1979.

Deutscher Ärztinnenbund e. V. 
Regionalgruppe Baden-Württemberg
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Für beide Ärztinnen war es ein Anlass in den Deutschen Ärztinnen-
bund (DÄB) einzutreten, wodurch sie sich Unterstützung und Aus-
tausch untereinander versprachen.

Der DÄB wurde 1924 gegründet, 1936 von den Nationalsozialisten 
aufgelöst und 1950 restrukturiert. Ab 1951 begannen sich regionale 
Gruppen zu bilden. Die Gruppe Baden-Württemberg gibt es seit den 
50er Jahren. Jede Gruppe hat ein eigenes Budget und gestaltet eigene 
Programme.

Sowohl dem Bundesverband wie den Regionalgruppen sind Wah-
rung und Förderung der beruflichen und sozialen Interessen von Ärz-
tinnen und Zahnärztinnen Grundsatz und Aufgabe, den Zusammen-
halt und persönliche Verbindungen unter Kolleginnen zu stärken, 
Förderung wissenschaftlicher Arbeiten, Förderung von Modellen 
und Projekten der Frauenforschung, Mitarbeit in ärztlichen Körper-
schaften, Zusammenarbeit mit anderen Verbänden insbesondere 
Frauenverbänden, Mitarbeit im Medical Women’s International As-
soziation u. a. m.

Von Mitgliedern der Gruppe Baden-Württemberg wurde eine öf-
fentlich beachtete Stellungnahme zur Präimplantationsdiagnostik 
erarbeitet und es wurden 2 Stiftungen eingerichtet, die zum einen 
alle 2 Jahre einen Wissenschaftspreis für junge Kolleginnen vergibt 
und zum anderen allgemeinnützige ärztlich begründete Anliegen 
unterstützt. 

Alle 2 Jahre findet ein Kongress des DÄB statt, 1952 und 1983 von der 
Gruppe Baden-Württemberg organisiert.

Unsere zukünftigen Aktivitäten in Baden-Württemberg sehen wir 
in der weiteren Vernetzung und Unterstützung von Ärztinnen in 
Baden-Württemberg. Anhand von Treffen und Vorträgen wollen wir 
besonders jungen Kolleginnen Beispiele und Vorbilder zeigen. In 
Zeiten von Ärztemangel engagieren wir uns für familienfreundliche 
Rahmenbedingungen im Krankenhaus und in der Praxis, damit jede 
ausgebildete Ärztin beruflich tätig sein kann. 

Bundesgeschäftsstelle Deutscher Ärztinnenbund e. V.
Herbert-Lewin-Platz 1 (Wegelystr.)
10623 Berlin

www.aerztinnen-bw.de

Gründungsdatum: 1924 in Berlin
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Der DAB ist ein unabhängiger, überparteilicher und überkonfessi-
oneller Verband von Frauen mit Universitäts- und Fachhochschul-
abschluss. Er ist offen für Akademikerinnen aller Fach- und Berufs-
richtungen. Auch Studentinnen sind in unserem Verband herzlich 
wollkommen. Der DAB arbeitet regional in örtlichen Gruppen, lan-
des- und bundesweit in Ausschüssen und Arbeitskreisen und als 
Mitglied der Landesfrauenräte und des Deutschen Frauenrats, inter-
national als Mitgliedsverband in University Women of Europe UWE 
und International Federation of University Women IFUW. Tagungen, 
Tagungsbände und die Zeitschrift Konsens fördern den Gedanken-
austausch unter den Mitgliedern. 

Gemeinsam sind Frauen stark

Die Initiative zur Schaffung eines Dachverbandes bereits bestehender 
akademischer Frauenvereine ergriff 1926 die Reichstagsabgeordnete 
Dr. rer. pol. Marie-Elisabeth Lüders. Um gemeinsam die Interessen der 
Frauen besser vertreten zu können, hatten sich Akademikerinnen un-
terschiedlicher Profession zusammengeschlossen. Sie engagierten 
sich für die gleichberechtigte Partizipation von Frauen an Wissen-
schaft und Politik. Wichtige Ziele waren die Verbesserung von Mäd-
chenbildung und Teilhabe der akademisch gebildeten Frauen am 
Berufsleben. Die angestrebte überregionale Vernetzung schlug sich 
in der Bildung von Regionalgruppen nieder – u. a. in Freiburg, Heidel-
berg, Karlsruhe, Mannheim, Stuttgart – und in der Beteiligung des 
DAB am Aufbau weiterer Frauenverbände.

Deutscher Akademikerinnenbund e. V.

60 Jahre – Erfolgreiche Baden-Württembergerinnen

Unter dem nationalsozialistischen Regime wurde der DAB 1933 auf-
gelöst. 1951 gehörte der 1949 bundesweit wiedergegründete DAB zu 
den Gründungsmitgliedern des Deutschen Frauenrats. Dort betätig-
te sich Dr. Elisabeth Schwarzhaupt, MdB und 1961 bis 1966 erste Bun-
desministerin, für den DAB von 1968 bis 1972 im Vorstand. So wundert 
es nicht, dass sich Mitglieder des gut vernetzten DAB 1969 für die 
Gründung des Landesfrauenrats Baden-Württemberg einsetzten. Die 
Diplom-Volkswirtin Hilde Renner, Mitglied des DAB-Stuttgart, gehör-
te zu den sieben Frauen, die durch ihre Mitwirkung im Gründungs-
vorstand 1969 bis 1972 den Landesfrauenrat BW aufbauten. 

Als frauenpolitisch sehr aktiv erwiesen sich in den ersten Jahrzehnten 
der BRD die DAB-Juristinnen. Zwei Freiburgerinnen engagierten sich 
wirkungsvoll im Rechtsbereich. Dr. Maria Plum unterstützte das Kassler 
DAB-Mitglied Dr. Elisabeth Selbert dabei, die Gleichstellung der Ge-
schlechter Artikel 3 Absatz 2 im Grundgesetz zu verankern. Dr. Karola 
Fettweis wirkte am Eherechtsreformgesetz von 1977 mit. Die Sozial-
rechtsexpertin Dr. Annelies Kohleiss, Mitglied des DAB-Stuttgart und 
Vorstandsmitglied des Landesfrauenrats BW 1974 bis 1977, engagierte 
sich für die eigenständige Sicherung der Frauen im Rentenrecht.

Von Mobbing sind zu zwei 
Drittel Frauen betroffen. DAB-
Veranstaltung zum Thema 
„Mobbing kann jede(n) treffen“.
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In den letzten Jahren wurden Themen wie Gender Mainstreaming 
bearbeitet und Gender-Veranstaltungen durchgeführt wie „Gender- 
Medizin: Frauenherzen schlagen anders“, „Gendergerechte Bezahlung: 
Zwischen Herdprämie und Equal Pay“ oder „Frauen am Arbeitsplatz: 
Verunsichert, schikaniert, ausgegrenzt? – Mobbing kann jede(n) treffen“.

Gegenwarts- und Zukunftsfragen – 
Frauen in Führungspositionen

In Baden-Württemberg arbeiten derzeit die Regionalgruppen Frei-
burg (www.dab-freiburg.de), Rhein-Neckar-Dreieck und Württemberg 
sowie deren Zusammenschluss zur AG Deutscher Akademikerinnen-
bund Baden-Württemberg (Vorsitzende: Dr. Margarete Finck).

Zurzeit konzentrieren diese Gruppen ihr Engagement auf den Zu-
gang von Frauen zu Führungs- und Spitzenpositionen sowie familien-
freundliche Arbeitsbedingungen, die eine bessere Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie für Frauen und Männer ermöglichen. Der DAB ist 
auch Mitglied der Nürnberger Resolution und vertritt die Durchset-
zung von Quotierungen in Aufsichtsräten und Führungspositionen. 

Der DAB-Württemberg ist direkt mit der Nürnberger Resolution ver-
netzt durch die Mitgliedschaft der Gründerinnen der Lokalgruppe 
Stuttgart, Heike Daubenthaler und Diana Allen. Der DAB-Freiburg 
beteiligt sich regelmäßig mit aktuellen Beiträgen zur Frauen- und 
Genderpolitik am Freiburger Programm zum Internationalen Frau-
entag. Außerdem kooperiert er mit diversen Gruppierungen der AG 
Freiburger Frauenvereine. Der DAB Rhein-Neckar-Pfalz hat momen-
tan Bildungsthemen im Programm. 

Die AG DAB Baden-Württemberg erarbeitet frauenpolitische Stellung
nahmen und unterstützt den Landesfrauenrat mit Anträgen zur Frau-
enförderung. Zurzeit befasst sich diese AG u. a. mit dem Thema „Frau-
en in Führungspositionen beim Land Baden-Württemberg“.

Alle DAB-Gruppen bieten frauenpolitische Veranstaltungen und ein 
über einzelne Fachdisziplinen hinausreichendes Netzwerk engagier-
ter Akademikerinnen, die Nachwuchswissenschaftlerinnen z. B. durch 
Mentoring fördern. Ferner ist Gelegenheit geboten, sich im Ehrenamt 

zu qualifizieren und weiterzuentwickeln. Die aktive Mitarbeit im DAB 
ermöglicht es vor allem jungen Akademikerinnen in einem breiten 
fachlichen Spektrum und im Team mit erfahrenen Führungsfrauen 
Kompetenzen für die berufliche Entwicklung zu erwerben. 
Frauenförderung bleibt oberstes Ziel des DAB. Die Schwerpunkte 
werden auch künftig bei den Frauenrechten und Frauenbeteili-
gungen liegen. Auch wenn einiges erreicht wurde: Ziele sind auch 
künftig die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern in 
Politik, Beruf und Gesellschaft. 

Für den DAB: 
Ilse Artzt, Gisela Lixfeld

www.dab-ev.org
Die AG DAB Baden-Württemberg vereint die 
DAB-Regionalgruppen Freiburg, Rhein-Neckar-Pfalz 
und Württemberg.

Gründung: 1926 in Berlin

Die Theaterwissenschaftlerin  
Dr. Gertraude Ils, 102 Jahre alt, 
mit der roten Tasche beim 
Equal-Pay-Day.



40

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Gründung

Der Verband der Lehr- und Beratungskräfte für Haushalt und Ver-
brauch im ländlichen Raum e. V. (vlb) blickt auf eine lange Tradition: 
1949 initiierte das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten eine Fachtagung für Hauswirtschaftslehrerinnen, bei 
der der „Verband der Lehrerinnen für landwirtschaftliche Berufs- und 
Fachschulen“ wiedergegründet wurde. Schon Anfang des letzten 
Jahrhunderts gab es den „Reichsbund wirtschaftlicher Lehrerinnen 
auf dem Lande“, der Mitte der 30er Jahre aufgelöst werden musste. 
Seit 1974 firmiert der vlb unter dem jetzigen Namen.
Aufgrund der Länderhoheit im Bereich der Landwirtschaft und un-
terschiedlicher Organisationsstrukturen gründeten unsere Vorgän-
gerinnen im Lauf der Jahre Landesgruppen, um die Mitglieder im je-
weiligen Bundesland besser vertreten zu können. Die Landesgruppe 
Baden-Württemberg ist der mitgliederstärkste Landesverband und 
stellt derzeit auch die beiden Bundesvorsitzenden.
Vorsitzende der Landesgruppe Baden-Württemberg ist Gertraud 
Lohrmann, Tuttlingen, die mit einem engagierten Vorstandsteam 
die Interessen der derzeit ca. 160 Mitgliedsfrauen vertritt.

Aufgaben des Verbandes

Viele Aufgaben und Ziele des vlb gelten auch nach mehr als 60 Jah-
ren. Verstärkt hinzugekommen sind Themen wie Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, aber auch beruflicher Aufstieg und Führungsan-
sprüche in der Organisation. 

Als Berufsverband 
•	 vertreten wir die beruflichen Interessen und sozialen Belange unserer 

Mitglieder.
•	 fördern wir unsere Mitglieder durch berufsbezogene und allgemei-

ne Informations- und Bildungsveranstaltungen.
•	 geben wir eine Verbandszeitschrift heraus, informieren regelmäßig 

über Rundbriefe und sind über unsere Homepage bundesweit ver-
netzt.

•	 pflegen wir Kontakte zu anderen Verbänden und Institutionen (Land-
Frauenverband, Deutsche Gesellschaft für Hauswirtschaft, Bundesar-
beitsgemeinschaft Hauswirtschaft, Verband AgrarErnährungUmwelt – 
VdL, Beamtenbund, Landesfrauenrat), um fachliche, dienstrechtliche, 
vor allem aber auch frauenspezifische Themen voranzubringen.

Erfolge/ Meilensteine der Verbandsarbeit

In den 50er Jahren ging es dem Berufsstand vor allem darum, die Aus-
bildung für das Berufsbild der landwirtschaftlichen Lehrerin und Be-
raterin zu konzipieren und zu festigen. Im Focus stand die Ergänzung 
der praktischen Lehrtätigkeit um die Einrichtung einer akademischen 
Laufbahn im höheren Dienst. In engem Kontakt mit den Hochschu-
len, z.  B. Hohenheim, wurden die Studiengänge der Haushaltsökono-
mie und Ökotrophologie fachlich, aber auch beratungsmethodisch 
für das Berufsbild ausgerichtet. In den Anfangsjahren übernahm der 
Verband maßgeblich die Fortbildung seiner Mitgliedsfrauen. Die erste 
Ausgabe der Verbandszeitschrift „beruf und leben“ im Jahr 1956 war 

Mehr als 60 Jahre organisierter Berufsstand – von der hauswirtschaftlichen 
Wanderlehrerin zur „Kreis-Ökotrophologin“

Landesvorsitzende Gertraud Lohrmann, Karlstr. 99, 78532 Tuttlingen
Tel.: 07461/7801745, E-Mail: lohrmann@vlbnet.de, www.vlbnet.de
Gründungsjahr: 1952

Bildung und Beratung früher: 
Z. B Gartenbauunterricht an der Land
wirtschaftsschule.
Der praktische Unterricht für Bäuerinnen 
und Frauen im ländlichen Raum war ein 
wichtiger Arbeitsbereich der Lehr- und 
Beratungskräfte. Dabei ging es vor allem 
um möglichst rationelle Arbeitstechniken, 
damit die vielen Aufgaben in Betrieb, 
Unternehmerhaushalt und Familie zu 
bewältigen sind.

Verband der Lehr- und Beratungskräfte für 
Haushalt und Verbrauch im ländlichen Raum e. V.

1952
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ein echter Meilenstein, um die Mitglieder bundesweit regelmäßig mit 
Informationen zu versorgen. Seit 2004 erleichtert eine Internetpräsenz 
das zeitnahe Informieren und Vernetzen.
Das Ringen um die personelle Ausstattung im Arbeitsbereich Haus-
wirtschaft und Ernährung begleiten den Verband bis heute.

Dienstaufgaben der Mitglieder

Damals wie heute sind die meisten vlb-Mitglieder in Baden-Würt-
temberg als Lehr- und Beratungskräfte in der landwirtschaftlichen 
Fachverwaltung im Aufgabengebiet Hauswirtschaft und Ernährung 
oder Betriebswirtschaft tätig. Durch eine hauswirtschaftliche Fach-
ausbildung bzw. das Studium der Ökotrophologie oder der Haus-
haltsökonomie und die daran anschließende Laufbahnausbildung 
verfügen sie über eine hohe fachliche und methodische Kompetenz. 
Besonders wichtig ist uns der ganzheitliche Ansatz.
vlb-Mitglieder in Baden-Württemberg agieren seit mehr als 60 Jah-
ren als Fachexpertinnen im wesentlichen in drei eng miteinander 
verzahnten Bereichen:

Hauswirtschaft und Haushaltsökonomie
Neben der Ausbildungsberatung und Information im Berufsfeld Haus-
wirtschaft qualifizieren wir Frauen und Männer im Bereich Haushalts-
führung und -ökonomie. Ziel war und ist es, unsere verschiedenen 
Zielgruppen in die Lage zu versetzen, den Arbeitsplatz Privathaus-
halt zu optimieren und den Alltag kompetent zu meistern. Egal ob 
im zentralen Schulungszentrum oder wie in den 50er Jahren mit 
Vespa und Beratungskoffer im Dorfschulhaus – Wissen und prak-
tische Kenntnisse rund um die Daseinsvorsorge werden von allen 
Lehrerinnen-Generationen mit viel Herzblut vermittelt. Für viele un-
serer Angebote bilden wir Multiplikatoren/innen aus.

Ernährungs- und Verbraucherbildung
Ziel ist die gesundheitsorientierte Ernährung der gesamten Bevölke-
rung. Unserem ganzheitlichen Ansatz folgend berücksichtigen wir er-
nährungsphysiologische, produktionstechnische, agrar- und gesund-
heitspolitische sowie ökologische Aspekte. Im Rahmen der Landesini-
tiativen „BeKi – Bewusste Kinderernährung“, „Blickpunkt Ernährung“ 
und „Komm In Form“ und der „Gläsernen Produktion“ informieren wir 
zusammen mit den vier Ernährungszentren zur Lebensmittelerzeugung 
und -verarbeitung, zur bedarfsgerechten Ernährung und werben für 
heimische und regionale Nahrungsmittel.

Frauen im ländlichen Raum und Zusatzeinkommen
Die Existenzsicherung landwirtschaftlicher Familien durch Beratung 
beim Aufbau von Nebenbetrieben wie „Urlaub auf dem Bauernhof“ 
oder „Direktvermarktung“ sind nach wie vor Teil unserer Anliegen. 
Neben der finanziellen Förderung im Rahmen verschiedener Förder-
programme unterstützen und begleiten wir Frauen im ländlichen 
Raum bei Existenzgründungen, Qualifizierungen, beim Bilden von 
Netzwerken und beim Unternehmerinnen-Coaching.
Mit dem Ziel, Gleichgesinnte und Frauen mit ähnlichen Aufgaben 
gemeinsam weiterzubringen, unterstützten die Kolleginnen die 
Gründung zahlreicher Landfrauenvereine, aber auch Regionale An-
bietergemeinschaften z. B. bei Urlaub auf dem Bauernhof und Bera-
tungskreise.

Unsere Motivation als Expertinnen im Bereich Hauswirtschaft und 
Ernährung, die uns auch als Verband antreibt, uns für die oben ge-
nannten Dienstaufgaben einzusetzen: 
Das Bewusstsein, 
•	 dass stetiger Wissens- und Kompetenzverlust in den Bereichen Er-

nährung und Hauswirtschaft unserer Volkswirtschaft nachweislich 
immense Folgekosten aufbürdet.

•	 dass Frauen im ländlichen Raum und in der Landwirtschaft täti-
ge Frauen nur durch fachliche Unterstützung ihrer gesellschaft-
lich tragenden und gestaltenden Rolle im Dienste des ländlichen 
Raums ausreichend gerecht werden können und

•	 dass die Nachfrage nach ausgebildeten hauswirtschaftlichen 
Fach- und Führungskräften vor dem Hintergrund einer immer äl-
ter werdenden Gesellschaft künftig rasant ansteigen wird. 

Quellen: Div. Autoren/innen der Festschriften aus den Jahren 1974 
und 1989; vlbnet

Bildungs- und Beratungsalltag heute: 
Z. B Schulung von Trainerinnen für 
Haushalts-Crash-Kurse.
Mittlerweile sind zwar weniger hauswirt-
schaftliche Fachschülerinnen zu unter-
richten, dafür ist der Bedarf an haus- und 
ernährungswirtschaftlichem Know-how bei 
anderen Zielgruppen immens gestiegen: 
Erzieher/innen, Lehrkräfte, Sozialpäda-
gogInnen und viele mehr holen sich ihr 
Wissen bei den Kompetenzzentren an den 
Landratsämtern.
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Politik mit, von und für Frauen – was das Selbstverständnis der Frau-
en Union (FU) kurz und prägnant beschreibt, war lange keine Selbst-
verständlichkeit für die Männerwelt. Engagierte und mutige Frauen 
trafen auf Aussagen wie: „Die Männer sind natürlich alle dafür, dass 
mehr Frauen in der Politik tätig sein sollen. Vorausgesetzt natürlich, 
es handelt sich nicht um die eigene Frau.“ Diese Worte stammen 
von Konrad Adenauer. Er traf damit das Lebensbild einer Generation, 
deren Rollenverteilung noch in Stein gemeißelt schien. Es bröckelte 
aber bereits – auch in Baden-Württemberg. Organisationen wie die 
Arbeitsgemeinschaft der Frauenausschüsse Baden-Württemberg, 
die Vorläuferin der heutigen FU, machten es möglich. 

Als sich 1952 die Arbeitsgemeinschaft gründete, ging es darum, die 
Rechte und die politische Teilhabe von Frauen voranzubringen. Zu 
den Mitgliedern zählten Frauen wie Julie Rösch, die dem Bundestag 
von Beginn an angehörte, oder Hedwig Jochmus, die sich neben ih-
rem Bundestagsmandat den Bundesvorsitz der Frauenvereinigung 
mit Helene Weber teilte. In den Landesversammlungen wirkten Uni-
onsfrauen wie Dr. med. Edith Kelber in Baden, Dora Schlatter und Dr. 
Luitgard Schneider in Württemberg-Hohenzollern sowie Dr. Maria 
Friedemann, Maria Raiser und Anna Walch in Württemberg-Baden 

mit, als es um den Aufbau des neuen Bundeslandes ging. Immer 
mehr Frauen brachten in der Politik ihre Stimme ein. 

Dennoch mussten sie in den Folgejahren weiter um die Anerken-
nung ihrer Arbeit kämpfen. Schließlich dauerte es nach der Grün-
dung des Landes 20 Jahre, bis mit Annemarie Griesinger die erste 
Frau ein Ministeramt bekleidete. Die Frauenvereinigung der CDU 

– wie sie seit 1956 hieß – beschäftigte sich damals mit Fragen wie 
der rechtlichen und sozialen Absicherung von Frauen, gleichen Bil-
dungs- und Ausbildungschancen sowie der Stärkung der Familie. 

Alles in allem waren es auf der politischen Ebene die Mitglieder 
der FU, die das Land für eine eigenständige Frauenpolitik öffneten. 
Ganz maßgeblich daran beteiligt war Barbara Schäfer-Wiegand, die 
heutige Ehrenvorsitzende der FU, neben Annette Dörzenbach, In-
grid Obermüller-Kochs, Eva Wachter und Annette Widmann-Mauz, 
eine der bisher fünf Landesvorsitzenden der Frauen Union. Schäfer-
Wiegand setzte insbesondere als Sozialministerin wichtige Zeichen: 
Die Initiative „Neuer Start ab 35“, das Landeserziehungsgeld sowie 
die Einrichtung der Stiftung „Mutter und Kind“ sind Ausdruck des 
Bestrebens einer besseren Anerkennung der Erziehungstätigkeit 

Frauen Union Baden-Württemberg

Wandel – Aufbruch – Zukunft
Politik mit, von und für Frauen 

Die amtierende Vorsitzende der Frauen Union Baden-
Württemberg, Parl. Staatssekretärin A. Widmann-Mauz 
MdB, beim Landesdelegiertentag 2011 in Rottweil

1952
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und untrennbar mit ihrem Namen verbunden. Sie gestaltete eine 
spannende Phase in den 1980er Jahren, als die Bundespartei selbst 
mit den Leitsätzen „Die neue Partnerschaft zwischen Mann und Frau“ 
auf das im Umbruch befindliche Rollenverständnis zwischen Mann 
und Frau einging und neue Antworten gab. 

Zu Beginn des neuen Jahrtausends waren mit Tanja Gönner und Dr. 
Monika Stolz als Sozialministerinnen zwei Frauen im Amt, die das 
neue Rollenverständnis zwischen Mann und Frau als Chance sahen 
und sich entschlossen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, für die Förderung von Mädchen in Naturwissenschaften und 
Technik sowie die bessere Integration von Migrantinnen einsetzten. 
Dabei ist klar: Frauenrechte sind Menschenrechte. 

Dass Frauen auch außerhalb der Frauenpolitik ihre Handschrift hin-
terlassen können, zeigten Dr. Marianne Schultz-Hector, Prof. Dr. An-
nette Schavan und Prof. Dr. Marion Schick als Kultus- sowie Tanja Gön-
ner als Umwelt- und Verkehrsministerin Baden-Württembergs. Mit  
Johanna Lichy stammte zudem die erste Frauenbeauftragte der 
Landesregierung aus den Reihen der FU. Auf der Bundesebene set-
zen derzeit Prof. Dr. Annette Schavan als Bundesbildungs- und For-
schungsministerin sowie Annette Widmann-Mauz als Parlamentari-
sche Staatssekretärin auf den Feldern Gesundheit und Pflege Akzente. 

Die FU gilt in Baden-Württemberg als ein verlässlicher Partner. Dies 
zeigte die Wahl Annemarie Engelhardts zur Vorsitzenden des Landes-
frauenrats in den 1990er Jahren. Ihr Schwerpunkt lag in der Bildungs-
arbeit und der Nachwuchsförderung junger Kommunalpolitikerin-
nen. Sie erarbeitete in Kooperation mit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
das Konzept für ein Frauenkolleg, das auch Patin für das bundesweite 
Mentoring-Programm der FU ist. Solche Initiativen und weibliche 
Vorbilder machen Mut zur Politk in Frauenhand! Ganz konkret: Frau-
en, wie die erste CDU-Oberbürgermeisterin in Baden-Württemberg, 
Gudrun Heute-Bluhm aus Lörrach, oder die erste Landrätin Baden-
Württembergs überhaupt, Dorothea Störr-Ritter. 

Nicht zu vergessen ist an dieser Stelle auch das besondere Engage-
ment der FU für die angemessene Vertretung von Frauen in politi-
schen Ämtern und Mandaten durch den bundesweit ersten Frau-
enförderplan der CDU aus dem Jahre 1993, der lange bevor es das 
Quorum in der Bundespartei gab, bereits in Baden-Württemberg 

Frauen in politische Führungspositionen brachte. Für den direkten 
Draht ins Parlament ist die enge Zusammenarbeit und Abstimmung 
mit der Arbeitsgruppe Frauenpolitik der CDU-Landtagsfraktion 
immens wichtig. Vorsitzende dieses Gremiums ist aktuell die stellv. 
Fraktionsvorsitzende Friedlinde Gurr-Hirsch. 

Die FU orientiert sich an der Lebenswirklichkeit der Menschen 
– und die ist vielfältig. Für Frauen gibt es längst keinen allgemein-
gültigen Lebensentwurf mehr. Die FU tritt deshalb für eine bessere 
eigenständige soziale Absicherung der Frauen und für die partner-
schaftliche Verantwortung von Mann und Frau in allen Lebensbe-
reichen ein. Dazu gehört die Vermeidung von Altersarmut durch 
eine verbesserte Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in 
der Rente für Frauen, die ihre Kinder vor 1992 geboren haben, die 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch flächendecken-
de Betreuungsmöglichkeiten, ganztägige schulische Angebote und 
familienbezogene Personalpolitik sowie die stärkere Repräsentanz 
von Frauen in Führungspositionen durch verbindliche Zielvorgaben. 
Heute stehen Frauen bereits viele Türen offen – es geht nun darum, 
die Chancen zu nutzen, die sich bieten. Allerdings gibt es auch Berei-
che, in denen es noch nachzubessern gilt. Ob es nun die Ausübung 
eines MINT-Berufes, der Sitz im Vorstand, Aufsichtsrat oder Parlament 
ist: Alles sollte für Frauen in Zukunft genauso selbstverständlich wie 
für Männer sein. Die Lebenswirklichkeit ist vielfältig. Es gilt deshalb, 
gemeinsam mit mutigen Frauen neue Wege zu beschreiten. 

Landesgeschäftsstelle der Frauen Union 
Baden-Württemberg 
Hasenbergstraße 49b, 70176 Stuttgart
 
Telefon 0711/66904-34
Telefax 0711/66904-15
E-Mail: bettina.schnaufer@cdu-bw.de 
www.fu-bw.de 

Vorsitzende: Annette Widmann-Mauz MdB

Mitgliederzahl: 15.636 Mitglieder  
(Stand: 31.12.2011) 
Gründung: 1952 
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Gründungsdatum: 1882 Gründung des 
deutschen Nationalbüros als „Deutscher 
Verein der Freundinnen junger Mädchen“. 
1940 von der Gestapo aufgelöst, wird der 
württ. Verein am 26. April 1947 erneut 
gegründet als „Württ. Landesverein der 
Freundinnen junger Mädchen“ und 
1970 umbenannt in „Verein für internati-
onale Jugendarbeit e. V.“. 

Gründungsanlass: Arbeitsmigration 
von Frauen, Netzwerk gegen Men-
schenhandel
Der Verein für internationale Jugendarbeit 
(vij) ist aus der ersten Frauenbewegung her-
vorgegangen. Ziel des 1877 in Genf von Jo-
sephine Buttler gegründeten internationa

len Frauennetzwerkes „Union Internationale des Amies des la jeune 
Filles“ war es, Menschenhandel und Zwangsprostitution entgegen 
zu wirken. Denn viele junge Frauen, die im Zuge der Industrialisie-
rung als Dienstbotin Arbeit suchend vom Land in die Stadt kamen, 
landeten ungewollt in der Prostitution. 
Um die jungen Frauen auf ihrem Weg zu einer seriösen Arbeitsstelle 
schützen und begleiten zu können, richtete der Verein in den grö-
ßeren europäischen Städten Wohnheime ein (fünf davon existieren 

noch heute). Aus dem Abholdienst der jungen Frauen vom Bahn-
hof entstand 1897 die Bahnhofsmission. Waren die Gründerinnen 
1882 noch der Überzeugung, dass Prostitution abgeschafft werden 
könne ebenso wie die von ihnen beklagte Doppelmoral in der Ge-
sellschaft – Ehemännern wird der Besuch im Bordell zugestanden, 
Ehefrauen verfügen über keinerlei sexuelle Selbstbestimmung – hat 
sich der gesellschaftliche Diskurs heute verlagert. 

Durch die Legalisierung der Prostitution in Deutschland nach der 
Jahrtausendwende hat sich auf den ersten Blick zwar die Situation 
der Sexarbeiterinnen verbessert, aber auch Menschenhändlern Tür 
und Tor für sexuelle Ausbeutung geöffnet. Denn die Öffnung der 
innereuropäischen Grenzen ermöglicht Zuhältern, die Dienste von 
Zwangsprostituierten zu Dumpingpreisen in sogenannten Flatrate-
Bordellen („so oft du willst“) anzubieten. Das Risiko der Strafverfol-
gung ist für sie gering. Nur wenn die Ausgebeuteten die Zuhälter 
anzeigen und gegen sie vor Gericht aussagen, können Polizei und 
Justiz eingreifen.

Mit der zweiten Frauenbewegung in den 1970er Jahren haben sich 
Frauen sexuelle Selbstbestimmung, aber auch politische Mitbestim-
mung und gesellschaftliche Teilhabe erkämpft. Die daraus entste-
henden Chancen allen Frauen zu erschließen ist noch heute eine 
Herausforderung, für die sich der vij im Rahmen seiner Möglichkei-
ten durch Beratungs- und Bildungsangebote einsetzt. 

Verein für internationale Jugendarbeit e. V. 
Landesverein Württemberg
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Erfolge und Weiterentwicklungen: 
Frauenintegrationskurse und FIZ

Als ein roter Faden zieht sich durch die Vereinsgeschichte die zeitna-
he und pragmatische Unterstützung von Frauen, die auf der Suche 
nach Arbeit und Perspektiven in Not geraten sind.

So kamen in den 50er und 60er Jahren zahlreiche Gastarbeiter durch 
die Anwerbeabkommen mit südeuropäischen Ländern nach Baden 
Württemberg. Gastarbeiterinnen waren eher rar und kamen zunächst 
nur aus Griechenland. In Stuttgart arbeiteten sie in Konservenfabriken 
und als Reinigungskräfte in Krankenhäusern. Sie fühlten sich einsam 
und hatten Heimweh – und fanden sehr bald einen gemeinsamen 
Treffpunkt mit einer griechischen Sozialarbeiterin und einem ortho-
doxen Seelsorger in den Stuttgarter Vereinsräumen des vij, der von 
der damaligen Vorsitzenden Ruth Braun organisiert und vorfinanziert 
wurde. Ihren guten kirchlichen und politischen Kontakten – unter an-
derem auch zur späteren Sozialministerin Annemarie Griesinger – sind 
beachtliche Erfolge in der Sozialarbeit für Migrantinnen zu verdanken.

In den 70er Jahren organisierte der vij in Familienbildungsstätten 
Nähkurse für ausländische Frauen, die ihren Männern gefolgt waren, 
um diese aus ihrer Isolation herauszuholen. Niemand konnte da-
mals ahnen, dass diese ersten vier Kurse in Leonberg, Nürtingen und 
Reutlingen zu einer festen Einrichtung für Migrantinnen mit einer 
flächendeckenden Ausweitung auf das ganze Bundesgebiet werden 
sollten. Die Kurse werden inzwischen im Auftrag des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge durchgeführt und vom Bundesinnenmi-
nisterium finanziert. Seit Anfang der neunziger Jahre wurden auch 
andere Wohlfahrtsorganisationen mit der Trägerschaft beauftragt. 

Die Kursinhalte haben sich im Laufe der vergangenen 30 Jahre stark 
verändert. Am Anfang ging es darum, über das Nähen als vertrau-
ensbildende Maßnahme Zugang zu ausländischen Frauen zu fin-
den. Die Nachfrage stieg schnell. Immer mehr Familienbildungsstät-
ten, Frauengruppen, AusländerInneninitiativen und MigrantInnen
organisationen sahen und sehen darin eine Chance, gemeinsam 
mit ausländischen Frauen einen Zugang zum Leben in Deutschland 
zu erarbeiten, der ihnen dazu verhilft, eigenverantwortliche Ent
scheidungen für ein Leben in dieser Gesellschaft zu treffen. Dafür ist 
die Kenntnis der deutschen Sprache unerlässlich. 

In den 80er Jahren eröffnete sich mit dem Heiratsverhalten deut-
scher Männer ein weiteres Feld für die Beratung von Frauen: zahl-
reiche Heiratsmigrantinnen aus Thailand und Lateinamerika waren 
Einsamkeit, Beziehungsproblemen und teilweise auch ehelicher 
Gewalt ausgesetzt. Im Jahre 1987 übernahm der vij die Trägerschaft 
für das Fraueninformationszentrum FIZ als Fachberatungsstelle für 
Migrantinnen aus Asien, Afrika, Lateinamerika sowie Mittel- und Ost-
europa. Neben der Beratung von Heiratsmigrantinnen ging es zu-
nehmend um die Begleitung von Opfern von Menschenhandel und 
Zwangsprostitution. Damit kehrte der vij zu seinen Wurzeln zurück, 
nämlich dem Schutz von Mädchen und jungen Frauen vor sexueller 
und wirtschaftlicher Ausbeutung. Um die Chancen für Rückkehre-
rinnen in ihr Herkunftsland zu verbessern, baut der vij momentan im 
Rahmen neuer Projekte ein Netzwerk in Osteuropa auf.

Ausblick

Neben Bildungsangeboten, Beratung und Begleitung für Migrantin-
nen wird die politische Lobbyarbeit auf Landes-, Bundes- und EU-
Ebene weiterhin ein wichtiger Schwerpunkt in der Arbeit des vij sein. 
Für die Verbreitung von Hintergrundinformationen über Frauenmi-
gration und Menschenhandel, die Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
für diese Themen oder die Weitergabe von Erfahrungswissen an Be-
hörden und Institutionen ist ein starkes Frauennetzwerk in Baden-
Württemberg unerlässlich. Migrantinnenorganisationen in dieses 
Netzwerk zu integrieren dürfte zu einer der wichtigsten Aufgaben 
für die Frauen in Baden-Württemberg gehören. 

Esther Peylo 

Verein für internationale 
Jugendarbeit e. V. (vij)
Moserstr. 10
70182 Stuttgart
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Wie oft im Leben fängt vieles per Zufall an so auch die Geschichte 
von Zonta in Baden-Württemberg. In diesem Fall begann alles auf 
dem Rathausplatz in Stuttgart. Frau Margarete Klett und ihre Tochter 
Barbara Rueff trafen auf Käthe Volkart-Schlager, Professorin an der 
Musikhochschule und ihre Begleiterinnen. Wie sich herausstellte, 
waren die Damen vom Zonta Club Zürich und daran interessiert ei-
nen Zonta Club in Stuttgart zu gründen. Dies geschah dann auch 
sehr schnell und der erste Zonta Club (ZC) in Baden-Württemberg 
wurde am 7. März 1959 in Stuttgart gegründet. Heute 53 Jahre spä-
ter, hat der ZC Stuttgart 35 Mitglieder und in Baden-Württemberg 
wurden seitdem 26 weitere Clubs aus der Taufe gehoben mit mehr 
als 800 Mitgliedern.

Die Geschichte von Zonta International (ZI) fängt natürlich vor 1959 
an. Der offizielle Anfang geht auf das Jahr 1919 in den Vereinigten 
Staaten zurück. Am 16. Dezember 1918 war die Literaturkritikerin 
und Theaterschriftstellerin Marian de Forest als Gast im Kiwanis Club 
Buffalo eingeladen. Dieses Treffen und die Anstöße die sich daraus 
entwickelten führten dazu, dass sie zusammen mit einigen anderen 
Frauen am 8. November 1919 die Confederation of Zonta Clubs grün-

dete. Die Mitglieder von Zonta sollten damals wie heute Frauen sein, 
die selbstständig oder in verantwortlicher Position sind. Der Name, 
jeder Club konnte einen Vorschlag machen, fiel auf das Wort „Zhon-
ta“. Die Schreibweise wurde dann aber vom ethnologischen Büro des 
Smithonian Instituts korrigiert in „Zonta“. Zonta ist aus dem Tecton 
Dialekt des Sioux-Sprachschatzes entlehnt und bedeutet‚ „ehrenhaft 
und glaubwürdig handeln.“ 

Viele Clubgründungen folgten und 1927 gab es in Toronto den ers-
ten nicht amerikanischen Club. Nach Europa kam Zonta 1930, wo 
der erste europäische Zonta Club in Wien gegründet wurde. Mit 
der Gründung des Zonta Clubs in Hamburg 1931 hielt Zonta auch in 
Deutschland Einzug. Derzeit gibt es bundesweit 130 Clubs mit rund 
4.100 Mitgliedern.

Zonta International ist ein weltweiter Zusammenschluss berufstäti-
ger Frauen, die sich zum Ziel gesetzt haben die Stellung der Frau im 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und beruflichen Bereich zu 
verbessern. Weltweit bestehen in 63 Ländern über 1.200 Clubs mit 
mehr als 30.000 Mitgliedern. 

Zonta International 

Poster: Zonta Projekt Häusliche Gewalt 	

1959
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Seit 1946 besteht eine Zusammenarbeit zwischen ZI und den Ver-
einten Nationen (UN). Am Anfang war der Status konsultativ, inzwi-
schen hat Zonta International den höchsten Grad des beratenden 
Status, den generellen Beraterstatus bei den Vereinten Nationen 
bzw. bei dessen ECOSOC, dem Wirtschafts- und Sozialrat. Zonta In-
ternational gehört zu dem kleinen Kreis von nur 134 internationalen 
NGOs, die mit diesem generellen Beraterstatus wirksam Einfluss bei 
den UN für die Zielgruppe Frauen nehmen können! Die internatio-
nalen Serviceprojekte von ZI, die alle zwei Jahre von Delegierten der 
Zonta Clubs weltweit beschlossen werden, werden nur in Kooperati-
on mit UN/ECOSOC durchgeführt.

Mitgliedschaft bei Zonta bedeutet mehr als nur ein Mitglied in einem 
Service Club zu sein: es bedeutet, dass Mitglieder von der Idee „Ad-
vancing the Status of Women Worldwide“ überzeugt sind und dafür 
eintreten. Konzerte, Theateraufführungen, Golfturniere, Bazare, Weih-
nachts- und Faschingsveranstaltungen, Adventskalender, Filmauffüh-
rungen u. v. a. m. dienen dazu Spenden zu akquirieren, die Frauenpro-
jekten zugute kommen. Der Netzwerkgedanke wird erkennbar bei 
Aktionen wie z. B. die des ZC Schwetzingen gegen häusliche Gewalt. 
Die Idee für dieses Projekt entstand als der junge Club ein Thema 
suchte mit dem die Ideen von ZI auch auf lokaler Ebene umgesetzt 
werden konnten. Anlässlich des Internationalen Tags gegen Gewalt 
veranstaltete der Club 2006 gemeinsam mit der Terre des Femmes 
Gruppe Schwetzingen-Hockenheim ein Fahnenhissen am Rathaus 
„Stop Gewalt gegen Frauen. Frei leben, ohne Gewalt“. Diese Aktion 
wird seitdem jährlich wiederholt. 2006 existierte noch kein kommu-
nales Netzwerk gegen häusliche Gewalt vor Ort und so initiierten 
die Zontian mit Unterstützung von Oberbürgermeister Bernd Junker, 
später Oberbürgermeister Dr. René Pöltl und der Polizei erste Tref-
fen der am Thema beteiligten Akteurinnen vom Diakonischen Werk 
über den Caritasverband, Frauen- und Kinderschutzhäusern, dem 
Frauennotruf, dem Generationenbüro, Psychologischer Beratungs-
stelle, Telefonseelsorge, dem internationalen Frauenzentrum und 
JederMann e. V.
Die Präsidentin des Clubs verfasste eine Broschüre, die in allen öf-
fentlichen Gebäuden, in Arztpraxen und Bibliotheken ausliegt, mitt-
lerweile in der 3. Auflage, Auflagenhöhe 10.000. Der aktuelle Flyer 
liegt erstmals dreisprachig in Deutsch, Englisch und Türkisch vor. Der 
Club veranstaltet in Zusammenarbeit mit der Stadt Schwetzingen 

und der Volkshochschule Filmabende mit Diskussionen zum Thema. 
Der Zonta Club Schwetzingen hat mit diesem Projekt nachhaltig 
ein aktives kommunales Netzwerk initiiert. Mit Hilfe von Flyern und 
Aktionen werden Spenden ermöglicht und viel öffentliche Aufmerk-
samkeit für die Thematik – auch in den Medien – erzielt.
Aktivitäten wie die des Zonta Clubs Schwetzingen entfalten alle 27 
Zonta Clubs im Ländle und unterstützen so zahlreiche Frauenprojek-
te auf lokaler Ebene.

Im Artikel 2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland heißt 
es: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin“. 
Die Zonta Clubs in Baden-Württemberg haben und werden sich 
dafür einsetzen dass die Gleichberechtigung die vor fast 63 Jahren 
beschlossen wurde Realität wird, das Frauenaltersarmut und häusli-
che Gewalt bekämpft werden, und die Einführung einer Quote ver-
wirklicht wird. Offene Briefe an die Bundesregierung zu frauenbe-
zogenen Themen, lokale Aktionen und gemeinsame Aktionen mit 
anderen Service Clubs werden hoffentlich in der Zukunft weiterhin 
Zeichen setzen.

Dr. Nicolle Macho
Area Director 02/ District 30
Präsidentin UdZC 2010-2012

Quellen:
•	 E-Mail Gundula Springer, 11.01.2012
•	 Festschrift 45 Jahre ZC Stuttgart 2004
•	 Rudin, Anni/Gerber, Karin (2004): Wie sind die Service-Clubs, wie 

ist ZONTA entstanden? Zonta Schweiz. Unveröffentlichte Version, 
Oberdorf, Schweiz.

•	 http://zonta-union.de 
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Es war die 10. Bürgerinnenversammlung (und zugleich die 60. Bürger
versammlung) zu der OBM Pfizer die Frauen der Stadt eingeladen 
hatte. Der große Rathaussaal war überfüllt, so dass etliche Bürge-
rinnen mit Stehplätzen vorlieb nehmen oder sich der Fenstersimse 
bedienen mussten. Zwei Ereignisse gaben der Versammlung be-
sondere Bedeutung. Einmal die Vorstellung der acht von den ein-
zelnen Parteien und Wählergruppen aufgestellten Kandidatinnen 
für den künftigen Gemeinderat und zum anderen der Besuch von 
neun Bürgerinnen aus der Schweiz, die sich am Ulmer Beispiel über 
das Mitwirken der Frau im kommunalpolitischen Leben orientieren 
wollten. Stadträtin Saur (CDU) begrüßte die Frauen, die Gäste aus 
der Schweiz, OBM Pfizer, ihre Kolleginnen und Kollegen aus dem Ge-
meinderat und nicht zuletzt die neuen Kandidatinnen. Die Gemein-
de sei mit einer großen Familie vergleichbar, in der die Mitarbeit der 
Frau von besonderer Wichtigkeit sei. Vor allem möge die Bürgerin-
nenversammlung für die Vertreterinnen der Schweiz, die heute um 
10:30 Uhr der Mütterschule Ulm einen Besuch abstatten, ein Höhe-
punkt ihres Ulmer Aufenthaltes sein.

Anschließend stellten sich die Kandidatinnen (wir veröffentlichen 
ihre Namen dem Alphabet nach) Sibylle Brocher (FDP/DVP), Dr. Elfri-
de Guirten (FDP/DVP), Hilde Keil (SPD), Erika Kirchner (CDU), Ruth 
Nissen (FWG), Auguste Odenbach (Überparteiliche Liste der Heimat-
vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge), Anne Schäfer (CDU) und 
Gunhilde Staiger (FWG) vor. Sie skizzierten kurz ihren Lebenslauf und 
äußerten sich über die wichtigsten kommunalpolitischen Aufgaben 
denen sie sich, wenn sie gewählt werden sollten, widmen wollen.

Zu Beginn seines Rechenschaftsberichtes blendete OBM Pfizer noch 
einmal zurück in die Zeit vor neun Jahren, als sich die Ulmer Frauen 
zum erstenmal mit den verantwortlichen Männern der Stadtverwal-
tung zu einer Bürgerinnenversammlung im Schuhhaussaal getroffen 
hatten. Man habe sich damals aus der Erkenntnis heraus zusammen-
gefunden, dass die Frau in den allgemeinen Bürgerversammlungen 
zu wenig zu Worte komme und von den Männern an die „Wand ge-
drückt“ werde. Als besonderen Vorzug der Frauen nannte der Ober-
bürgermeister ihre „kurzen, exakten und logischen Fragen“. „Wir von 
der Stadt haben von Ihnen sehr viel gelernt und Impulse bekom-
men“. Dann wies das Stadtoberhaupt auf die Haltung der Frau im 
Krieg hin, in dem sie in jeder Situation „ihren Mann“ gestanden habe. 
Die Frau sei nicht nur wegen der fraulichen Fragen und Problem in 
den Gemeinderat gerufen. Man müsse immer wieder feststellen, 
dass das ganze Leben einer Stadt nicht nur von Männern gestaltet 
und verantwortet werden könne. Die Frauen seien darüber hinaus 
wichtige Bindeglieder zwischen den Fraktionen und Gruppen, sie 
seien oft sehr viel leichter in der Lage, Brücken zu schlagen und 
scheinbar getrennte Menschen zusammenzuführen.

„Wir von der Stadt haben viel von Ihnen gelernt“
10. Bürgerinnenversammlung im überfüllten Ratssaal – Schweizerinnen nahmen als Gäste teil

Bericht der Schwäbischen Donau-Zeitung (von 1959) zur 
10. Bürgerinnenversammlung in Ulm 1959

(entnommen aus: veröffentlichte Recherchen der Frauenakademie Ulm 1987/88)
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Diese einleitenden Bemerkungen machte der Oberbürgermeister, 
dessen Gattin ebenfalls anwesend war, vor allem im Hinblick auf die 
Schweizer Gäste, die er herzlich willkommen hieß. Er dankte ihnen 
für ihr Kommen und dafür, dass sie eine „Kostprobe von unserer jun-
gen, noch nicht ausgereiften und ausgewogenen Demokratie“ neh-
men wollten. „Wir bewundern in Ihrem Land immer wieder das un-
geschriebene Gesetz. Sie wahren nicht nur das Recht, sondern haben 
Spielregeln gefunden, die das Zusammenleben der Menschen ord-
nen helfen.“ Wenn auch noch nicht in allen Kantonen der Schweiz 
das Frauenwahlrecht eingeführt sei, so hätten die Deutschen keiner-
lei Veranlassung, darüber hämisch zu urteilen.

Es waren zweifellos keine weltbewegenden Probleme die auf der letz-
ten Bürgerinnenversammlung vorgetragen worden waren, und mit 
denen sich die Verwaltung im vergangenen Jahr beschäftigen musste. 
Deshalb konnte OBM Pfizer eine Reihe von Wünschen und Anregun-
gen der Frauen als erfüllt melden. Da ging es beispielsweise um die Er-
höhung des Zuschusses für das Tierasyl im Örlinger Tal. Er ist im letzten 
Jahr bereits von 500 DM auf 1.000 DM verdoppelt worden. Wenn auch 
die Missstände durch Verunreinigung des Treppenaufgangs an der 
Herdbrücke nicht restlos beseitigt werden konnten, so überlegt man 
zur Zeit den Treppenaufgang über die Wintermonate ganz zu sperren. 
Dass die Milchzufuhr bis zu den Häusern in den Außenbezirken nicht 
im gewünschten Maß möglich ist, liegt nicht am mangelnden guten 
Willen des Milchhandels. Die Verdienstspannen sind zu gering und es 
fehlt an Personal. Entsprechende Planungen für die Verwendung des 
Kornhauses als Konzertsaal sind im Gange, während für die Dreifal-
tigkeitskirche zunächst noch keine Verwendungsmöglichkeit besteht.

Der Wunsch, die Außenbezirke durch die Volksbücherei zu bedienen, 
kann befriedigt werden, nachdem in diesem Winter ein „Bücherauto“ 
verkehren wird. Was den Bau der Jugendherberge betrifft, konnte 
OBM Pfizer mitteilen, dass die Pläne bereits fertig sind und der Durch-
führung des Baues lediglich noch nachbarliche Einsprachen im Wege 
stehen. Da Altenheime und Frauenwohnheime bereits bestehen, 
werden im Braunland z. Z. 3 siebengeschossige Wohnhäuser für Ul-
mer Wohnungssuchende und vor allem für alleinstehende Frauen 
und Ehepaare erstellt. Eine Liste mit den Namen der Kriegerwitwen 
(sieben dringende Fälle) ist dem Wohnungsbauamt übergeben wor-
den. Über die Verwendung der „Wilhelmshöhe“ und Verschönerung 
des Illerblicks konnte noch nicht entschieden werden, weil sich die 
Wilhelmshöhe in Privateigentum befindet und der Versuch der Stadt, 
sie zu erwerben, bisher ohne Erfolg blieb. Beleuchtungsfragen, die 
Wasserdruckverhältnisse auf dem Eselsberg und verschiedene ande-
re kleinere Anliegen wurden ebenfalls von OBM Pfizer behandelt. Wir 
haben uns bei der Berichterstattung nur auf die wichtigsten Punkte 
beschränkt, über die zum Teil schon in anderen Zusammenhängen in 
unserer Zeitung geschrieben worden ist. Das Ergebnis der anschlie-
ßenden Diskussion werden wir noch veröffentlichen.
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GRÜNDUNG des BBW Frauenausschusses im Jahre 1963

Um die Situation und die besonderen Probleme der Frauen in der Ge-
werkschaftsarbeit beim Beamtenbund Baden-Württemberg (BBW) 
wirksam und sichtbar zu vertreten, beschließt der Beamtenbund eine 
Landesfrauenvertretung ins Leben zu rufen. Die Frauenvertretung 
war Anfang 1963 noch unter der Bezeichnung „Frauenausschuss“ ge-
gründet worden. 1974 erfolgte die Neukonstitution unter dem heuti-
gen Namen „Landesfrauenvertretung“ unter welchem sie 1975 auch 
Eingang in die Satzung des BBW gefunden hat. Im Jahr 2008 folgten 
Richtlinien, die in der Satzung verankert worden sind. 

DIE ERSTEN ZIELE für die Frauenarbeit wurden entwickelt

In der ersten Sitzung am 02.12.1963 werden die Ziele der Arbeit im 
Frauenausschuss des BBW erstellt. Nach der damals allgemein aner-
kannten Einteilung des Lebens der berufstätigen Frau in drei Phasen 
hatte sich der Ausschuss mit drei Aufgabengebieten zu befassen, 
die ihrerseits verklammert sind durch den Lebenslauf der Frauen, die 
die Berufslaufbahn unterbrechen. Frauen, die ununterbrochen bis 
zu ihrer Pensionierung im öffentlichen Dienst tätig sind, sind in der 
Theorie den männlichen Kollegen völlig gleichgestellt. In der Praxis 
ergeben sich indessen sowohl aus gesellschaftlichen Vorurteilen wie 
aus den naturgegebenen Anlagen und Pflichten der Frauen erheb-
liche Abweichungen. Der Frauenauschuss forderte dem gegenüber 
keinesfalls in allen Fällen die gleiche, wohl aber eine gleichwertige 

Lösung. Bei Frauen, die ihre berufliche Laufbahn wegen der Verehe-
lichung und der Erziehung der Kinder unterbrechen, ist besonders 
hinzuweisen

1.	 auf eine gute berufliche und möglichst abgeschlossene  
Ausbildung vor der Eheschließung,

2.	 auf eine Weiterbildung während der Unterbrechung,
3.	 auf eine rechtzeitige und sinnvolle Wiedereingliederung in  

den Beruf. 

Der Frauenausschuss des BBW macht es sich zur Aufgabe, den ihr 
angeschlossenen Frauen in der Bewältigung der genannten Proble-
me mit Rat und Tat beizustehen. 

Das Landesgleichberechtigungsgesetz 

Während die Themen „Gleichstellung von Frauen und Männern“ 
oder gar „Frauenförderung im öffentlichen Dienst“ vor fünf Jahrzehn-
ten keine oder nur eine untergeordnete Rolle gespielt hatten, wurde 
spätestens Mitte der achtziger Jahre des letzten Jahrhunderts der 
Ruf nach einem Gleichberechtigungsgesetz für Baden-Württem-
berg laut. Auch der BBW – und hier vor allem seine Landesfrauenver-
tretung – schloss sich den Forderungen nach einer gesetzlichen 
Regelung für eine gezielte Förderung und der Verbesserung von 
Zugangs- und Aufstiegsmöglichkeiten für Frauen im öffentlichen 
Dienst an. 

BBW Landesfrauenvertretung 

1963
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Mit viel Kompromissbereitschaft aller Parteien schließlich kommt ein 
Gesetzentwurf zustande. Die BBW-Vorstellungen wurden auch in ei-
ner Anhörung im Landtag eingebracht und vertreten.

Zündstoff boten die Fragen nach einer sogenannten Quotenrege-
lung, nach konkreten Freistellungsregelungen für Frauenvertreterin-
nen und die Verankerung der kommunalen Frauenbeauftragten im 
Gesetz.

Vor allen Dingen bei der „starren Quote“ die vorsieht, in Bereichen in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind, bei Stellenbesetzungen und 
Beförderungen nur Frauen zu berücksichtigen, lag der BBW richtig. 
Er vertrat die Meinung, dass Qualifikation, also Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung im Vordergrund stehen müsste. Diese Hal-
tung sollte einige Jahre später durch den Europäischen Gerichtshof 
bestätigt werden, der die rigide Quote kippte, weil sie gegen eine 
EU-Richtlinie zur Gleichbehandlung der Geschlechter verstoße. 

In Baden-Württemberg war es zu solch starrer Quote erst gar nicht 
gekommen. Somit hatte sich auch der BBW mit seiner Meinung 
durchgesetzt, als am 13. Dezember 1995 das Landesgleichberechti-
gungsgesetz verabschiedet worden war. Am 22.10.2005 wurde die-
ses durch das Chancengleichheitsgesetz abgelöst. 

Die derzeitige Landesregierung hat im Koalitionsvertrag fixiert, das 
Chancengleichheitsgesetz erheblich zu erweitern und zu verbessern. 
Die Rechte der Chancengleichheitsbeauftragten sollen gestärkt und 
die Quote der weiblichen Führungskräfte erhöht werden. Als BBW 
Landesfrauenvertretung ist es unser oberstes Ziel daran unterstüt-
zend mitzuwirken. 
Denn um Verbesserungen zu erreichen sind gute gesetzliche Rah-
menbedingungen eine unabdingbare Voraussetzung. 

Ausblick

Als Fazit kann festgestellt werden, dass es noch viel zu tun gibt, um 
dem Ziel der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie einer tat-
sächlichen Gleichstellung und Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern zu verwirklichen. Es gilt Stufe für Stufe gemeinsam zu be-
schreiten und sich einzusetzen. 

Wir werden uns einbringen !

Gewählter Vorstand der BBW Landes
frauenvertretung seit 16.12.2008:

v.l.n.r.: Stellvertreterin Ulrike Liebich GdS, Vorsitzende 
Landesfrauenvertreterin Ulrike Keller DStG, Stellver
treterin Margot Thoma VdV

BBW Landesfrauenvertretung
www.bbw.dbb.de
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Als am 10. Januar 1963 in Braunschweig der „Berufsverband der Arzt-
helferinnen“ (BdA) gegründet wurde, konnten die Frauen der ersten 
Stunde nicht ahnen, was knapp 50 Jahre später aus ihrer Idee wird: 
Der Verband medizinischer Fachberufe e. V., in dem medizinische, 
zahnmedizinische, tiermedizinische Fachangestellte und angestellte 
Zahntechniker/innen eine gewerkschaftliche und berufsständische 
Interessenvertretung finden. 

1965 schafften es unsere Vorreiterinnen, dass das Berufsbild der Arzt-
helferin mit einer zweijährigen Ausbildung vom Bundesministerium 
für Sozialordnung in Bonn anerkannt wurde. Fortan ging es schwer-
punktmäßig um die Verbesserung der Aus- und Fortbildung der Arzt-
helferinnen, schon 1968 verbunden mit der Forderung nach einer 
dreijährigen Ausbildung, auf die wir aber noch bis 1986 warten sollten.

Wer gute Arbeit leistet, muss dafür auch belohnt werden. Also nahm 
im Jahr 1968 die BdA-Tarifkommission ihre Arbeit auf und schloss im 
März 1969 den ersten Tarifvertrag für Arzthelferinnen ab. Bis heute 
sind wir Tarifpartner und handeln mit der Arbeitsgemeinschaft für 
die Regelung der Arbeitsbedingungen von medizinischen Fachan
gestellten/Arzthelferinnen bundesweite Tarifverträge aus.

Auch in Baden-Württemberg hat sich in dieser Zeit einiges getan: 
Am 16. Januar 1965 wurde der baden-württembergische Landesver-
band in Stuttgart gebildet. 1972 entstand die erste Bezirksstelle in 
Pforzheim, als Servicestation für Mitglieder, Anlaufstelle für Sorgen 

und Fortbildungsfragen oder zum Reden bei Stammtischen. Als fünf 
Jahre später – am 6. Juni 1977 – in Stuttgart die 15. Bezirksstelle ins 
Leben gerufen wurde, waren 70 Arzthelferinnen in der Liederhalle 
anwesend.

Seit 1973 können die Mitglieder auf die Unterstützung der verband-
seigenen Rechtsabteilung zählen und ab 1980 nahmen wir auch 
Zahn- und Tierarzthelferinnen in unsere Reihen auf. Damit war 1986 
die Zeit für eine Namenserweiterung in „Berufsverband der Arzt-, 
Zahnarzt- und Tierarzthelferinnen e. V.“ reif. Für diese Berufsangehöri-
gen haben wir Tarifverträge abgeschlossen, so ab 1.1.1987 für Tierarzt-
helferinnen, die wir bis heute regelmäßig mit dem Bundesverband 
praktizierender Tierärzte verhandeln. Die Zahnärzte forderten seit 
1989 regionale Tarifverträge. Bis 2003 waren daran auch Vertreter aus 
dem Ländle beteiligt, heute kommen unsere Sozialpartner für ZFA 
leider nur noch aus Hamburg, Hessen, Westfalen-Lippe und dem 
Saarland.

Die Aktualisierung der Ausbildungsordnungen an den wissenschaft-
lich-medizinischen Fortschritt bestimmten und bestimmen einen  
wichtigen Teil der Arbeit unseres Verbandes. Auf unsere Initiative  
hin wurden die Verordnungen zuletzt 2001 und 2006 novelliert, ver
bunden mit den neuen Berufsbezeichnungen medizinische/r, zahn
medizinische/r und tiermedizinische/r Fachangestellte/r und 2006 
und auch mit einer Umbenennung des Verbandes in „Verband medi
zinischer Fachberufe e. V.“

Verband medizinischer Fachberufe e. V. 

Wo Frauen sich für ihren Beruf engagieren

Verband medizinischer Fachberufe e. V. 
Geschäftsstelle
Bissenkamp 12-16, 44135 Dortmund

Kontaktperson
Landesverband Süd
1. Vorsitzende Stefanie Teifel
Mäusberg 7, 74575 Schrozberg

1965
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An den Erfolgen auf Bundesebene sind auch Frauen aus dem Lan-
desverband Baden-Württemberg beteiligt. So wurden die Referate 
für Zahnarzthelferinnen und Tierarzthelferinnen ab 1987 für mehre-
re Jahre von zwei baden-württembergischen Frauen aus Ostfildern 
bzw. Schriesheim betreut.

Bereits in den 70er Jahren organisierte der Landesverband große 
Veranstaltungen und Events. Neben berufspolitischen Gesprächen 
und Diskussionen waren auch Ausflüge darunter und der „Ball der 
Arzthelferinnen“ in Pforzheim.

In den 90er Jahren folgten die „Mannheimer Tagung für Tierarzthel-
ferinnen und Zahnarzthelferinnen“. Aus einem „Tag der Arzthelferin 
in Süddeutschland“ wurde der „Tag der Arzthelferin“ auf dem Stutt-
garter Killesberg – und mit dem Wechsel zur neuen Landesmesse 
am Flughafen ist der „Tag der Medizinischen Fachangestellten“ im-
mer noch auf dem alljährlichen Fortbildungsprogramm im Landes-
verband.

Viele engagierte Frauen waren seit 1965 im „Ländle“ für den Verband 
tätig, haupt- und ehrenamtlich – und immer von Kollegin zu Kol-
legin. Auch heute noch leisten über 50 Aktive im Landesvorstand 
und in den Bezirksstellen eine wichtige Arbeit und werden dabei in 
jüngster Zeit auch von Männern unterstützt. 

Im November 2009 fusionierten die Landesverbände Baden-Würt-
temberg und Bayern zum Landesverband Süd. Seitdem setzen wir 
uns mit geballter Kraft – z. B. auch in den Landesfrauenräten – für 
bessere Arbeitsbedingungen und eine Gesundheits- und Berufspoli-
tik ein, die den Anforderungen in unseren verantwortungsvollen Be-
rufen gerecht wird. Denn in hauptsächlich von Frauen ausgeübten 
Berufen wird grundsätzlich schlechter bezahlt, werden Berufsange-
hörige trotz langer Erwerbstätigkeit oft in die Altersarmut entlassen. 
Neben den Mantel- und Gehaltstarifverträgen haben wir deshalb 
auch Tarifverträge zur betrieblichen Altersvorsorge vereinbart. Aller-
dings ist der Weg zu einer gerechten Entlohung immer noch weit.

Seit 2010 können auch angestellte Zahntechniker/innen in unserem 
Verband Mitglied werden. Der Einsatz für sie stellt uns vor neue Her-
ausforderungen, die wir aber meistern werden. 

Beim Recherchieren in den Archiven konnte ich viel von tollen und 
engagierten baden-württembergischen Frauen lesen. Die Landesvor-
standsbüros wanderten von Stuttgart nach Pforzheim, Bietigheim-
Bissingen, Stuttgart über Freiburg, Karlsruhe, Mannheim, Biberach, 
Hambrücken, Bempflingen bis auf die Hohenloher Ebene. Es ist mir 
eine Ehre, heute in den „Fußspuren“ von über 14 Landesvorsitzenden 
zu stehen! Drei davon sind mir persönlich bekannt. Über das Kennen-
lernen der anderen Frauen würde ich mich sehr freuen!

Ihre Stefanie Teifel
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Pro familia wurde 1952 in Kassel als gemeinnütziger, konfessionell 
und parteipolitisch unabhängiger Verein gegründet und gilt als Vor-
kämpferin für Sexualaufklärung und Empfängsnisregelung. In den 
50er und 60er Jahren wurden die ersten Beratungsstellen gegrün-
det, seit den 70er Jahren beteiligte sich pro familia an der Schwan-
gerschaftskonfliktberatung gemäß § 218 StGb. Parallel dazu wurden 
auch die sexualpädagogischen Angebote ausgebaut. 1991 schloss 
sich pro familia mit der ostdeutschen Gesellschaft für Familienpla-
nung, Partnerschafts- und Sexualberatung „Ehe und Familie“ zusam-
men. pro familia ist Mitglied beim Deutschen Paritätischen Wohl-
fahrtsverband (DPWV) und im Deutschen Arbeitskreis für Jugend-, 
Ehe- und Familienberatung (DAKJEF).

Ziele der Arbeit von pro familia

Die Grundlage der Arbeit von pro familia ist die 1995 verabschiedete 
„Charta der sexuellen und reproduktiven Rechte“ der internationalen 
Dachorganisation der pro familia, International Planned Parenthood 
(IPPF).

pro familia hat die Vision einer demokratischen Gesellschaft, deren 
Fundamente Solidarität, Verantwortung und Gleichberechtigung 
sind. Als Verband treten wir für das Recht auf selbstbestimmte Se-
xualität und Fortpflanzung, auf selbstbestimmte sexuelle Orientie-
rung und Identität, das Recht auf körperliche und seelische Unver-
sehrtheit und damit auf das Recht auf sexuelle und reproduktive 
Gesundheit und Rechte ein. (…)
(aus der Präambel der Charta)

pro familia – Deutsche Gesellschaft für Familienplanung, 
Sexualpädagogoik und Sexualberatung

1965
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Entsprechend vielfältig hat sich in den vergangenen Jahrzehnten das 
Angebot von pro familia weiterentwickelt: Neben ärztlicher, psycho-
logischer und sozialer Beratung zu Partnerschaft und Sexualität für 
Frauen und Männer, Mädchen und Jungen bieten die Beratungsstel-
len Hilfen bei der Familienplanung und Schwangerschaftsberatung 
für Frauen und ihre Partner. Viele pro familia-Beratungsstellen sind auf 
die Gesundheitsförderung von Frauen spezialisiert und/oder richten 
sich mit ihren sexualpädagogischen Angeboten an Jugend- und El-
terngruppen, LehrerInnen, ErzieherInnen, SozialpädagogInnen und 
andere Fachkräfte. Die Teams der einzelnen Beratungsstellen sind auf-
grund der vielschichtigen Bedürfnisse der Ratsuchenden interdiszip-
linär zusammengesetzt: Bei pro familia arbeiten ÄrztInnen, (Sexual-)
pädagogInnen, KrankenpflegerInnen, SozialarbeiterInnen und Heb-
ammen.

pro familia in Baden-Württemberg

In Baden-Württemberg wurde pro familia im Jahr 1965 gegründet. 
Pro familia Baden-Württemberg ist der Dachverband für 19 pro fami-
lia-Beratungsstellen im Land. Die Landesgeschäftsstelle ist Ansprech-
partner für Verbände, Politik, Medien, Hochschulen und an der Arbeit 
von pro familia interessierte Menschen. Sie koordiniert die Arbeit der 
Beratungsstellen, führt für die pro familia MitarbeiterInnen Fortbil-
dungen durch, entwickelt und gibt Publikationen für die Öffentlich-
keit heraus, und vertritt pro familia in landespolitischen Gremien. 
Die pro familia Baden-Württemberg ist Mitglied im Paritätischen 
Baden-Württemberg, Landesfrauenrat, Landesfamilienrat und arbei-
tet in Arbeitskreisen zu Familien- und Sozialpolitik mit anderen Ver-
bänden zusammen.

Ausblicke

Die Beratungsstellen blicken mit Besorgnis auf die Lage alleiner-
ziehender Mütter, die immer schwieriger wird – viele Familien sind 
von Armut bedroht. Auch die Problemlagen unseres Klientels in der 
Schwangerschaftsberatung werden zunehmend komplexer: Neben 
finanziellen, sozialen, gesundheitlichen und psychischen Problemen 
fehlen oft familiäre und freundschaftliche Bezugssysteme. Hier wol-
len wir entsprechende Angebote gestalten, wie z. B. das im Februar 
diesen Jahres angelaufene Gruppenangebot für Frauen nach der 
Geburt: „Wenn das Baby da ist – aber das Glück auf sich warten lässt“ 
(Beratungsstelle Stuttgart). Auf politischer Ebene ist unser Ziel – ge-
meinsam mit anderen Verbänden – in Anlehnung an unsere Charta 

– gesellschaftliche Solidarität, Verantwortung und Gleichberechti-
gung einzufordern und zu verwirklichen.

pro familia Landesverband 
Baden-Württemberg 
Theodor-Heuss-Str. 23
70174 Stuttgart

pro familia-Bundesverband
Stresemannallee 3
60596 Frankfurt am Main

www.profamilia.de
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Landesfrauenrat Baden-Württemberg

Arbeitsgemeinschaft der Frauenverbände und Frauengruppen 
gemischter Verbände in Baden-Württemberg

Einige Schlaglichter1

Landtagswahl 1968: Nur eine einzige Frau zog in den Landtag ein. Dies 
bildete den „Gründungsfunken“ für die damaligen Frauenverbände, 
mit einem Landesfrauenrat den Frauen in Baden-Württemberg ab 
1969 eine politische und außerparlamentarische Stimme zu geben.
Einige Aktivistinnen hatten die Gründung eines Dachverbands der 
Frauenverbände schon früher „angedacht“, 1955/1956 etwa.

Die Jahreszahl 1968 wurde zum Synonym für politische Aufbruch-
stimmung in vielen gesellschaftlichen Bereichen; sie markiert auch 
den politisch-gesellschaftlichen Aufbruch der Frauen. Dieser fand 
seinen Niederschlag in der sogenannten neuen Frauenbewegung, 
aber auch in Verbänden, deren Gründung noch in die Zeit der alten 
Frauenbewegung fiel.

1	 Zur Gründung und den ersten 25 Jahren des Landesfrauenrates empfehlen wir die 
von Bea Dörr und Ulla Siebert im Auftrag des Landesfrauenrats verfasste Geschichte 
des Landesfrauenrats, erschienen 1997 unter dem Titel: Wer sich engagiert, verän-
dert!, Medien Verlag Köhler, Tübingen 1997, ISBN 3-9805295-4-1.Abb 1: Postkarte Ilse Krall an Else Berkmann (13.02.1956)

1969
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Etwas davon drang auch in die Institutionen in Baden-Württemberg. 
Renate Bran, eine der „Gründungsmütter“ des LFR und seine erste 
Vorsitzende, berichtete auf der „Vorbesprechung betr. ‚Frauenrat‘ 
(Arbeitstitel 18.03.1969, 10 Uhr‘ (Titel des Besprechungsprotokolls) in 
der Alten Kanzlei Stuttgart zur Vorgeschichte, „wie sie vor zwei Jahren 
herausfand, daß in einem der drei Referate der Abteilung ‚Sozialwesen‘/
Innenministerium B.-Württ. u. a. Frauenfragen bearbeitet werden. Des-
halb lud sie zu den beiden Arbeitskonferenzen der Arbeitsgemeinschaft 
‚Bürger im Staat‘, die 1967 und 1968 mit dem Thema ‚Frauen in der politi-
schen Bildung‘ veranstaltet wurden, die zuständigen Beamten ein.
Bei der 2. Tagung im Herbst 1968 schlug Herr Reg. Rat Dr. König die Bil-
dung eines Frauengremiums vor, das die Verbindung zwischen den 
Verbänden und dem Frauenreferat im Innenministerium herstellen und 
als ‚Gesprächspartner‘ Informationen in Form von Vorschlägen, Erfah-
rungen, Stellungnahmen vermitteln soll. Die Teilnehmerinnen an der Ta-
gung in Herrenalb beauftragten Frau Bran die für das Zustandekommen 
eines solchen Gremiums (…) erforderlichen Schritte zu unternehmen.
Renate Bran formulierte im Gründungsjahr 1969 das Ziel für den Lan-
desfrauenrat: „Es muss unser wichtigstes Bestreben sein, einen Frauenrat 
überflüssig zu machen. Weil letztlich alle Frauenfragen gesellschaftliche 
Angelegenheiten sind“.

Die mehr als zwei Millionen Frauen in den (derzeit) 53 Mitgliedsver-
bänden des LFR spiegeln die Vielfalt der weiblichen Bevölkerung im 
Land wider. Vielfalt und Heterogenität erweisen sich als Stärke. In-
dem der Landesfrauenrat die verschiedenen Belange von Frauen zu 
einer starken gemeinsamen Stimme bündelt und vernetzt, indem 
die Delegierten mit zumeist großer Mehrheit Beschlüsse fassen, zei-
gen sie: Diese Forderungen sind in der Mitte der (weiblichen) Bevöl-
kerung angekommen.
Der LFR vertritt ihre gemeinsamen Anliegen in der Öffentlichkeit, bei 
der Landesregierung, in unterschiedlichen Gremien der Landespoli-
tik, in Wirtschaft und Gesellschaft.
Die Vertreterinnen des LFR sprechen dabei nicht nur für sich als or-
ganisierte Frauen – sie sind auch Für-Sprecherinnen für Frauen, die 
ihrer Stimme (noch) keine organisierte Form geben (können).

Schwerpunkte in den Jahrzehnten

 70er Jahre: Frauenpolitik = Familienpolitik?
Frauenpolitik galt in den 70er Jahren und weit darüber hinaus – auch 
im Verständnis vieler Frauen – als identisch mit Familienpolitik, wur-
de doch die Frau primär von ihrer möglichen Mutterschaft und einer 
tradierten Familienrolle her gedacht. Familienpolitik war seit jeher 
politisch und zudem ideologisch hoch aufgeladen; im Kern ging es 
neben der Bevölkerungspolitik auch um die Arbeits- und Rollenver-
teilung zwischen den Geschlechtern, ganz real im alltäglichen Leben 
von Frauen und Männern.
1978 beschäftigte sich der LFR mit „Familie in der Krise – Möglichkei-
ten ihrer Überwindung“ und kam u. a. zu folgendem Ergebnis:
„Immer mehr Frauen verweigern Eheschließung und Kindererziehung, 
weil sie sich der dreifachen Belastung als Hausfrau, Mutter und Berufs-
tätige nicht gewachsen fühlen. Nur wenn Mann und Frau sich partner-
schaftlich die Familienaufgaben teilen, werden junge Frauen wieder eher 
bereit sein, Kinder aufzuziehen.“

Vor allem sozialpolitische Themen sind bestimmend im ersten Jahr-
zehnt des Landesfrauenrats, Themen von Tagungen lauteten bei-
spielsweise:
•	 „Ausländische Arbeitnehmerinnen bei uns“ (1972)
•	 „Vorsorge und Lebenserwartung“ (1973)
•	 „Lehrlinge heute“ (1974)
•	 „Rentenrecht und Rentenreform“ (1975)
•	 „Probleme des Strafvollzugs“ (1976)
•	 „Recht und Verantwortung von Eltern und Kindern“ (1978)
•	 „Der Einfluss der Arbeitswelt von Vater und Mutter auf die  

Familie“ (1979)
•	 Aber auch der „Umweltschutz“ (1972) und „Die Frau in der  

Werbung“ (1977) beschäftigten die Verbände.
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 80er Jahre
•	 Frauenpolitik braucht institutionalisierte Strukturen
•	 neue Themen
In den 80er Jahren findet in Baden-Württemberg Frauenpolitik den 
Weg in die Institutionen – 1980: Einrichtung des Referats „Angelegen-
heiten der Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft – Frauenreferat“ im 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit, Familie und Sozialordnung so-
wie Berufung des Beirats für Frauenfragen als Beratungsgremium für 
die Landesregierung (in dem der LFR mitwirkt).

Was soll Frauenpolitik auf Landesebene leisten?
Der Landesfrauenrat formuliert Forderungen zur institutionellen Ver-
ankerung von Frauenpolitik. 1980 fordert er eine Frauenbeauftragte 
in der Landesregierung mit Vortragsrecht im Kabinett und einer Per-
sonal- und Sachkostenausstattung sowie einem Ansprechpartner in 
jedem Ministerium. Sie soll Ansprechpartnerin für den LFR, die Frau-
enverbände und Anlaufstelle für alle Bürgerinnen sein. 
Aufschluss über das Verständnis der Frauenverbände von Frauenpo-
litik geben die der Frauenbeauftragten zugedachten Themenfelder, 
die von Verbandsvertreterinnen in Arbeitskreisen des LFR detailliert 
formuliert wurden. Initiativ und koordinierend tätig werden und auf 
Bewusstseinsveränderungen hinwirken soll die Landes-Frauenbeauf-
tragte: 

Bei Ausbildung und Weiterbildung, u. a. für
•	 Verbesserung der Berufsberatung insb. für Ausländerinnen,
•	 Erweiterung des Berufswahlspektrums für Mädchen in gewerb-

lich-technische Berufe. Hierzu nahm der LFR ab 1981 mehrfach 
Stellung und initiierte Kampagnen.

Im Arbeitsleben, u. a. für:
•	 gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit,
•	 Wiedereingliederung von Frauen in den Beruf, 
•	 höheren Frauenanteil in Führungspositionen, 
•	 Förderung der Teilzeitarbeit. 
Im Politikbereich Ehe und Familie, u. a. für:
•	 eine Verbesserung der Wohnungssituation und der Gesundheits-

vorsorge, 
•	 Hilfe in Konfliktsituationen, z. B. durch Frauenhäuser und durch 

mehr eigenständige soziale Sicherung. 

1985 erfolgt die Umwandlung des Frauenreferates im Sozialministe-
rium in die „Leitstelle für Frauenfragen“ als zentrale Koordinierungs-
stelle für Frauenfragen mit erweiterten Kompetenzen. Auf eine Frau-
enbeauftragte der Landesregierung mit Kabinettsrang mussten die 
Frauen im Land noch bis nach der Landtagswahl 1996 warten – bis 
zur Einsetzung von Johanna Lichy MdL als Staatssekretärin im Arbeits- 
und Sozialministerium und zugleich Frauenbeauftragte des Landes. 

Enttäuscht bemängeln die Vorsitzenden der LFR-Mitgliedsverbände 
zum Schwerpunktprogramm der Landesregierung „Frauen in Baden-
Württemberg“ (1986) das Fehlen konkreter Vorschläge zur Frauenför-
derung. Sie kritisieren, dass „Familienaufgaben wiederum einseitig 
den Frauen angelastet werden“ und schlagen u. a. eine generelle 
Arbeitszeitverkürzung vor als ein „Mittel, es auch den Männern zu 
ermöglichen, sich der Familie und dem Haushalt zu widmen.“ (Stel-
lungnahme, 15.04.1986).

Zum Entwurf der (1987 in Kraft getretenen) Leitlinien zur Förderung 
von Frauen im Dienst des Landes Baden-Württemberg“ stellt der LFR 
zum Thema Arbeitszeit und Führungspositionen fest: „Nur wenn Teil-
zeitarbeitsplätze gleiche Aufstiegs- und Leitungsfunktion wie Vollzeitar-
beitsplätze haben, werden in Zukunft auch Männer von dieser Möglichkeit 
Gebrauch machen. Dies erscheint uns zur Verwirklichung einer partner-
schaftlichen Ehe und damit der Übernahme von Familienpflichten durch 
Männer dringend erforderlich.“ (LFR-Stellungnahme, 19.09.1986)

Abb 2: Tagung Umweltschutz am 17.03.1972 in Stuttgart
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Stuttgarter Zeitung 22.09.1986

Appelle allein reichen nicht
Immer mehr Frauen befürworten die Quotenregelung

Fellbach (lsw). Die ‚Quotenregelung‘ – die paritätische 
Besetzung von Kandidatenlisten für politische Wahlen – findet 
offenbar immer mehr Anhängerinnen. Auf einem Frauenkon-
gress am Wochenende in Fellbach befürwortete die überwiegen-
de Mehrheit der Teilnehmerinnen in der Diskussion die 
Quotierung. Zu der Tagung waren auf Einladung des Landes-
frauenrates und der Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg etwa 1500 Interessierte nach Fellbach 
gekommen – zumeist Angehörige der rund 50 vertretenen 
Frauenorganisationen. …“

Abb 3: LFR-Kongress „Frauen in der Gesellschaft von morgen“ 1986

Zum 40-jährigen Jubiläum des LFR (2009) legte Prof. Ute Gerhard in 
ihrer Festrede „Wozu Feminismus heute? Seine Wurzeln und unsere 
Flügel“ dar: In den 80er Jahren deutete sich bundesweit die Verbrei-
terung feministischer Anliegen zunehmend auch in beachtlichen In-
stitutionalisierungserfolgen an; dies gilt für Baden-Württemberg aller
dings nur bedingt. Denn in puncto institutionalisierte Strukturen für 
Chancengleichheitspolitik ist Baden-Württemberg Schlusslicht.

Neue Themenfelder im Fokus
Auf den Einfluss der autonomen Frauenbewegung führen Bea Dörr 
und Ulla Siebert in „Wer sich engagiert, verändert!“ (1996) die Be-
arbeitung der Themen Gewalt an Frauen, Paragraph 218 StGB und 
nicht-sexistische Sprache zurück.

Gegen Gewalt an Frauen 
galt besonderes Augenmerk der unmittelbaren Hilfe für die Opfer 
durch Frauenhäuser – mit einer bundeseinheitlich geregelten Finan-
zierung (die es bis heute nicht gibt), Notrufen, Kinderschutzzentren 
und für die Opfer kostenfreien Anwälten. Stets ging und geht es 
auch um Gewaltvermeidung und Ursachenbekämpfung. „Wir müs-
sen auf eine Ächtung der Gewaltanwendung schlechthin hinwirken“ 

resümiert der AK „Gewalt gegen Frauen – Gewalt in der Familie“ 1985 
und forderte dazu u. a.:
•	 die Anerkennung von Vergewaltigung in der Ehe als Straftatbestand,
•	 Gewaltprävention in den Schulen,
•	 wirksamen Kinder- und Jugendschutz in den Medien, Verzicht auf 

sexistische Werbung u. a. m.

Der Paragraph 218 StGB war in den 70er und in den 80er Jahren ein 
auch im LFR umstrittenes – unter den Verbänden nicht konsensfä-
higes – Thema, „das wie kein anderes wegen unterschiedlicher Weltan-
schauungen die Frauensolidarität auf eine harte Probe stellte“ (Dörr, Sie-
bert) und zu dem lange Zeit ein Beschluss auf ‚Nicht-Befassung‘ galt.
Ende der 80er Jahre ändert sich dies allmählich, ausgelöst u. a. durch 
den so genannten Memminger Prozess: Der Gynäkologe Dr. Horst 
Theissen sowie Hunderte seiner Patientinnen wurden wegen Ab-
treibungen ohne den vorgeschriebenen Instanzenweg angeklagt. 
Zeuginnen wurden öffentlich bloß gestellt. Auf Antrag der Frauenar-
beit der evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Frau-
engruppe der FDP beschloss die Delegiertenversammlung des LFR 
im November 1988, beim bayrischen Justizministerium gegen diese 
Behandlung zu protestieren.
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Im April 1991 schließlich fand der LFR zu einer klaren Position: er for-
derte die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs durch 
die Streichung des § 218.

Ein Aktionsprogramm für Frauen im ländlichen Raum 
Die massiven Strukturveränderungen im ländlichen Raum in Baden-
Württemberg hatten gravierende Auswirkungen auf die Lebenssitu-
ation der Frauen in den ländlichen Gebieten. Intensiv befasste sich 
1988 ein Arbeitskreis des LFR mit deren Situation. Als vordringlich 
formulierte der AK die Sicherung und Schaffung von qualifizierten 
Arbeitsplätzen für Frauen, den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, 
die Erweiterung der ortsnahen institutionellen Kinderbetreuungs-
angebote (flexible Öffnungszeiten, Mittagstisch und Hausaufgaben-
betreuung für Grundschulkinder), und den Ausbau der Hilfe für pfle-
ge – und hilfebedürftige Menschen (Kurzzeitpflegeplätze, Ausbau 
der ambulanten Hilfsangebote etc.).
Weitere Forderungen, wie jene nach Auf- und Ausbau von Kommu-
nikations- und Begegnungsstätten in den Dörfern unter Nutzung 
der vorhandenen Bausubstanz zielten auf Unterstützung der Selbst-
organisationsfähigkeit der Frauen. „Frauen entscheiden für Frauen: Es 
müssen in allen Gremien, in denen die Diskussionen und Entscheidun-
gen für die Zukunftsplanung des ländlichen Raums laufen, Landfrauen 
vertreten sein, um ihre speziellen Probleme und Bedürfnisse einzubrin-
gen. Erst dadurch können Erfahrungen und Sachkenntnisse der Frauen 
fruchtbar werden.“ (Zitat Positionsppapier)

Ein ‚klassisches‘ Thema, das auch in den 80er Jahren intensiv bearbei-
tet wurde, war die eigenständige soziale Sicherung. Als konkrete For-
derungen wurden verabschiedet: die rentenrechtliche Anrechnung 
von drei Erziehungsjahren pro Kind (nach Durchschnittseinkommen 
aller Versicherten) und (ab 1986) die Forderung, dass Pflegezeiten für 
die pflegende Person rentenbegründend und rentensteigernd in 
der gesetzlichen Rentenversicherung berücksichtigt werden müs-
sen.

 90er Jahre
	 „Mit Macht in die Zukunft“ 

Ludwigsburger Kreiszeitung 12.10.1992

Gleichstellung der Frau soll zum Staatsziel  
erhoben werden

Über 1000 Besucherinnen diskutierten ehrlich und selbstkritisch 
– Machtfrage offen gestellt
wid. (…) So ernst die Probleme faktischer und struktureller Un-
gleichheit zwischen den Geschlechtern sind, sie werden nicht mehr 
mit feministischer Verbissenheit diskutiert. Doch das ist nicht das 
einzig Neue: noch nie zuvor ist derart offen, ehrlich, unbefangen, 
aufmüpfig, aber auch selbstkritisch die Machtfrage gestellt und 
zum eigentlichen Kongreßthema erhoben worden. (…)“

Anlässlich des 40-jährigen Landesjubiläums wurde der Frauenkon-
gress „Mit Macht in die Zukunft“ im Oktober 1992 in Ludwigsburg 
ausgerichtet vom Landesfrauenrat, der Landeszentrale für politische 
Bildung und der Abteilung Frauen im Sozialministerium. Unter den 
Gästen war auch eine Delegation des neu gegründeten sächsischen 
Frauenforums. 
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Mit Macht die Zukunft gestalten, das ist nötig: Baden-Württemberg 
hält seine frauenpolitische Schlusslichtposition. In den 90er Jahren 
steht intensive Lobby-Arbeit für verlässliche institutionelle Strukturen 
der Frauenpolitik in Kommunen und auf Landesebene im Mittelpunkt.
Bis heute werden aktuelle frauenpolitische Forderungen offensiver 
und eindeutig formuliert; sie werden zudem begleitet durch neue 
öffentlichkeitswirksame Kampagnen und Aktionen. 

„Wir sind auf dem Laufenden und machen der Landesregierung 
Beine …“
So lautete das Motto für den Staffellauf, den der Landesfrauenrat im 
Juli 1995 als „lila Spur“ quer durch das Land von Waldshut-Tiengen bis 
Stuttgart für ein wirksames Gleichberechtigungsgesetz für Baden-
Württemberg organisierte. Die Übergabe von 5.000 Unterschriften 
und einem lila Kabinetts-Fahrrad im Haus des Landtags unterstrichen 
diese Forderung des LFR.

Abb 4: Übergabe von Unterschriften an den baden-württembergischen Staatsminister 
Dr. Erwin Vetter am 19.07.1995

Zur institutionellen Verankerung und gesetzlichen Absicherung der 
Frauenpolitik auf Landesebene gehörten auch die Forderungen nach 
einem angemessen ausgestatteten Frauenministerium (1992) und – 
als strukturelle Rahmenbedingung für mehr politische Partizipation 

– nach Frauenmindestquoten für Gremien und Institutionen des Lan-
des (ab 1992) sowie einem neuen Landtagswahlrecht (ab 1993 – nach 
der Landtagswahl 1992 – betrug der Frauenanteil magere 11 %!)

Forderungen, die seitdem wiederholt vorgetragen werden mussten, 
ebenso wie die Forderung nach gesetzlicher Verankerung haupt-
amtlicher Frauenbeauftragter für die Kommunen (ab 1991). Selbst-
verständlich setzte sich auch der Landesfrauenrat Baden-Württem-
berg 1994 aktiv für die Präzisierung des Gleichstellungauftrags im 
nun für ein vereinigtes Deutschland geltenden Grundgesetz ein:
„Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.“

Impulse für neue Vernetzungsformen strahlten aus der Bürgerrechts-
bewegung der früheren DDR ab, die Runden Tische.

Runder Tisch Gleichstellungspolitik
Auf Initiative und unter Leitung des Landesfrauenrats kamen am 
24.10.1994 erstmalig Mitglieder der im Landtag vertretenen Frakti-
onen, Vertreterinnen der Frauenorganisationen der Parteien, der 
Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbeauftragter, der 
kommunalen Spitzenverbände, des Sozialministeriums und der Ge-
werkschaften zum Runden Tisch Gleichstellungspolitik zusammen. 
In einer abschließenden gemeinsamen Presseerklärung stellten sie 
fest, „dass eine Verwässerung oder gar ein Scheitern des Gesetzentwur-
fes zur Gleichstellungspolitik nicht hingenommen werden sollte. Folgen-
de Eckpunkte (…) sind unverzichtbar: Das Gleichstellungsgesetz muss 
Frauenförderung in der öffentlichen Verwaltung auf allen Ebenen ver-
bindlich garantieren. Eine Beschränkung auf die Landesebene schließt 
zwei Drittel der weiblichen Angestellten im öffentlichen Dienst aus; (…) 
Um seine Wirkung in der Fläche sicher zu stellen, müssen die kommu-
nalen Frauenbeauftragten in der Gemeinde- und Landkreisordnung 
verankert werden.“ 
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Kommunalpolitik im Fokus
1994 und 1998: Landestreffen kommunalpolitisch aktiver Frauen
– jeweils im Haus des Landtags

Im Blickpunkt: Jung- und Erstwählerinnen
8. März 1996: Wählerisch?! Aktionstag zur Landtagswahl 1996: Erst- und 
Jungwählerinnen, Haus des Landtags Stuttgart
Die Wahlbeteiligung der Erst- und Jungwählerinnen bei den Land-
tagswahlen wurde vom Landesfrauenrat als verheerend gering ein-
geschätzt. Beim Aktionstag, zu dem der LFR und seine Kooperations-
partnerinnen (Landeszentrale für politische Bildung, LAG der kommu-
nalen Frauenbeauftragten, Arbeitsgemeinschaft Jugendfreizeitstätten, 
Deutscher Gewerkschaftsbund ) in den Stuttgarter Landtag eingela-
den hatten, sorgten 1.000 junge Frauen für Aufbruchstimmung.

Schwäbisches Tagblatt 09.03.1996

Für einen Tag hatten Frauen die absolute Mehrheit
Jungwählerinnen machen im Landtag Kontrastprogramm

Stuttgart (lsw). (…) An diesem Tag sollten Frauen spüren, wie es 
ist, die Mehrheit und die Macht zu haben. Normalerweise bilden 16 
Frauen bei 130 männlichen Abgeordneten nur eine kleine Minder-
heit im hohen Haus. So wenig Weiblichkeit gibt es in keinem ande-
ren Landesparlament. Doch am Freitag konnten die mehr als 1.000 
Jung- und Erstwählerinnen, die auf Einladung des Frauenrats die 
Abgeordnetenplätze besetzten, gleich zwei Ministerpräsidentinnen 
aus ihren Reihen wählen. Denn: Auch dieses Amt ist teilbar. (…)“

Grafik: Logo des Treffpunkts Kommunalpolitik – 
Zweites Landestreffen kommunalpolitisch aktiver 
Frauen 1998 im Haus des Landtags in Stuttgart
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Abb 5 – 08.03.1996 – Der Landtag in Frauenhand

Aufmerksam und unterstützend begleitete der LFR Baden-Würt-
temberg nach der Wende die Entwicklung des Sächsischen Frau-
enforums, mehrere Begegnungen mit den Initiatorinnen und Ver-
antwortlichen des Sächsischen Frauenforums fanden vor allem 
zwischen 1991 und 1992 statt – nicht ohne Kommunikationsproble-
me. Dörr und Siebert lassen in ihrem Buch dazu die damalige Vorsit-
zende Gudrun Hummel über den ersten Besuch von Vertreterinnen 
des LFR in zu Wort kommen:
„Wir haben unsere Satzung mitgebracht und sagten, man könne es so 
oder aber auch anders machen. Die Riesenenttäuschung war, daß wir 
die Situation der Frauen total falsch eingeschätzt hatten. Ich meinerseits 
dachte ‚Da sind jetzt Frauen aus Deinem Verband‘, das war aber über-
haupt nicht so (…) Da saßen jetzt PDS-nahe Gruppen und autonome 
Gruppen. Das war eine heikle Angelegenheit, aber sehr interessant“ 
(Seite 137).

Im Rückblick erscheint es, als boten die Jahre der Wende neue Chan-
cen, auch innerhalb der Frauenverbände umstrittene Frauenanliegen 
in den alten Bundesländern offener zu thematisieren, etwa die lange 
stark ideologisch und weltanschaulich behaftete Frage der außer-
häuslichen Betreuung von Kleinkindern oder der Ganztagsschulen.
Die Themen Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familienverant-
wortung sowie die berufliche Förderung von Frauen bildeten auch 

in den 90er Jahren große Schwerpunkte, die im Zeichen der Wirt-
schaftskrise offensiv angegangen wurden.
1994 richtete der LFR einen Fachausschuss „Berufliche Gleichstellung 
von Frauen – Sicherstellung der Arbeitsplätze“ ein, der in seinem um-
fangreichen Ergebnispapier in den ersten Sätzen klarstellte:
„Warum es wichtig ist, gerade in Zeiten anhaltender Arbeitslosigkeit für 
die Sicherung der beruflichen Gleichstellung von Frauen einzutreten:
1.	 Alle Menschen haben ein Recht auf Arbeit zur Sicherung der eigenen 

Existenz und Altersversorgung. (…)“
Beschlüsse auf Delegiertenversammlungen und Arbeitskreisen des 
LFR thematisierten die soziale Sicherung von Frauen im Alter (z. B. 
Stellungnahme 1996), gesundheitspolitische Themen (Stellungnah-
men, z. B. zu Frau und Sucht – 1993, Gesundheitsreform 1997), Woh-
nen und Wohnumfeld von Frauen (u. a. Stellungnahme 1992) und 
den Schutz von Frauen vor Gewalt. Einige Forderungen aus dem Po-
sitionspapier des LFR-Fachausschusses Gewalt gegen Frauen (1996), 
wie jene nach dem Wohnungsverweis des Täters bei häuslicher 
Gewalt, wurden vom Landesgesetzgeber umgesetzt, andere – wie 
die Forderung nach einer zuverlässigen landeseinheitlichen Finan-
zierungsregelung für die Frauenschutzhäuser – stehen als aktuell 
weiterhin auf der frauenpolitischen Agenda.

 Ab 2000
	 Gender- und weitere Perspektiven 
In der Politik des Landes und vieler gesellschaftlicher Organisationen 
hält allmählich der Begriff des Gender Mainstreaming Einzug. 
Die Landesregierung Baden-Württemberg hat am 9. Juli 2002 be-
schlossen, das Prinzip des Gender Mainstreaming in der Landesver-
waltung umzusetzen.
Der LFR mahnt nicht nur in allen seinen Stellungnahmen die Umset-
zung dieses Prinzips an, sondern erinnert auch an die Intention des 
Gender Mainstreaming als aktives Gestaltungsprinzip für demokrati-
sche Geschlechterverhältnisse in Europa:
„Hierbei geht es darum, die Bemühungen um das Vorantreiben der Chan-
cengleichheit nicht auf die Durchführung von Sondermaßnahmen für 
Frauen zu beschränken, sondern zur Verwirklichung der Gleichberechti-
gung ausdrücklich sämtliche allgemeinen politischen Konzepte und Maß-
nahmen einzuspannen, indem nämlich die etwaigen Auswirkungen auf 
die Situation der Frauen bzw. der Männer bereits in der Konzeptionsphase 
aktiv und erkennbar integriert werden („gender perspective“). (…) 
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Förderung der Gleichstellung ist nämlich nicht einfach der Versuch, sta-
tistische Parität zu erreichen: Da es darum geht, eine dauerhafte Weiter-
entwicklung der Elternrollen, der Familienstrukturen, der institutionellen 
Praxis, der Formen der Arbeitsorganisation und der Zeiteinteilung usw. 
zu fördern, betrifft die Chancengleichheit nicht allein die Frauen, die Ent-
faltung ihrer Persönlichkeit und ihre Selbständigkeit, sondern auch die 
Männer und die Gesellschaft insgesamt, für die sie ein Fortschrittsfaktor 
und ein Unterpfand für Demokratie und Pluralismus sein kann.“
(Auszug aus der Kommissionsmitteilung zur „Einbindung der Chan-
cengleichheit in sämtliche politische Konzepte und Maßnahmen 
der Gemeinschaft“ (COM (96)67 end.)
Der LFR bemüht sich um Klarstellung i.S. der Definition der EU. Dies 
erweist sich fortgesetzt als nötig, denn unter dem Stichwort „Gen-
der“ werden in etlichen gesellschaftlichen Organisationen Frauen-
förderung und Frauenpolitik für überholt erklärt und Strukturen und 
Personalstellen abgebaut.

Im Wortsinne vitale Themen wie Frauengesundheit, die Zukunft der 
Pflege sowie eigenständige soziale Sicherung der Frauen kennzeich-
nen die beginnenden 2000er Jahre. Mit der vom LFR im November 
2000 initiierten Qualitätsoffensive Brustkrebs ergeht flächende-
ckend in hunderten Veranstaltungen und mit Zehntausenden von 
Unterschriften der Ruf der Frauen nach einer qualitätsgesicherten 
Brustkrebsvorsorge nach europäischen Standards. 2006 wurde in 
Baden-Württemberg mit der Einführung begonnen. 
Tagungen und Beschlüsse des LFR thematisieren die Gesundheits-
reform, die Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die Bil-
dungsreform. Bei seinen bildungspolitischen Forderungen geht es 
dem LFR vor allem um qualitative Reformen: Das Kinderrecht auf 
Bildung von Anfang an, auf moderne kindgerechte pädagogische 
Konzeptionen für alle Kinder und Jugendliche, Ganztagseinrichtun-
gen und Schulen, Chancengleichheit für Mädchen und Jungen, für 
alle Kinder, unabhängig vom ethnischen und sozialem Hintergrund 
ihrer Herkunftsfamilien. Der Aspekt der notwendigen Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Familienverantwortung für Eltern ist darin 
integriert, ebenso der des Nutzens für die Entwicklung der Volks-
wirtschaft: Investitionen in Köpfe sind langfristig die wirksamsten 
Zukunftsinvestitionen.
Baden-Württemberg ist ein Einwanderungsland, das Flächenland 
mit dem höchsten Anteil an Bevölkerung mit einem Migrationshin-
tergrund. Bereits 2000 formulierte der LFR Eckpunkte einer frauen-
gerechten Migrationspolitik
Selbstverständlich ist für den LFR seitdem, dass die Situation der 
Frauen mit Migrationshintergrund in alle Stellungnahmen und For-
derungen, sei es zu Gesundheit, Bildung, Arbeit/Beruf gezielt ein-
bezogen wird. Wo Frauen ausländischer Herkunft des besonderen 

Weiter auf der frauenpolitischen Tagesordnung: ein Landesgleich-
berechtigungsgesetz mit Biss!

Der LFR unterstützt die Kampagne gegen sog. 
„Sex-Flatrate-Bordelle“ (2009)
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Schutzes und der Frauensolidarität bedürfen, reagiert der LFR: Seit 
2005 arbeitet er in Netzwerken und Bündnissen gegen Zwangspro-
stitution und Menschenhandel mit und engagiert sich für die Opfer 
von Zwangsverheiratung.

Um die Situation der Frauen in Ausbildung und Beruf nachhaltig 
zu verbessern, wirbt der LFR für eine Berufsorientierung von Mäd-
chen in zukunftsträchtige IT-Berufe – Girls go for IT; Hunderte von 
Schülerinnen besuchten zwischen 2000 und 2002 die Tagungen des 
LFR und beteiligten sich am Wettbewerb Girls-for-it; der LFR leistete 
seinen Beitrag auch durch Übernahme der Koordination der ersten 
landesweiten Girls‘ Days in Baden-Württemberg von 2002 – im 50er-
Jubiläumsjahr des Landes – bis 2005. 

Das landesweite Bündnis für mehr Frauen in MINT-Berufen (gegrün-
det 2011) wird vom LFR aktiv mitgetragen. Unter dem Stichwort 

„Fachkräftemangel‘ verweist der LFR auch auf den zunehmenden 
Fachkräftemangel im Sozial- und Pflegebereich.
Strukturell abgesichert werden muss berufliche Chancengleichheit 
durch gesetzliche Maßnahmen, daher fordert der LFR ein Gleichstel-
lungsgesetz für die Privatwirtschaft (seit 2001), Quoten für Aufsichts-
räte, einen gesetzlichen Mindestlohn und eine Höherbewertung 
von Berufen im Sozialbereich.
Der Blick in europäische Nachbarländer erweist sich bei vielen die-
ser Themen als befruchtend und bestärkend: Es ist möglich, funk-
tionierende Gesetze und eine Infrastruktur zu schaffen für eine 
partnerschaftlich(er)e Gesellschaft.

„Nachhaltigkeit“ und „Zukunftsthemen“ werden heute in einem 
Atemzug genannt – auch beim Landesfrauenrat. Die Wirtschaftskri-
se ruft die qualitativen Fragen auf: Hierzu gehören auch Fragen nach 
den Produkten und Dienstleistungen der Zukunft. Diese müssen am 
tatsächlichen Bedarf der Menschen orientiert sein, zugleich dem 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in unserem Land und 
weltweit verpflichtet sein sowie Fairness und soziale Gerechtigkeit – 
auch für die Frauen in anderen Ländern – gewährleisten. 

Abb 6 – Deckblatt der Dokumentation der Veranstaltung „Girls be cool, Go for IT. Ein 
Link in die Zukunft.“ Am 14.07.2000 in Stuttgart

Bei der ökologischen und sozialen Modernisierung des Landes wol-
len Frauen gleichberechtigt mitreden und mitentscheiden, in Wirt-
schaftsunternehmen, bei der Entscheidung über Investitionen des 
Landes und der Kommunen. Dafür müssen sie überall vertreten sein. 
Und dafür brauchen sie Quoten als Instrument für eine angemesse-
ne politische Beteiligung. 
Dafür müssen der Verwendung öffentlicher Mittel Gender Budgeting 
Kriterien zugrunde gelegt werden. 
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Wir wünschen uns, dass noch in dieser Legislaturperiode des Landtags 
manche ältere, unvermindert aktuelle Forderung der Frauenverbän-
de endlich umgesetzt wird. Die Frauenpolitik der Landesregierung 
hat vor allem die Aufgabe, Chancengleichheitspolitik unabhängig 
von politischen Mehrheiten in Kommunen und im Land für alle 
Frauen zu gewährleisten, Errungenes abzusichern, gleichstellungs-
politische Mindeststandards für alle Frauen festzuschreiben, Partizi-
pationschancen zu vergrößern, Rechte einklagbar zu machen; dem 
dienen gesetzliche Gleichstellungsregelungen und institutionell ab-

gesicherte Strukturen, Personalstellen, Berichtspflichten, Haushalts-
titel, verbindliche Quotierungsregelungen in Wahlgesetzen, wie dem 
Kommunalwahlrecht. Für diese überfälligen Vorhaben reicht Halbe 
Kraft nicht!

Es bleibt auch für die kommenden Jahrzehnte genug zu tun. Der 
Landesfrauenrat, seine Mitgliedsverbände und die vielen engagier-
ten und interessierten Frauen im Land möchten sich mit ganzer Kraft 
den Zukunftsaufgaben zuwenden können.

2012: Kampagne für ein Paritätsgesetz für Baden-Württemberg

Thema eines Arbeitskreises beim Frauenkongress: 
„Mit Macht in die Zukunft“ 1992 
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Geschäftsstelle des Landesfrauenrats 
Gymnasiumstrasse 43
70174 Stuttgart
Tel. 0711/62 11 35
Fax. 0711/61 29 98
info@landesfrauenrat-bw.de
www.landesfrauenrat-bw.de

Der LFR ist gemeinnützig. Wir freuen uns über Spenden:
Konto: 1 260 825, Bank: LBBW (Blz: 600 501 01)

Fotos Abbildungen:
1.	 Postkarte (1956), Privatbesitz Else Berkmann
2.	 LFR-Tagung Umweltschutz 1997 in Stuttgart, Archiv Landes

frauenrat
3.	 LFR-Kongress „Frauen in der Gesellschaft von morgen“ 1986 in 

Fellbach, Landesbildstelle Württemberg
4.	 Übergabe von Unterschriften an den baden-württembergischen 

Staatsminister Dr. Erwin Vetter am 19.07.1995, Ulla Siebert, Archiv 
Landesfrauenrat

5.	 08.03.1996 – Jungwählerinnen im Landtag in Stuttgart, Landes-
bildstelle Württemberg

6.	 Girls go for IT – Deckblatt-Auszug der Dokumentation
7.	 Beschilderung beim Frauenkongress: „Mit Macht in die Zukunft“ 

1992, Landesbildstelle Württemberg

Vorstand des Landesfrauenrates 2012, v. l.: Ingrid Fischer (Beisitzerin), Monika Bormann (Beisitzerin),Nicole Rietz (Schatzmeisterin), Claudia Sünder 
(Beauftragte für Öffentlichkeitsarbeit), Angelika Klingel (1. Vorsitzende), Marie-Luise Linckh (2. Vorsitzende), Dorothea Maisch (Beisitzerin),  
Samia Drissi (Beisitzerin), Manuela Rukavina (Beisitzerin)
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Sozialdemokratinnen haben sich schon immer für die Gleichberech-
tigung von Frauen engagiert: Clara Zetkin, Luise Zietz und Marie Ju-
chacz kämpften erfolgreich für das Frauenwahlrecht, Elisabeth Selbert 
setzte sich 1949 dafür ein, dass die uneingeschränkte Gleichberech-
tigung im Grundgesetz verankert wurde. Die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen hat sich gegründet, um die tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern in Politik und Gesellschaft 
voranzubringen, ganz in der Tradition unserer Vorkämpferinnen.

Bis Anfang der siebziger Jahre wählten deutlich mehr Frauen als Män-
ner christlich-konservativ, wohl bedingt durch die zur damaligen Zeit 
geringe Erwerbstätigkeit von Frauen und die starke Bindung an Fami-
lie und Kirche. Durch ein verändertes Rollen- und Selbstverständnis 
sowie eine zunehmende Berufsorientierung jüngerer Frauen änderte 
sich das Wahlverhalten unter Willy Brandt drastisch: Bei der Bundes-
tagswahl 1972 waren bei der SPD die Zweitstimmenanteile von Frau-
en und Männern annähernd gleich. Dabei spielten die Diskussion um 
den § 218, aber auch Themen wie Ostpolitik, Friedenssicherung sowie 
Bildungs- und Umweltpolitik eine entscheidende Rolle.

Nach dem Erfolg bei der Bundestagswahl 1972 kam allerdings die 
Ernüchterung. Obwohl die SPD damals knapp 20 % weibliche Mit-
glieder hatte, betrug der Frauenanteil in der SPD-Fraktion nur 5,4 %. 
Nachdem außerdem auch noch die zehnprozentige Mindestbeteili-
gung von Frauen auf Vorstandsebene abgeschafft wurde, gründete 
sich im selben Jahr die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer 
Frauen (ASF) auf Bundesebene und im Jahr 1973 auch in Baden-
Württemberg. Herta Däubler-Gmelin, spätere Bundesjustizministerin, 

war die erste Landesvorsitzende. Aktuell sind wir im ASF-Bundesvor-
stand mit zwei Frauen vertreten: mit der langjährigen stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden Evelyne Gebhardt, Europaabgeordnete aus 
Hohenlohe, und mit Dr. Claudia Schöning-Kalender aus Mannheim.

Erste Forderungen nach einer Quotierung von Parteiämtern und 
Mandaten wurden laut, die aber mit knapper Mehrheit abgelehnt 
wurde. Stattdessen sollten regelmäßig Berichte und Förderpläne zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern erarbeitet werden. Da dies 
aber von den Landesverbänden mehrheitlich nicht umgesetzt wur-
de, wurde 1988 auf Betreiben der ASF in der Parteisatzung verankert, 
dass in Funktionen und Mandaten „Frauen und Männer mindestens 
zu je 40 % vertreten sein“ müssen. Damit wurde eine Zeitenwende in 
der deutschen Frauenbewegung eingeläutet!

In Baden-Württemberg wurde im Jahre 2002 unter der Federführung 
von Hilde Mattheis und Christine Rudolf erfolgreich ein Mentoring-
programm aufgelegt. Ziel war, interessierten Frauen den Weg in die 
Politik aufzuzeigen und zu erleichtern, sie zur aktiven Parteiarbeit an-
zuregen und bei der Übernahme von Ämtern und Funktionen zu un-
terstützen. Mädchen und Frauen wurden von Mentorinnen und Men-
toren bei ihrer politischen Karriereplanung beraten und unterstützt.

Dennoch ist fast 25 Jahre nach dem Quotenbeschluss eine Gleich-
stellung noch lange nicht erreicht. Nach wie vor gilt für uns der 
Leitsatz „Wer die menschliche Gesellschaft will, muss die männliche 
überwinden.“ Dazu braucht es mehr Frauen in Politik und Wirtschaft 

– auch in Spitzenpositionen.

Die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen (ASF)

1973
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Die Ära einer Politik speziell für Frauen läuft aus. Stattdessen müssen 
alle Politikfelder die Belange von Frauen und Männern gleicherma-
ßen berücksichtigen. Arbeitsmarktpolitik, Wirtschafts- und Finanz-
politik, Außen- und Sicherheitspolitik etc. gehen uns alle an. Unsere 
Leitbilder sind Soziale Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Nur durch 
eine gleichmäßige Aufteilung von Geld, Macht und Zeit zwischen 
Frauen und Männern kann unsere Gesellschaft gerechter werden. 

Wichtige Themen für uns in Baden-Württemberg sind:

•	 Frauen arbeiten oftmals in Teilzeit oder im Niedriglohnsektor. Dies 
führt zunehmend zu Altersarmut. Wir setzen uns ein für eine ge-
rechte und existenzsichernde Bezahlung von Frauen und Män-
nern. Dazu brauchen wir den gesetzlichen Mindestlohn.

•	 Noch immer ergreifen zu viele junge Frauen (oft schlecht bezahl-
te) „Frauenberufe“. Dies muss sich ändern. Die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf wollen wir weiter voranbringen. Dafür sensibili-
sieren wir mit Pressemitteilungen, Veranstaltungen und Aktionen, 
u. a. am internationalen Frauentag und am Equal Pay Day.

•	 In Führungspositionen und Aufsichtsräten sind Frauen deutlich 
unterrepräsentiert. Freiwillige Vereinbarungen und Absichtserklä-
rungen der Wirtschaft haben uns nicht weitergebracht. Deshalb 
sind wir für die Einführung verbindlicher Frauenquoten.

•	 Mit einem Frauenanteil von 22 % in Gemeinderäten, 16 % in Kreis-
tagen und 18 % im Landtag ist Baden-Württemberg Schlusslicht in 
Deutschland. Wir wollen den Anteil an Mandatsträgerinnen in al-
len Parlamenten erhöhen. Frauen müssen ermutigt werden, als Bür-
germeisterinnen, Landrätinnen oder Regierungspräsidentinnen zu 
kandidieren. Die Mentoring-Programme, die wir in der Vergangen-
heit angeboten haben, haben den Frauenanteil allerdings kaum 
beeinflussen können. Deshalb wollen wir das Wahlrecht ändern – 
in Anlehnung an das französische Parité-Gesetz, das Parteien sank-
tioniert und nicht zur Wahl zulässt, wenn ihre Wahllisten nicht quo-
tiert sind.

•	 Das Chancengleichheitsgesetz in Baden-Württemberg muss un-
serer Meinung nach dringend novelliert werden.

•	 Innerhalb der SPD haben wir uns mit unserer Forderung nach ei-
ner konsequenten Anwendung der Quotenregelung durchsetzen 
können. Beim Bundesparteitag im Dezember 2011 in Berlin wurde 
das „Reißverschlussverfahren“, d. h. die konsequente abwechseln-
de Berücksichtigung von Bundestagskandidatinnen und -kandi-
daten auf der Landesliste, beschlossen. Viele weibliche Delegierte 
haben uns dabei durch das Tragen von Ansteckern in Form eines 
roten Reißverschlusses symbolisch unterstützt.

•	 Das Gender Budgeting, eine geschlechterbezogene Bewertung 
von Haushalten, wollen wir auf allen politischen Ebenen imple-
mentieren. Dazu wollen wir z. B. Kommunalpolitiker dafür sensibi-
lisieren, die Wirkung des Haushalts im Hinblick auf Geschlechter-
gerechtigkeit zu überprüfen.

•	 Gewalt gegen Frauen muss geächtet werden. Frauenrechte sollen 
weltweit umgesetzt werden. Frauenhäuser bieten diesen Frauen 
Unterschlupf. Leider ist die Finanzierung nicht einheitlich geregelt. 
Dafür setzen wir uns ein.

Für den ASF-Landesvorstand:
Anette Sorg, ASF-Landesvorsitzende
Sonja Elser, stellv. ASF-Landesvorsitzende
Andrea Schiele, stellv. ASF-Landesvorsitzende

Quelle: FRAUEN MACHT POLITIK, Publikation der Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen, Berlin 2008

ASF – AG sozialdemokratischer 
Frauen Baden-Württemberg 
Wilhelmsplatz 10
70182 Stuttgart
www.asf-bw.de
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Die neue Frauenbewegung – das Grüne Frauenstatut – 
die LAG FrauenPolitik

Die Grünen. Eine Erfolgsgeschichte. Am Freiburger Theater wurden 
2011 unter diesem Thema Reifeprozesse von politischen Bewegun-
gen am Beispiel der Grünen inszeniert. 
In einer der ersten Szenen zeigte sich, dass eine der Wurzeln der Grü-
nen in der autonomen Frauenbewegung der 70er Jahre liegt. 
Den Feministinnen der 68er Generation und frauenpolitischen Akti-
vistinnen, die sich in der Gründungsphase der Grünen einmischten, ist 
es zu verdanken, dass im März 1986 ein Frauenstatut in der Grünen-
Satzung des baden-württembergischen Landesverbands verankert 
wurde. Die Delegierten auf dem Landesparteitag (LDK) in Freuden-
stadt folgten einem entsprechenden Beschluss der Bundespartei, in-
dem sie die Frauenquote einführten. 

Die grüne Frauenquote schreibt die Geschlechterparität für alle Äm-
ter, Gremien und Listenaufstellungen bei Wahlen vor. Umgesetzt wird 
sie, indem auf allen ungeraden Listenplätzen Frauen kandidieren. 
Das Frauenstatut legt zudem den Grundstein für die basisdemokra-
tischen frauenpolitischen Strukturen in der Partei. In das Jahr 1986 
fällt auch die offizielle Geburtsstunde der Landesarbeitsgemeinschaft 
FrauenPolitik (LAG FrauenPolitik) als Frauenorganisation der Grünen. 
Auf der LDK im Juli 1986 in Asperg wurde darüber hinaus die Ein-
richtung eines Frauenreferats im Landesverband beschlossen. Die 
langjährige Stelle der Frauenreferentin bleibt jedoch trotz anhalten-
der Proteste der LAG FrauenPolitk seit Anfang 2000 unbesetzt. Der 
jeweils aktuelle Parteihaushalt sieht keine finanziellen Mittel mehr 
für eine Frauenreferentin vor. 

Die Präsenz der politisch aktiven Frauen der ersten Stunde, die nicht 
nur aus der Frauenbewegung, sondern auch aus der Umwelt- oder 
Friedensbewegung zu den Grünen kamen, spiegelt sich in den Er-
gebnissen der Landesvorstandswahlen wider. 1980 übernahm Marie
luise Beck als ein Gründungsmitglied der Grünen den Vorsitz im 
Landesverbandes. Prominentes Mitglied im Geschäftsführenden Lan-
desvorstand war von 1987 bis 1990 die spätere Bundesvorsitzende 
und heutige Europaabgeordnete Heide Rühle. Fortan sind Frauen 
Teil der paritätisch besetzten Doppelspitze des Landesverbands, die 
als Markenzeichen grüner Partei- und Gleichstellungspolitik gilt.

Weit weniger öffentliche Aufmerksamkeit wird den innerparteilichen 
Strukturen für Fraueninteressen zuteil, die im grünen Frauenstatut 
festgeschrieben sind. Neben der LAG FrauenPolitik, der je eine stimm-
berechtigte Delegierte der 46 baden-württembergischen Kreisver-
bände angehört und in der darüber hinaus (allerdings ohne Stimm-
recht) alle an Grüner Politik interessierten Frauen mitarbeiten können, 
ist dies die Koordinationsgruppe. Diese vertritt die LAG FrauenPolitik 
für die laufenden Geschäfte inhaltlicher und organisatorischer Arbeit. 
Ihr gehören jeweils eine Vertreterin des Landesvorstands und der 
Landtagsfraktion sowie sechs Frauen aus den Kreisverbänden an, die 
alle zwei Jahre von der LAG gewählt werden. 

LAG FrauenPolitik B90/Die GRÜNEN 

Die Landesarbeitsgemeinschaft FrauenPolitik B90/Die GRÜNEN
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Die LAG entsendet Delegierte zur Bundesarbeitsgemeinschaft Frau-
enpolitik und zum Bundesfrauenrat und unterstützt deren Forde-
rungen auf Bundes- oder Landesparteitagen wie bspw. den Antrag 

„Geschlechtergerechte Sprache als Anforderung an Anträge zur BDK“ 
oder die Forderung im Juni 2010 beim Parteitag in Mannheim mit 
einer Doppelspitze bei der Landtagswahl 2011 anzutreten. Dieser 
Antrag wurde jedoch von der Mehrheit der Delegierten abgelehnt. 

Die Ziele der LAG Frauenpolitik

Die LAG als basispolitische Frauenorganisation des grünen Landes-
verbandes knüpft mit ihren offenen Beteiligungsstrukturen an die 
Erfahrungen der autonomen Frauenbewegung an. So wurde „das 
Private ist politisch“ zu einem Leitmotiv frauenpolitischen Handelns, 
das sich bis heute in der Themenvielfalt niederschlägt, die die grü-
nen Frauen in der LAG bearbeiten. Gesellschaftliche Veränderungen 
wie die zunehmende Zahl von Ein-Eltern-Familien in den 80er Jah-
ren greifen die Grünen frühzeitig auf.

So rückt insbesondere die eigenständige Existenzsicherung von Frauen 
als Ziel grüner Frauenpolitik in den Vordergrund. Die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Männer wie für Frauen soll durch den Ausbau 
der Kleinkinderbetreuung und von Ganztagsschulen vorangebracht 
werden. Aber auch die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften oder weibliche Gesundheit ist ein wichtiger Teil grüner Frau-
enpolitik. Zudem fordert die LAG einen wirksamen Schutz von Frauen 
und Kindern vor häuslicher Gewalt. Die verlässliche Finanzierung von 
Frauenhäusern schrieb sie der Partei 2010 erneut ins Wahlprogramm. 
Weitere Standpunkte der LAG FrauenPolitik sind im Reader zur Grü-
nen Frauenpolitik in Baden-Württemberg nachzulesen (http://www.
gruene-karlsruhe.de/fileadmin/frauenpolitik/Diverses/frauenreader_
gruene_09.pdf ). 

Für einen frauenpolitischen Aufbruch in 
Baden-Württemberg

In der Opposition forderten die Grünen die Novellierung des Chan-
cengleichheitsgesetzes, die stufenweise Einführung von Gender 
Budgeting sowie hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte in Kom-
munen und Landkreisen per Gesetz. Zudem sollten die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für paritätisch besetzte Kommunalwahllisten 
sowie eine entsprechende Reform des Landeswahlgesetzes geschaf-
fen werden.

Heute als Grüne in der Regierungsverantwortung erwarten grüne 
mit vielen anderen Frauen, dass diese frauenpolitischen Forderungen 
zügig umgesetzt werden. Dann können die Grünen an ihre Erfolgs-
geschichte anknüpfen, die sich im höchsten Frauenanteil im Landtag 
und einem vergleichsweise hohen Anteil weiblicher Parteimitglieder 
zeigt. Auch in der Besetzung gegenwärtiger Regierungsämter zei-
gen sich frauenpolitische grüne Ziele. Mit Brigitte Lösch übernimmt 
erstmals eine Frau das Amt einer Landtagsvizepräsidentin in Baden-
Württemberg. Silke Krebs, als ehemalige Landesvorsitzende, wird zur 
ersten Staatsministerin in Baden-Württemberg. Beide Frauen waren 
Mitglieder der Koordinationsgruppe der LAG FrauenPolitik.

Erste zaghafte Blüten eines frauenpolitischen Aufbruchs? 

Dr. Susanne Wienecke, Sprecherin der LAG FrauenPolitik B90/
Die GRÜNEN Baden-Württemberg, und Angelika Störk, Mitglied 
der Koordinationsgruppe

1986

LAG Frauenpolitik B90 / Die Grünen
www.frauenpolitik.gruene-bw.de
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Elly Heuss-Knapp (1881–1952) war Sozialreformerin, Publizistin, Wer-
befachfrau, Politikerin und First Lady. Sie ist für uns Liberale Frauen 
ein Vorbild – obwohl sie nie Mitglied unserer Landesvereinigung 
war. Wie auch? Die Landesvereinigung Liberale Frauen Baden-Würt-
temberg wurde ja erst 1999 als selbständige politische Frauenorga-
nisation gegründet, die die FDP unterstützt. Eine Mitgliedschaft in 
der FDP ist davon jedoch unabhängig.

Liberale Frauen engagieren sich für die tatsächliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern in Beruf, Familie und Gesellschaft. Wir 
sind davon überzeugt, dass ohne die Gleichstellung von Frauen 
und Männern nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung, Wettbe-
werbsfähigkeit und sozialer Zusammenhalt nicht möglich ist – und 
daher für uns eine Investition in die Zukunft ist. 

„Rabenmütter – ein Mythos aus dem Reich der Märchen?“ Bei einem 
Bundesparteitag der FDP 2007 in Stuttgart zeigten die Liberalen 
Frauen Flagge und lehnten vehement die Einführung von Betreu-
ungsgutscheinen für Mütter, die zuhause bei ihrem Kleinkind blei-
ben, ab (heute wird noch immer über die „Herdprämie“ diskutiert). 
Wir Frauen forderten stattdessen den raschen und flächendecken-
den Ausbau von qualitativ hochwertigen Betreuungsangeboten für 
Kinder bis 12 Jahren (z. B. verbindliche Halbtagesschulen, Ganztages-
einrichtungen in erreichbarem Einzugsbereich, Tageseltern, Kinder-
tagesstätten, Betreuungsangebote auch in den Schulferienzeiten, 
inklusive Angebote für Kinder mit und ohne Behinderung). Die Akti-

on erregte viel Aufsehen und zeigte Wirkung – und die Delegierten 
des Bundesparteitages übernahmen unsere Position. Rabenmütter 
sind im Übrigen vorbildliche Mütter. Sie behüten ihre Kinder, lassen 
ihnen aber auch genügend Freiheiten, damit die Kinder die Welt auf 
ihre ganz persönliche Weise selbst entdecken können. Das Märchen 
von der Rabenmutter ist also widerlegt! 

Frauenrechte sind Menschenrechte. Frauen und Kinder müssen in 
Notsituationen geschützt werden. Der Schutz vor (häuslicher) Ge-
walt hat für Liberale Frauen einen hohen Stellenwert – auch bei 
uns im Ländle, in Deutschland, in Europa, weltweit. Hartnäckig ha-
ben wir uns dafür eingesetzt, dass in Baden-Württemberg der sog. 

„Platzverweis“ (Wohnungsverweis bei häuslicher Gewalt) landesweit 
eingeführt wurde. Das allein reicht aber (leider) nicht aus. Deshalb 
setzen wir uns für eine verlässliche Finanzierung von Frauen- und 
Kinderschutzhäusern ein, pochen auf eine qualifizierte Betreuung 
und Nachsorge, setzen auf einen effektiven Kinderschutz. Nicht nach-
gelassen haben wir auch bei unserem Engagement, ein Problembe-
wusstsein für „Stalking“ zu schaffen und Präventionsangebote zum 
Schutz der Betroffenen aufzubauen. Dicke Bretter waren zu bohren, 
bis „Stalking“ als eigener Straftatbestand ins Strafgesetzbuch (§ 238 

„schwere Belästigung“) aufgenommen wurde. Und auch mit Unter-
stützung Liberaler Frauen hat im November 2011 der Deutsche Bun-
destag endlich das Hilfetelefongesetz beschlossen, um Opfern von 
Gewalt einen schnellen und unkomplizierten Zugang zu Hilfeange-
boten zu ermöglichen. 

Liberale Frauen 

Landesvereinigung Baden-Württemberg

Politik braucht Frauen! Liberale Politik braucht Frauen!

„Frauen werbt und wählt,
jede Stimme zählt!
Jede Stimme wiegt,
Frauenwille siegt!“

Landesvereinigung Baden-Württemberg
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Natürlich brennt auch uns Liberalen Frauen die bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie (ob Kindererziehung oder Pflege von älter ge-
wordenen Familienmitgliedern), die eigenständige Alterssicherung 
von Frauen zur Vermeidung von Altersarmut, ein frauen- und famili-
enfreundliches Steuersystem sowie eine gute Bildung unserer Kinder 
unter den Nägeln. Wesentlich früher als in der uns nahestehenden 
Partei setzten die Liberalen Frauen auf mehr Energieeffizienz, Ener-
giesparen und einen umweltfreundlichen Energiemix. Klimaschutz 
zählt für uns zu den Kernaufgaben einer nachhaltigen generatio-
nengerechten Politik, formulierten wir bei unserem Fachtag „Energie: 
Wege in die Zukunft“ im März 2007. Vorrang für erneuerbare Energi-
en, eine stärkere energiepolitische Vorbildfunktion der öffentlichen 
Hand (u. a. eine zügige energetische Sanierung der landeseigenen 
Gebäude) forderten wir nachdrücklich. Mit dieser Einschätzung la-
gen wir richtig, wie die Entwicklung gezeigt hat – nur Energiepolitik 

„mit Köpfchen“ hat Zukunft!

Liberale Politik braucht Frauen – als Mandatsträgerinnen und als 
Wählerinnen. Daher ist es auch Aufgabe für Liberale Frauen, starke 
Frauen für Mandate in politischen Gremien zu gewinnen. Mentoring
programme und ein starkes liberales Frauennetzwerk zeigen erste 
bescheidene Erfolge. Frauen kandidierten für Sitze in den Kommu-
nal-, Landes-, Bundes- und Europaparlamenten. Wir begleiteten die 
Kandidatinnen im Wahlkampf. Ganz besonders stolz sind wir aber, 
dass inzwischen zwei liberale Frauen aus Baden-Württemberg zu 
den Helene-Weber-Preisträgerinnen zählen: Claudia Felden aus Lei-
men und Dr. Julia Frank aus Lorch. Beide Frauen wurden für gesell-

schaftliches und politisches Engagement in der Kommune ausge-
zeichnet! Dr. Julia Frank ist nicht nur Gemeinderätin, sondern auch 
Mitinitiatorin eines Tafelladens in Lorch und baut den Kontakt zu 
türkischen Mitbürgerinnen und Mitbürger aus. Claudia Felden war 
lange Jahre Elternbeirätin und in Schulfördervereinen aktiv sowie 
Vorstandsmitglied im Gewerbeverein und Fraktionsvorsitzende im 
Gemeinderat. Im November 2011 wurde sie vom Gemeinderat mit 
großer Mehrheit zur Beigeordneten der Stadt Leimen gewählt. 

Wie es weitergeht? Bis gender mainstreaming im Alltag verankert ist, 
werden wohl noch Jahre vergehen. Und bis der Frauenanteil in allen 
Entscheidungsgremien in der Politik, in der Wirtschaft, in der Wis-
senschaft, im Sport und in vielen anderen Bereichen unserer Gesell-
schaft wesentlich höher ist, geht uns die Arbeit nicht aus. In unserer 
Zeitschrift LIBERA berichten wir regelmäßig was uns bewegt. (Libera-
le) Frauen sind Löwinnen: stark und zum Sprung bereit!

Jutta Pagel-Steidl

Landesvereinigung Liberale Frauen Baden-Württemberg
Jutta Pagel-Steidl (Vorsitzende)
Eschenweg 30, 72582 Grabenstetten
www.lif-bw.de

Gründungsdatum: 10. Juli 1999
Gründungsort: Stuttgart (Haus der Wirtschaft)

1999
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Im November 2002 war es soweit: der erste Frauenplenartag des 
Landtags von Baden-Württemberg fand statt. Zum ersten Mal in der 
Geschichte wurden im Landtag an zwei Tagen nur frauenpolitische 
Themen behandelt und diskutiert. Die großen Themen waren hierbei 
„Gender Mainstreaming“, die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und die Familienpolitik.
Die Frauen im Landtag und allen voran die frauenpolitischen Spre-
cherinnen hatten erkannt, dass interfraktionelle Kooperation wich-
tig und sinnvoll ist. Schon damals ging es darum gemeinsam bei 
den Themen „Gewalt gegen Frauen“ und „Gleichstellungspolitik“ et-
was zu bewegen. Schwerpunkte waren hier die Verbesserung der Si-
tuation für Frauen als Opfer von Menschenhandel und Zwangspros-
titution (Einrichtung eines Landesfonds) und „Gender Budgeting“ im 
Landeshaushalt.
Zu Beginn der Legislaturperiode im Jahr 2006 haben die frauenpoliti-
schen Sprecherinnen des baden-württembergischen Landtags – Elke 
Brunnemer (CDU), Marianne Wonnay (SPD), Brigitte Lösch (GRÜNE) 
und Dr. Birgit Arnold (FDP/DVP) – ein regelmäßiges Treffen der weib-
lichen Abgeordneten ins Leben gerufen und gemeinsam zahlreiche 
Themen vorangebracht. So wurde beispielsweise als erste gemeinsa-
me parlamentarische Initiative im Vorfeld zur Fußball-WM 2006 der 
Fraktionsantrag „Fußball-WM 2006 in Baden-Württemberg: Gegen 
Menschenhandel und Zwangsprostitution“ (Drs. 13/5171) initiiert. 
Im Mittelpunkt des Engagements standen dabei unter anderem die 
Bekämpfung von Frauenhandel und Zwangsprostitution genauso 
wie die Unterstützung von Migrantinnen, die aus einer Zwangs-
verheiratung flüchten oder der Bedrohung durch häusliche Gewalt 
entkommen wollen.
Der zweite Frauenplenartag fand am 10.10.2007 statt und hatte zwei 
Schwerpunkte „Chancengleichheit für Frauen auf dem baden-würt-
tembergischen Arbeitsmarkt“ und „Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf“. Ein Tag zuvor fand eine öffentliche Anhörung zu „Frauen in 
Notsituationen: Was wir gegen Zwangsheirat und Frauenhandel tun 
können“ – begleitet von der Ausstellung „ohne Glanz und Glamour 

– Prostitution und Frauenhandel im Zeitalter der Globalisierung“ von 
Terre des Femmes im Landtag statt.

In einer gemeinsamen Pressemitteilung haben die frauenpoliti-
schen Sprecherinnen ihre Erwartungen zum Frauenplenartag 2007 
geäußert:

Elke Brunnemer, CDU: „Wir nutzen den Frauenplenartag, um den 
Blick auf frauen- und familienpolitische Themen zu richten … Ganz 
wichtig ist uns die Chancengleichheit für Frauen auf dem baden-
württembergischen Arbeitsmarkt und die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf bzw. Studium.
Marianne Wonnay, SPD: „Ein Anfang für fraktionsübergreifende 
frauenpolitische Zusammenarbeit ist gemacht. Der Frauenplenartag 
sollte ein Signal geben, diese weiter auszubauen, und der Landesre-
gierung Beine zu machen, damit sie ihr Versprechen einer aktiven 
Frauenförderpolitik auch einlöst.“
Brigitte Lösch, GRÜNE: „Mit einem Frauenanteil von 23,7 Prozent 
hat der Landtag den niedrigsten Frauenanteil unter den deutschen 
Landesparlamenten. Wir fordern die strikte Einhaltung bestehender 
gesetzlicher Vorgaben und rigidere Sanktionsmöglichkeiten zur Er-
höhung des Frauenanteils in der Landesverwaltung, in Gremien, in 
Aufsichtsräten und auch in der Privatwirtschaft.“ 
Dr. Birgit Arnold, FDP/DVP: „Ich freue mich darüber, dass dieser 
Frauenplenartag wieder zustande gekommen ist … Inhaltlich erhof-
fe ich mir vor allem eine Unterstützung der Forderung, noch viel 
mehr als bisher die Erziehungsleistung auf zwei Schultern zu vertei-
len – der Mütter und der Väter.“

Die Frauen im Landtag von Baden-Württemberg
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Nachfolgend konnten wir Frauen im Landtag einen großen Erfolg 
verbuchen: im März 2008 wurde ein Landesfonds für Opfer von 
Menschenhandel eingerichtet für den sich besonders die damalige 
Sozialministerin Frau Dr. Stolz eingesetzt hatte. Mit diesem Fonds 
werden eine bedarfsgerechte Betreuung einer bestimmten Ziel-
gruppe der Opfer von Menschenhandel und eine entsprechende 
Kostenübernahme sichergestellt.
Des Weiteren sollte mittels eines interfraktionellen Antrags eine lan-
desweite Frauennotruf-Helpline in Baden-Württemberg angestoßen 
werden. Eine entsprechende Einrichtung erübrigte sich jedoch, da 
es auf Bundesebene ab Ende 2012 ein solches Frauenhilfetelefon ge-
ben wird. 

Im Jahr 2009 war in Baden-Württemberg das Thema „Flatrate Bor-
delle“ hochaktuell. Über einen Fraktionsantrag mit der Forderung 
Flatrate-Angebote zu verbieten, wurde das Thema über eine Bun-
desratsinitiative auf Bundesebene transportiert.
Um jedoch solchen und auch anderen Ausuferungen im Prostituti-
onsgewerbe vorzubeugen, bedarf es einer Änderung des Prostituti-
onsgesetzes auf Bundesebene.
Ein anderes Thema war „Gender Budgeting“ im Landeshaushalt. 
Hierbei wurde geprüft, ob die Mittel des Landes geschlechterge-

2002

recht verwendet werden. Ausgehend vom interfraktionelle Antrag 
„Gender Budgeting im Landeshaushalt“ (LT-DRS. 14/3071), fand zu-
dem eine öffentliche Anhörung statt. Konkret wurde erreicht, dass 
im Haushalt 2012 des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft und 
des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Senioren Gender Budgeting Informationen dargestellt werden.
Ein immer wiederkehrendes Ärgernis war und ist die nicht paritäti-
sche Besetzung von Positionen in verschiedenen Gremien. Hierzu 
wurden drei entsprechende Briefe von den Frauen des Landtags 
initiiert: zur Besetzung des Rundfunkrats, des Nachhaltigkeitsbeirats 
und der Landesverwaltung. 

Auch in der neuen Legislaturperiode wird die interfraktionelle Frau-
enarbeit weitergehen. Bis jetzt haben wir Frauen vieles angestoßen 
und Erfolge erzielt. Aber es gibt nach wie vor viel zu tun. 
Nachdem der Frauenanteil im Landtag auf 18 % abgesunken ist, wird 
ein zentrales Thema die Erhöhung des Frauenanteils in der Politik 
sein. Im Rahmen des Internationalen Frauentages fand hierzu am 7. 
März 2012 eine Anhörung mit dem Thema „Mitten drin und außen 
vor – Politische Beteiligung von Frauen“ statt.

Brigitte Lösch, MdL

Mitten drin und außen vor: 
Frauen im Landtagsfoyer bei 
der Frauentagsveranstaltung 
des Landtags am 07.03.2012
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Kommunale Gleichstellungsstellen in 
Baden-Württemberg

Im frauen- und familienpolitisch eher konser
vativen bzw. traditionellen Baden-Württem
berg entstand 1985 die erste Gleichstellungs-
stelle in Freiburg (01.10.1985). Nur zögerlich 
ging die Entwicklung weiter: 1986 kamen drei 
weitere Stellen in Stuttgart (01.01.1986), Karls-
ruhe (01.07.1986) und Pforzheim (01.09.1986) 
hinzu; 1987 vier weitere Stellen in Mann-
heim (01.02.1987), Konstanz (09.03.1987), Sin-
delfingen (01.05.1987) und dem ersten Land-
kreis, dem Landkreis Böblingen. Sehr schnell 
beklagten die neuen Inhaberinnen der Stel-
len, das Nord-Süd-Gefälle in der Frauenpo-
litik: Während im Norden und in der Mitte 
Deutschlands die Kommunen und Landkreise 
Stellen zügig einrichteten, mussten im Süden – Baden-Württemberg 
und Bayern – die Frauenverbände um jede Stelle kämpfen. Hinzu kam 
ein neuer Trend ehrenamtliche Frauenbeauftragte zu ernennen, die 
weder personelle noch finanzielle Ressourcen besaßen.

Erste Vernetzung: die Südschiene

Am 17.10.1986 trafen sich die baden-württembergischen und die 
bayrischen Frauenbeauftragten in Stuttgart zu einem ersten Ar-
beitstreffen. Zu diesem Zusammenschluss kam es, weil in den Kom-
munen beider Länder bis dahin nur wenige Gleichstellungsstellen 
entstanden waren und die neuen Stelleninhaberinnen ihre Inter-
essen und Kräfte bündeln wollten. 1987 schlossen sich fünf weitere 
Sitzungen in Pforzheim (06.02.1987), Freiburg (25.03.1987), Nürnberg 
(21./22.05.1987), Mannheim (26.08.1987) und Karlsruhe (29./30.10.1987) 

an. Ab 1988 trennten sich die bayrischen und 
baden-württembergischen Kolleginnen wie-
der, da beide Gruppen getrennt personell 
stärker geworden waren.

Grenzüberschreitende Vernetzung im 
Vierländereck

Zu Beginn der 90er Jahre bildete sich ein 
Netzwerk zwischen den Frauenbeauftrag-
ten im Dreiländereck (Baden-Württemberg, 
deutschsprachige Schweiz und Österreich). 
Insbesondere die Frauenbeauftragten in 
Konstanz, Zürich, Vorarlberg und Liechten-
stein trafen sich und erkannten, dass sie die 
gleichen frauenpolitischen Hindernisse und 
Schwierigkeiten über die Grenzen hinweg 
verbanden. Aus dieser Erfahrung organisier-

ten sie jährliche Dreiländerseminare und die folgenden Bodensee-
Frauenkonferenzen 1997 und 2000.

Arbeitsschwerpunkte und erste Aktivitäten

Erste gemeinsame Aktivität war das Engagement, die weitere Entwick-
lung und die Absicherung der kommunalen Frauenbüros in Bayern und 
Baden-Württemberg zu erreichen. Die neuen Gleichstellungsstellen 
mit ihren Stelleninhaberinnen erarbeiteten eine Positionsbestim-
mung für Frauenbüros. Im Mai 1988 verabschiedete die sich neu 
gegründete „Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) der hauptamtlichen 
kommunalen Frauenbeauftragten in Baden-Württemberg“ diese „Po-
sitionsbestimmung zu Stellenschaffung, Auswahlverfahren und Sta-
tus der kommunalen Frauenbeauftragten“ mit dem Ziel, eine Grund-
lage für die Schaffung neuer kommunaler Stellen zu bieten.

Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Frauenbeauftragten Baden-Württemberg Landesarbeitsgemeinschaft der 

kommunalen Frauenbeauftragten
www.frauenbeauftragte-ba-wue.de
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Zusammenarbeit mit dem Landesfrauenrat

Am 19.10.1988 fand ein erster Gedankenaustausch in Stuttgart zwi-
schen dem Landesfrauenrat und den Frauenbeauftragten in Baden-
Württemberg statt. 1991 unterstützte die Delegiertenversammlung 
des Landesfrauenrates die Verankerung von hauptamtlichen kom-
munalen Frauenbeauftragten in der Landkreis- und Gemeindeord-
nung Baden-Württemberg mit einem einstimmig beschlossenen 
Antrag. Marianne Gerhardt leitete diesen Antrag den kommunalen 
Spitzenverbänden, den Landtagsfraktionen und dem Ministerpräsi-
denten zu.

Der Städtetag Baden-Württemberg und die „Frauenfrage“

Bereits im März 1986 diskutierten die Mitglieder des Rechts- und 
Verfassungsausschusses des baden-württembergischen Städteta-
ges über die „Gleichstellungsstelle für Frauenfragen“. Der Ausschuss 
kam zum Ergebnis „Spezielle Hinweise zur Einrichtung einer Gleich-
stellungsstelle für Frauenfragen in den Kommunen sind nicht er-
forderlich.“ Nachdem in den Städten des Landes bis Ende 1987 acht 
hauptamtliche Frauenbeauftragtenstellen entstanden waren änder-
te sich dies. Der Vorstand beschloss am 09.03.1988 den Frauenbe-
auftragten „einen Erfahrungsaustausch in einer Arbeitsgemeinschaft 
anzubieten“ was für Amtsleitungen in anderen Bereichen üblich 
war. Hintergrund dieser Entscheidung bildete der autonome Zu-
sammenschluss der kommunalen Frauenbeauftragten in der Lan-
desarbeitsgemeinschaft. Für öffentliche Amtsinhaber war ein auto-
nomer Zusammenschluss bis dahin nicht üblich. Diskussionen, ob 
die Frauenbeauftragten den Ausschuss annehmen und nutzen und 
ob die Oberbürgermeister die Dienstreisen zu den LAG-Sitzungen 
noch übernehmen, schlossen sich an. Es gelang der LAG sich in bei-
den Netzwerken zu behaupten und eine Empfehlung zur Einrich-
tung von neuen Stellen in der Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Frauenbeauftragten beim baden-württembergischen Städtetag 
auf den Weg zu bringen. In einer abgespeckten Variante entgegen 
dem Vorschlag der LAG aber doch im großen ganzen akzeptabel be-
schloss der Vorstand des baden-württembergischen Städtetages im 
Sommer 1990 eine „Empfehlung“, die bei der Bestellung einer kom-
munalen Frauenbeauftragten zum Inhalt einer Dienstanweisung ge-
macht werden können.

Verankerung in der Gemeindeordnung

Um den Prozess der Installierung von hauptamtlichen Frauenbe-
auftragten auf kommunaler- und Kreisebene zu erleichtern und zu 
beschleunigen verabschiedeten die Frauenbeauftragten im Frühjahr 
1990 folgende Resolution: Wir fordern den Landtag Baden-Württem-
berg auf, die Gemeindeordnung um folgenden Passus zu ergänzen: 

„Die Verwirklichung des Verfassungsauftrages der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau ist auch eine Aufgabe der Gemeinde. Zur 
Wahrnehmung dieser Aufgabe hat die Gemeinde hauptamtliche 
Frauenbeauftragte zu bestellen.“ Die LAG forderte den Ministerpräsi-
denten Lothar Späth am 25.07.1990 auf, sich für dieses Anliegen ein-
zusetzen. Im November 1990 wies er dieses Anliegen zurück, weil es 
einen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung bedeuten würde 
und die Kommunen im eigenen Ermessen entscheiden sollen, wie 
sie dem Gleichberechtigungsauftrag Geltung verschaffen. Trotz gro-
ßer Bemühungen in der LAG und breiter frauenpolitischer Unterstüt-
zung im Land ist es in den letzten 22 Jahren nicht gelungen, eine Än-
derung der Gemeindeordnung – die in allen übrigen Bundesländern 
erfolgt ist – herbeizuführen.

Frauenpolitischer Ausblick

Die LAG begrüßt die Absicht der Landesregierung das Chancen-
gleichheitsgesetz zu überprüfen und zu modernisieren. Durch ein 
entsprechend neu gefasstes Landesgesetz soll professionelle gleich-
stellungspolitische Kompetenz in den Kommunen in ganz Baden-
Württemberg spürbar zu einer Verbesserung der Geschlechterge-
rechtigkeit führen. Die kommunalen Frauenbeauftragten könnten 
auf dieser Grundlage, Chancengleichheit als Leitprinzip des Ver-
waltungshandelns mit geeigneten Methoden inhaltlich wirksamer 
umsetzen. Das heißt: Frauen und Männer im privaten und gesell-
schaftlichen Bereich gleichzustellen, paritätische Mitwirkung an al-
len Entscheidungsprozessen und gleiche Teilhabe am Erwerbsleben 
sowie gleiche Teilhabe an öffentlichen Ressourcen zu ermöglichen, 
die Gewaltfreiheit im Geschlechterverhältnis umzusetzen und den 
Abbau von Geschlechterstereotypen wirkungsvoll voranzutreiben.

Christa Albrecht
Chancengleichheitsstelle der Stadt Konstanz

1988

Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Frauenbeauftragten
www.frauenbeauftragte-ba-wue.de
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Der deutsche Hausfrauenbund Stuttgart e. V. wurde nach dem 2. 
Weltkrieg gegründet und eröffnete in den 60er Jahren eine haus-
wirtschaftliche Beratungsstelle, aus der dann die Verbraucherzent-
rale hervorging.

Das Bestreben war, die Hausfrauen verbraucherpolitisch zu infor-
mieren und auch haushaltstechnisch zu beraten. Dies erfolgte mit 
Vorträgen, Besichtigungen von Fabriken und Herstellungsorten für 
Lebensmittel und Verbrauchsgüter. Es wurden Vorträge mit Kinder-
betreuung angeboten, für diese Zeit ein absolutes Novum.

Bereits 1963 wurde ein Seniorentreffpunkt gegründet, der seit mehr 
als 10 Jahren in eine Begegnungsstätte umgewandelt ist und vom 
Sozialamt der Stadt Stuttgart gefördert wird. 

In den 80er Jahren wurde der vom Sozialministerium ins Leben geru-
fene Kurs „Neuer Start ab 35“ angeboten und acht Jahre lang durch-
geführt. Er sollte die Frauen nach der Familienphase wieder ins Ar-
beitsleben zurückführen. 

Heute liegt der Schwerpunkt in der Seniorenarbeit. Mit Vorträgen zu 
aktuellen Themen, Kunstführungen, Sprachkursen, Literatur, politi
schen und sonstigen Gesprächskreisen, Spielgruppen, Computer-
kursen, geselligen Mittagessen und dem Seniorennachmittag mit 
Kaffee, Kuchen, Gymnastik und Gedächtnistraining. 

Vor 5 Jahren wurde der Hausfrauenbund in Stuttgarter Frauen e. V. 
umbenannt und hat zur Zeit 150 Mitglieder. Die Begegnungsstätte 
wird wöchentlich von ca. 100 Frauen und Männern besucht. Bei uns 
sind alle willkommen, unabhängig von Alter, Nation, Kultur und Kon-
fession!

Auch in der Zukunft möchten wir Frauen auf allen Ebenen weiterbil-
den und vernetzen, unterhalten und zur Selbsthilfe anleiten.

Auskunft und Informationsmaterial 
erhalten Sie bei: 

www.stuttgarterfrauenev.de

AG kommunaler Frauengruppen in Württemberg

1974 haben sich kommunale Frauenvereine und Gruppen zur Arbeitsgemeinschaft 
kommunaler Frauengruppen in Württemberg zusammengeschlossen. 
Zum Verband gehören aktuell vier Gruppierungen, 
der Degerlocher Frauenkreis e. V. (gegr. 1951, Große Falterstr. 6, 70597 Stuttgart)
der Möhringer Frauenkreis (gegr. 1965, Oberdorfplatz 8, 70567 Stuttgart)
die Stuttgarter Frauen e. V. (gegr. 1946, Fangelsbachstr. 19, 70180 Stuttgart)
der Frauenforum Backnang e. V. (gegr. 1988, Bahnhofstr. 7, 71522 Backnang).

Stuttgarter Frauen e. V. – 
ehemals Hausfrauenbund Stuttgart e. V.

1965
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Frauenforum Backnang e. V. – Auftakt in Backnang – 
Kommunalwahlen 1989

Die Jahre 1989/1990 sind geprägt durch die Wiedervereinigung. Eine 
unerwartete Wende, eine Zäsur besonders für die Frauenbewegung 
verlangte neue Ziele, Frauenpolitik und Feminismus belebten sich 
auch in Backnang. Nach den Kommunalwahlen wollten die neu 
gewählten Stadträtinnen von SPD und Grünen erstmalig mit den 
Backnanger Frauengruppen zum Internationalen Frauentag 1990 
einladen. Nach einem sehr gelungenen Auftakt der Beteiligten von 
ASF-Frauen in der SPD (Organisation), Frauenaktionskreis-Frauen-
forum Backnang, Autonomes Frauenzentrum Lila Lichtblick, CDU-
Frauenunion, Liberale Frauen, Stadträtinnen, Kirchengemeinderä-
tinnen und interessierten Gästen sollte in einer Zettelumfrage das 
frauenpolitische Spektrum der Wünsche herausgefiltert werden. Die 
Backnanger Kreiszeitung titelte „Frauen fordern: Die Hälfte des Him-
mels muss uns gehören“ (BKZ,13.03.1990).
Aktiv im Frauenforum-Projektteam (2008 – 2012) setzten Ursula Hefter-
Hövelborn (Vorsitzende), Cornelia Nabel (Stellvertretende Vorsitzen-
de), Christa Freitag (Schriftführerin), Cornelia Tomski (Schatzmeisterin), 
und Dorothea Dorsch, Sigrid Hübner, Marion Masullo, Jutta Rieger-
Ehrmann, Cornelia Sperling, Pia Täpsi-Kleinpeter, Yasemin Turan und 
Kassenprüferinnen: Cornelia Eusebi und Brunhilde Rupp als verläss-
liches Team das Motto VERNETZEN – VERBINDEN – VERBÜNDEN um. 

Das Frauenforum Backnang hat mit 92 Mitgliedern (2011) eine über-
schaubare Größe. Doch es wird auch als aktives Beteiligungsforum 
wahrgenommen, wo auch kommunalpolitische Projekte im Mitein-
ander besprochen werden. 

Zukunftsthemen wie Chancengleichheit für Frauen und Männer so-
wie GEKOM-Genderkompetenz im kommunalen Raum sind angesagt. 
Zum Internationalen Frauentag 2012 erklang das Gelächter der Ge-
schlechter mit dem Schönheitskabarett „Cellulita, die Königin der 
Nachtcremes. Jetzt noch faltiger!“ 
Lachfalten aktivieren, das gehört zum Spektrum von Leben und Ar-
beiten – auch im Frauenforum Backnang. 

Aus der Geschichte des Degerlocher Frauenkreises e. V. (DFK)
Quelle: Die streitbaren Weiber von Degerloch. Fünfzig Jahre 
Degerlocher Frauenkreis 1951–2001. 
Herausgegeben vom Degerlocher Frauenkreis e. V., Stuttgart 2001, 
S. 60 f und S. 66 f.

Am 31. August 1951 findet die Gründungsversammlung des „Deger-
locher Frauenkreises e. V.“ in der Wohnung von Johanna Bleyle statt. 
(…) Der Eintrag in das Vereinsregister des Amtsgerichts Stuttgart er-
folgt am 20. Oktober 1951.
„Als erster der 18 Stadtbezirke von Stuttgart, ebenso als erste Filder-
gemeinde, hat jetzt Degerloch einen Verein für Bürgerinnen, der laut 
Satzung die ‚Degerlocher Frauen zur Anteilnahme am öffentlichen Le-
ben, vor allem am Gemeindeleben, gewinnen will und an der Lösung 
öffentlicher Aufgaben mitarbeitet‘.
Es ist der seit April als Arbeitsgemeinschaft mit großem Erfolg tätige 
‚Degerlocher Frauenkreis‘, der sich nun in diesen eingetragenen Ver-
ein umgewandelt hat. Mit der für eine Neugründung nicht geringen 
Zahl von mehr als hundert Mitgliedern hat der Verein bereits beim 
Finanzamt für Körperschaften einen aussichtsreichen Antrag auf An-
erkennung der Gemeinnützigkeit gestellt. Dem Verein werden sich 
voraussichtlich noch viele Frauen anschließen, da von ihm nur sach-
liche und gemeinnützige Arbeit geleistet wird, frei von jeder partei-
politischen, konfessionellen oder sonstwie weltanschaulichen Bin-
dung.“ (Stuttgarter Zeitung 07.09.1951, Artikel von Agnes Kreher) (…)

Drei Themen beherrschen das Jahr 1954: die Diskussion über eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf der B 27, die Gründung eines Fonds für 
die ‚Altersheimat‘ und die Rettung des Oberen Waldes.
Die Ausfallstraße Richtung Tübingen (heute Epplestraße) ist stark be-
fahren. Fehlende Fußgängerüberwege und Ampelanlagen, rasende 
Fahrzeuge fordern ihre Opfer. In einem einstimmig angenomme-
nen Antrag an Oberbürgermeister Dr. Klett fordert der DFK eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf 40 km/h für ganz Degerloch und ein 
Überholverbot auf der B 27. (…) 

1988
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Der EURODISTRICT REGIO PAMINA vereint die Südpfalz (PA), die ba-
dische Region Mittlerer Oberrhein (MI) und das Nordelsaß (NA). Die 
Themen, die Frauen bewegen, sind in allen drei Teilregionen ähnlich 
– sei es das Engagement für eigenständige Existenzsicherung, für 
nachhaltige Lebensbedingungen, für Geschlechterparität an den 
Schaltstellen von Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur und Politik oder der 
Kampf gegen Diskriminierung und häusliche Gewalt. Was oft (noch) 
fehlt ist der Austausch, das sich gegenseitige Inspirieren, das gemein-
same Handeln, aber auch die Vertrautheit gebenden Alltagskontakte. 
Dafür wollten im Herbst 1997 zwei Initiatorinnen eine Plattform schaf-
fen, beide frauenpolitisch aktiv und bilingual: Cathérine Loos, Vorsit-
zende der Femmes d’Alsace und Barbara Schäfer-Wiegand, ehema-
lige Sozialministerin Baden-Württembergs. Sie konzipierten das 
deutsch-französische PAMINA-Seminar für Frauen. In den ersten 
Jahren finanziell unterstützt von der Konrad-Adenauer-Stiftung, wur-
den die Staatsverfassungen und die Bildungsstrukturen verglichen, 
wurde der Bezug hergestellt zu den Themen Alter, Behinderung, Mi-
gration, aber auch zur Zukunft des Ehrenamts in der PAMINA-Region. 

Am 9. November 2002 haben dann Aktive aus verschiedenen Ver-
einen, Netzwerken und politischen Organisationen beiderseits des 
Rheins den Verein FemmesPaminaFrauen nach französischem Recht 
gegründet. Er hat rund 90 Mitglieder aus den drei Teilräumen. Die 
Präsidentin und die Vizepräsidentin repräsentieren beide Nationali-
täten, je zwei Beisitzerinnen kommen aus jeder PAMINA-Teilregion, 
beratende Vorstandsmitglieder vertreten unterschiedliche Netzwer-
ke. Die monatlichen Vorstandssitzungen sind jederzeit offen für wei-
tere Interessierte.

Zum „typischen“ FPF-Programm gehören …
•	 der Infostand, publikumswirksame Aktion bei einer Regionalmes-

se oder beim Tag der offenen Tür des EURODISTRICT, 
•	 Präsentationen und Präsenz bei anderen Frauennetzwerken und 

-organisationen,
•	 gemeinsame Veranstaltungen mit Gleichstellungsbeauftragten 

oder mit weiteren Frauenorganisationen in Baden, in der Pfalz oder 
im Nordelsaß, z. B. über bemerkenswerte Frauen der Geschichte 
oder zu aktuellen frauenpolitischen Themen,

•	 Begegnungen mit Künstlerinnen beiderseits des Rheins, Ausstel-
lungsbesuche,

•	 gemeinsame Ausflüge und (Stadt-)Führungen, 
•	 der jährliche offene Stammtisch am Vereinssitz Oberhoffen sur 

Moder,
•	 das PAMINA-Seminar mit wechselnden Schwerpunkten wie „Fami-

lienbilder“, „Berufliche Chancen von Frauen im Tourismus“, „Jugend 
und ihre Zukunftschancen“, „Frauennetzwerke“, „Gemeinsam ge-
gen häusliche Gewalt“ – „… im PAMINA-Raum“.

Im Rahmen des PAMINA21 Kleinprojektefonds des EURODISTRICT 
hat der Verein 2010 das Projekt „Frauennetzwerke im PAMINA- 
Raum – Projekte – Perspektiven – Nachhaltigkeit“ umgesetzt. Beim 
zweitägigen Vernetzungsseminar in Rastatt konnten viele wertvolle 
Kontakte geknüpft und gemeinsam Pläne geschmiedet werden.

FemmesPaminaFrauen

… ist ein Netzwerk von Frauen und von Frauenorganisationen im 
PAMINA-Raum. Wir setzen uns ein für Fraueninteressen und für die 
Gleichberechtigung in allen gesellschaftlichen Bereichen.
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Was uns aktuell bewegt: Die Leistungen der Frauen in der Ge-
schichte der PAMINA-Region ist noch viel zu wenig bekannt, es 
mangelt in vielen Bereichen an weiblichen Vorbildern – FPF will da 
Abhilfe schaffen. So ist gemeinsam mit der elsässischen Organisa-
tion „Les Femmes Remarquables d’Alsace“ ein Geschichtsprojekt 
über Zeitzeuginnen und Heldinnen des Alltags im PAMINA- 
Raum geplant. 

„Gemeinsam gegen häusliche Gewalt im PAMINA-Raum“ war 
der Titel des FPF-Seminars im Oktober 2011. Vertreterinnen und Ver-
treter der Beratungs- und Interventionsarbeit gegen häusliche Ge-
walt aus drei Teilregionen konnten sich hier zum ersten Mal fachlich 
austauschen. Die Ausstellung und Veranstaltungsreihe „Die Hälfte 
des Himmels – 99 Frauen und ich“ der Karlsruher Gleichstellungs-
beauftragten bot den Rahmen dazu. Das Thema Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen ist leider immer wieder aktuell und muss nach 
Ansicht der FPF-Frauen öffentlich behandelt werden. Weitere inter-
regionale Austausche und Veranstaltungen dazu werden folgen.

Die Erfolge: Die Frauen nutzen die Vorteile des Networking, beson-
ders auch in Baden-Württemberg finden wir engagierte Netzwerk-
partnerinnen und die Zahl der Netzwerkkontakte wächst stetig. FPF 
ist eine erfolgreiche Plattform um sich auszutauschen, sich zu Wort 
zu melden und Einfluss zu nehmen auf die Gestaltung des Lebens-

raumes in der Oberrheinregion. Als anerkannter Multiplikator im EU-
RODISTRICT REGIO PAMINA trägt FPF zum Miteinander in Europa bei.

Herausforderungen: Der Frauenalltag unterscheidet sich noch in 
beiden Ländern, bezogen auf Berufstätigkeit, Kinderzahl und Verein-
barkeit von Beruf und Familie. Das beeinflusst unsere Arbeit. Eine 
weitere Herausforderung ist und bleibt die Sprache: Weil viele Frau-
en nicht die Sprache der Nachbarin sprechen, aber auch aus Respekt 
vor der Kultur der Nachbarin, werden Ressourcen benötigt für Über-
setzungen bei Veranstaltungen und für zweisprachige Dokumente. 

An der großen gesellschaftlichen Herausforderung der Chancen-
gleichheit und Parität von Frauen und Männern arbeiten wir alle 

– gemeinsam mit Frauenorganisationen und Netzwerken in Baden-
Württemberg, in Rheinland-Pfalz und im Elsaß!

FemmesPaminaFrauen
Präsidentin Jutta Wegmann
E-Mail: juwegmann@web.de
Vereinssitz: 
2 rue du Houblon
F-67240 Oberhoffen-sur-Moder
www.femmespamina.eu 

2002
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Auch BAF e. V. kann im Jahr 2012 ein Jubiläum begehen. Seit 25 Jah-
ren gibt es in Tübingen das Bildungszentrum und Archiv zur Frauen-
geschichte Baden-Württembergs BAF e. V. 
BAF ist Gedächtnisspeicher zur regionalen Frauengeschichte, Rari-
tätenkabinett für seltene Dokumente und Bücher und es vernetzt 
Forschung, Bildung und Information zu Frauenfragen. In Baden-
Württemberg ist BAF das einzige Frauenarchiv. 
Die Gründungsidee für ein Frauenarchiv hatten Mitte der 1980er 
Jahre junge Sozialwissenschaftlerinnen. Sie beschäftigten sich mit 
der ersten deutschen Frauenbewegung des späten 19. und frühen 
20. Jahrhunderts, fanden aber praktisch keine historischen Quellen. 
Stadt- und Staatsarchive boten kaum Material, Frauen tauchten in 
der offiziellen Geschichtsschreibung nur selten auf. So entstand die 
Idee der Frauenarchive: Sie sollten Geschichte und Alltag von Frau-
en sichern, Forschung initiieren, Erkenntnisse öffentlich machen und 
Raum für ein kulturelles Gedächtnis von Frauen bieten. 

Im Jahr 1987 wurde BAF gegründet – als „autonomes feministisches 
Projekt, unabhängig von Parteien, Wirtschaft und Hochschule und in 
der Tradition der politischen Frauenbewegung“. Arbeitsgruppen 
entstanden, aktive Vereinsfrauen führten biographische Interviews, 
suchten finanzielle Unterstützung und organisierten Veranstaltun-
gen. Programmatisch war der Titel der ersten Vortragsreihe: „Ge-
schichte ist machbar, Frau Nachbar“. 

1990 fand sich ein erster Ort für den Grundstock des Archivs, der 
bislang in Kellern, Dach-böden und Garagen geschlummert hatte. 
Dazu gehörten etwa der Nachlass des aufgelösten Tübinger Frau-
enzentrums und Überlassungen einzelner Frauen. So kam auch 
die „Kladde“ ins Archiv, ein Rundbrief in Buchform, mit dem frühere 
Luftwaffenhelferinnen noch Jahrzehnte nach Ende des 2. Weltkriegs 
miteinander in Verbindung blieben.

Frauenarchiv BAF e. V. in Tübingen 

Ein Archiv (nicht nur) für den Landesfrauenrat

Geschichte hat Zukunft (Bild: Yvonne Berardi)

BAF Bildungszentrum und Archiv 
zur Frauengeschichte e. V.
Rümelinstr. 2
72070 Tübingen
www.baf-tuebingen.de
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Im BAF-Archiv gesammelt werden Akten von Frauengruppen, Frau-
envereinen und Frauen-verbänden, Nachlässe von Einzelpersonen 
sowie Fotos und Plakate, Flugblätter, Rundschreiben und Broschü-
ren. So bietet auch der Bestand des Landesfrauenrats Baden-Würt-
temberg komplett bewahrt und verzeichnet Einblick in über 40 
Jahre Frauengeschichte und -politik. Daneben stehen Überlassun-
gen autonomer Projekte von der Tübinger Frauenakademie über 
§  218-Gruppen, Frauenhaus-Initiativen, dem Lesbenchor bis hin zum 
Sportverein für Frauen und Mädchen. Sammlungsschwerpunkt ist 
die Zeit ab den 1970er Jahren, doch findet sich auch manche älte-
re Rarität. In Süddeutschland seinesgleichen sucht das seit über 20 
Jahren geführte Pressearchiv. Ein Teil des Archivbestands konnte mit 
Unterstützung der Stiftung Kulturgut Baden-Württemberg verzeich-
net werden. Wichtige Facetten einer „Landesgeschichte der Gleich-
berechtigung“ sind so über Findbücher erschlossen und nutzbar. 

Ergänzt wird das BAF-Archiv durch eine umfangreiche Spezialbiblio-
thek mit rund 5.000 Büchern zu Frauengeschichte, Frauenbewegung, 
feministischer Theorie, Körper und Seele, Kunst oder Politik – aber 
auch Biographien, Romane und ein Krimi-Regal. Wahre Schätze birgt 
die Zeitschriftensammlung mit über 200 Titeln aus der Geschichte 
der zweiten Frauenbewegung.
Aus BAF-Arbeitsgruppen historisch und sozial-wissenschaftlich  
forschender Frauen sind inzwischen neue Projekte wie das Netz
werk Frauen &  Geschichte Baden-Württemberg oder das Gender
forschungsinstitut tifs erwachsen. Die Ergebnisse von BAF-Forschungs
arbeiten zum Schwerpunkt Oral History sind in Form von Publikatio-
nen zum Frauenalltag im Nationalsozialismus greifbar.
BAF ist aber nicht nur Informationspool, Archiv und Vernetzungsort, 
sondern bietet auch Vorträge und Lesungen, frauengeschichtliche 
Stadtrundgänge, Exkursionen, Reisen, Filmabende und Erzählcafés. 
Einem breiten Themenspektrum widmen sich die Ausstellungen, die 
von BAF-Frauen konzipiert, organisiert – und manchmal sogar selbst 
gebaut wurden: Gezeigt wurden regionale Künstlerinnen oder die 
Geschichte des Internationalen Frauentags; größere Ausstellungen 
wie „100 Jahre Frauenstudium an der Universität Tübingen“ und „30 
Jahre Neue Frauenbewegung“ erreichten mit umfangreichem Be-
gleitprogramm viele Interessierte. 

Archivschätze (Bild: privat) 

Diese anspruchsvollen Projekte fordern 
alle Kräfte der ehrenamtlich (und das 
heißt: unbezahlt) aktiven Frauen. Hatten 
die Gründungsmütter noch die Vision 
eines blühenden Archivs mit gesicher-
ter Infrastruktur und bezahlten Stellen, 
sieht die Realität inzwischen anders aus. 
Mit Ausnahme befristeter ABM-Stellen 
in den 1990er Jahren sowie kurzzeitiger 
Werkverträge für die Materialerfassung 
gibt es für das große Arbeitspensum bei 
BAF keinerlei Grundfinan-zierung. BAF 
lebt vor allem von der Begeisterung und 
Leidenschaft der Aktiven für Frauenge-
schichte – und von ihrem hohen Verant-
wortungsgefühl. Im Jahr des Landesju-
biläums steht dieses einzigartige Projekt 
nun aber kurz vor dem Aus, denn es fehlt 
am Nötigsten: an Power und Geld. 

BAF bewahrt einen wichtigen Teil des 
gesellschaftlichen Gedächtnisses und 
macht ihn der Öffentlichkeit zugänglich. Dass Archive der sozialen 
Bewegungen bedeutende Orte kultureller Überlieferung sind, er-
kennt die Fachwelt immer stärker an. Von symbolischer Anerken-
nung allein kann freilich kein Archiv (über)leben. Will eine Gesell-
schaft ihre historischen Wurzeln nicht verlieren, muss sie sich diese 
Arbeit etwas kosten lassen. 

Bea Dörr und Gesa Ingendahl

1987
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Der Verband Baden-Württembergischer Wissenschaftlerinnen vertritt 
Wissenschaftlerinnen und Studentinnen aus verschiedenen Diszipli-
nen und Arbeitsbereichen. Er ist überparteilich, unabhängig und nicht 
konfessionell gebunden. Er nimmt Stellung zu hochschul- und wis-
senschaftspolitischen Fragen und erarbeitet Empfehlungen. Er sucht 
den Dialog zu Politik, Wirtschaft und den Frauenvereinigungen/-grup-
pierungen. 

Die Ziele des VBWW sind die Erhöhung des Anteils der Wissenschaft-
lerinnen im gesamten Hochschulbereich sowie in anderen wissen-
schaftlichen Institutionen und die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Der Verband trägt dazu bei, die wissenschaftlichen Leis-
tungen von Frauen sichtbar zu machen, er unterstützt Forschungsvor-
haben zu frauenspezifischen Themen und setzt sich für die Etablie-
rung von Frauen- und Geschlechterforschung sowie die Umsetzung 
des Gender Mainstreaming Prinzips ein.

Entstehung des VBWW

1986 wurde von Wissenschaftsminister Engler und Sozialministerin 
Schäfer eine Arbeitsgruppe „Frauen in Forschung und Lehre“ einge-
richtet, mit der Aufgabe, einen Mehrpunkteplan für die Umsetzung 
der Leitlinien zur Förderung von Frauen im Wissenschaftsbereich zu 
erarbeiten.

Am 15.10.1986 begann eine Arbeitsgruppe unter Mitwirkung der 
ersten Frauenbeauftragten Baden-Württembergs, Prof. Dr. Dorothee 
Schäfer und der Vorsitzenden des Landesfrauenrats, Dr. Heide Ro-
termund, sowie den Wissenschaftlerinnen Prof. Dr. Angelika Wetter, 
Dr. Carola Gotzmann, Prof. Dr. Doris Knab und Prof. Dr. Roswitha Wis-
niewski, einen Mehrpunkteplan für die Umsetzung der Leitlinien zur 
Förderung von Frauen im Wissenschaftsbereich zu erarbeiten. Fol-
gende Maßnahmen wurden in dem Abschlussbericht, der im Sep-
tember 1987 den Ministerien übergeben wurde, formuliert:

1.	 Einsetzung von Frauenbeauftragten oder Senatsausschüssen zur 
Frauenförderung

2.	 Beteiligung von Frauen an Berufungskommissionen
3.	 Abbau noch bestehender rechtlicher Einschränkungen für Frau-

en im Wissenschaftsbereich
4.	 Schaffung zusätzlicher Stipendien und Stellen für Frauen
5.	 Berichtspflicht über die Zahl der lehrenden und forschenden 

Frauen

Verband Baden-Württembergischer 
Wissenschaftlerinnen
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Aus diesem Arbeitskreis entstand am 01.10.1988 der VBWW. Er ver-
abschiedete eine Satzung und wählte einen Vorstand. 

Die bisherigen Vorsitzenden des VBWWs waren bzw. sind renom-
mierte Professorinnen, die sich engagiert für Frauenförderung und 
Chancengleichheit in der Wissenschaft einsetz(t)en. Seit 2009 führt 
Prof. Dr. Ute Mackenstedt von der Universität Hohenheim den Vor-
sitz. Der Verband wurde früh Mitglied im Landesfrauenrat und war 
dort im Vorstand durch Dr. Heide Rotermund, Dr. Edit Kirsch-Auwär-
ter und Dr. Dagmar Höppel viele Jahre vertreten.

Die wesentlichen Ziele des Verbands sind bis heute: 
•	 Erhöhung des Frauenanteils in der Wissenschaft
•	 Verbesserung der Sichtbarkeit von Nachwuchswissenschaftlerinnen 
•	 Etablierung von Frauen- und Geschlechterforschung an den 

Hochschulen in Baden-Württemberg

Aktivitäten des Verbandes

Die jährlich stattfindenden Symposien bringen Entscheidungstra-
gende der Hochschulen und der Politik zusammen, um sie mit den 
Forderungen und Bedürfnissen der Wissenschaftlerinnen zu kon-
frontieren. Themen wie die leistungsbezogene Mittelvergabe, die 
Umsetzung des Gender Mainstreaming-Prinzips, Nachwuchsförder-
programme für Wissenschaftlerinnen sowie Diskussionen um die 
Chancen und Risiken neuer Karrieremodelle, sowie Auswirkungen 
der Exzellenzinitiative haben immer wieder zu Weichenstellungen in 
Wissenschaft und Forschung beigetragen. 

Der Maria Gräfin von Linden-Preis wurde 2001 für Nachwuchswis-
senschaftlerinnen etabliert, um ihnen eine Plattform für die Präsen-
tation ihrer wissenschaftlichen Leistungen zu geben. Neben ihren 
wissenschaftlichen Ergebnissen wird für die Preisverleihung auch 
die didaktische Vermittlung bewertet. 2011 wurde der Preis zum ers-
ten Mal in den Kategorien „Lebenswissenschaften „ und Kultur- und 
Sozialwissenschaften“ vergeben. 

Die Positionen – der Rundbrief des VBWW – greift aktuelle Themen 
auf und informiert seine Mitglieder und die interessierte Öffentlich-
keit über aktuelle hochschulpolitische Themen. Vereinzelt werden 
auch Sonderhefte verfasst, wie z.  B. die Studie: Wir zeigen Profil… 
Genderforschung in Baden-Württemberg (Rundbrief 27/2006), die in 
Kooperation mit zahlreichen Verbänden und Forschungsinstituten 
erstellt wurde und noch nicht an Aktualität verloren hat. 

Wesentliche Impulse gingen vom VBWW aus, um Frauen- und Ge-
schlechterforschung in Baden-Württemberg zu institutionalisieren. 
2000 wurde auf Anregung des VBWW eine Kommission eingesetzt, 
die konkrete Umsetzungsschritte für Baden-Württemberg erarbeitet 
hat. Das Wissenschaftsministerium sagte 10 Frauenforschungspro-
fessuren in zwei Tranchen zu, die aber nur zum Teil durchgesetzt 
werden konnten. Darüber hinaus wurden vom Sozial- und Arbeitmi-
nisterium zugesagte Mittel zur Frauenforschung gestrichen. Hier 
besteht nach wie vor dringender Handlungsbedarf, denn eine fun-
dierte Umsetzung des Gender Mainstreaming und des Gender Bud-
geting braucht eine wissenschaftliche Basis, um eine nachhaltige 
Wirkung entfalten zu können.

Der VBWW versteht sich nach wie vor als eine Vertretung von Wis-
senschaftlerinnen, insbesondere im Nachwuchsbereich. Der Ver-
band sieht eine seiner vordringlichen Aufgaben darin, Frauen in der 
Wissenschaft zu etablieren und zu halten, in dem hochschulpoliti-
sche Entwicklungen kritisch diskutiert und in ihrer Wirkung auf Wis-
senschaftskarrieren von Frauen kommentiert werden. 

Weitere Information unter: www.vbww.net (Stand: 1/2012)	

Kontakt: Dr. Dagmar Höppel, VBWW, 
dagmar.hoeppel@vbww.net

1988
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Gründungsanlass und Ziel: eine echte Demokratie

„Es gibt keine Demokratie ohne die Frauen“ – diese Aussage der alge-
rischen Feministin Khalida Messaoudi gilt nicht nur für die aktuellen 
Revolutionen in den arabischen Ländern. Auch in den schon viel län-
ger demokratisch organisierten westlichen Gesellschaften ist einer 
der Grundpfeiler der Demokratie noch nicht realisiert: die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in der Politik. Dieses De-
mokratiedefizit erklärt Notwendigkeit und Zielsetzung des Fachbe-
reichs Frauen und Politik innerhalb der Landeszentrale für politische 
Bildung. Weder im Gründungsjahr des damals sogenannten „Frauen-
referats“ 1991 noch im Jahr 2012 sind Frauen ausgewogen in politi-
schen Gremien vertreten; der Anteil weiblicher Abgeordneter im ba-
den-württembergischen Landtag ist sogar auf 18,8 % gesunken. 
Hier ist (auch) politische Bildung gefragt. Sie kann ein entscheiden-
des Instrument sein, um Frauen den Weg zur politischen Teilhabe 
zu erleichtern: durch Motivation, Qualifizierung und Vernetzung un-
terstützt sie Frauen dabei, ihre politischen Anliegen wahrzunehmen 
und wirkungsvoll für sie einzustehen.
Landeszentralen für politische Bildung existieren in fast allen Bundes-
ländern. Auf überparteilicher Grundlage und in vielfältiger Form bie-
ten sie politische Bildungsangebote für Bürgerinnen und Bürger. Die 
baden-württembergische Landeszentrale (LpB) war 1991 die erste, die 
ein eigenes Referat ausschließlich für politische Frauenbildung ein-
richtete und mit 1,5 Personalstellen ausstattete. Aufgabe der ersten 
Referatsleiterin Christine Herfel war es, durch thematisch und metho-
disch bunte Veranstaltungen und Publikationen sowie durch Vernet-
zung und Kooperation die politische Beteiligung von Frauen zu för-
dern. 

Die 1990er Jahre: Aufbau und Konsolidierung

Der Beginn der Arbeit im Referat Frauenbildung ist von Aufbruchstim-
mung geprägt: Es geht darum, ganz neue Strukturen aufzubauen und 
diese bewusst zu gestalten. Ein erster Schwerpunkt gilt der Vernet-
zung: Das Frauenreferat versteht sich als Forum für Multiplikatorinnen 
aus Frauenbildung und Frauenpolitik und initiiert neue Netzwerke, so 
etwa die Fachkonferenz Frauenbildung FKF, den Verein Frauen & Ge-
schichte Baden-Württemberg und das Netzwerk „Frauen in der öffent-
lichen Verwaltung“. Enge und fruchtbare Kontakte werden geknüpft 
und gefestigt – zum Landesfrauenrat Baden-Württemberg, der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauenbeauftragten und 
zahlreichen weiteren Verbänden und Zusammenschlüssen. Gemein-
sam werden politische Forderungen formuliert, Begegnungen organi-
siert, Modellprojekte entwickelt, Methoden erprobt und publiziert – 
etliche Veranstaltungen enden mit einem rauschenden Frauenfest, 
um das Erreichte zu feiern. Ein die Perspektive weitender Schwerpunkt 
der ersten Jahre liegt nach der Wiedervereinigung auf dem oft bewe-
genden Austausch mit Frauen aus den neuen Bundesländern, vor al-
lem dem baden-württembergischen Partnerland Sachsen.

Jahrtausendwende: Ausdifferenzierung und Erweiterung

Im zweiten Jahrzehnt differenziert sich das Angebot des LpB-Frauen-
referats, das sich nun „Fachbereich Frauen und Politik“ nennt, weiter 
aus. Gelungene Modellprojekte verstetigen sich und zählen im Ide-
alfall heute zum Standardangebot. Dazu gehört vor allem die Reihe 
„Unsere Stadt braucht Frauen – Wir machen mit!“, die bis heute in 

Landeszentrale für politische Bildung 

Motivieren, Qualifizieren, Vernetzen – Politische Beteiligung von Frauen fördern

Baden-Württemberg Fachbereich Frauen und Politik
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über 100 Kommunen des Landes durchgeführt wurde. Die auf acht 
Abende angelegte Veranstaltungsreihe bringt politisch interessierten 
Frauen die Kommunalpolitik näher und senkt Hemmnisse für das 
bürgerschaftliche Engagement. Viele Gemeinde- und Kreisrätinnen 
wie auch die eine oder andere Bürgermeisterin im Land sind diesem 
Projekt ‚entsprungen’.
Das Mentoring-Projekt „Tandem in der Politik – Frauen fördern Frauen“ 
bringt erfahrene Kommunalpolitikerinnen und an einer Kandidatur 
interessierte Bürgerinnen zusammen und bietet ihnen Weiterbil-
dung in Sachen Politik und Persönlichkeitsbildung. Neben kommu-
nalpolitischen Themen werden auch landes-, bundes- und sogar 
europapolitische Fragen aufgegriffen. 

Ein buntes Spektrum offener Seminare, die oft im Haus auf der Alb, 
dem LpB-Bildungszentrum in Bad Urach stattfinden, ergänzt die im 
engeren Sinn politischen Themen und öffnet politische Bildung 
für ein breites Publikum. Glück und Gender, Feminismus und Füh-
rungskräfte, Politik und Partizipation, Medien, Migration und Macht, 
Rechtsextremismus und Rhetorik, Quote und Querelen – die Liste 
der Inhalte ist lang. Grundlegend ist die Gender-Perspektive: Welche 
Auswirkungen hat eine Thematik für Frauen und Männer? Wie müs-
sen Entscheidungen aussehen, damit durch sie niemand benach-
teiligt wird? Diese dem Gender Mainstreaming-Konzept zu Grunde 
liegenden Fragen sind auch für die politische Bildung zur Analyse-
kategorie geworden. Da eine Vielzahl alltäglicher Rahmenbedin-
gungen ein Ergebnis politischer Entscheidungen sind, bewahrheitet 
sich in der Themenwahl wieder einmal der Slogan der zweiten Frau-
enbewegung „Das Private ist politisch!“. 

Ausblick: Von 2010 aus in 
die Zukunft

Viele gesellschaftspolitische 
Themen der ersten Jahre 
stehen 2012 noch auf der 
Agenda: Noch immer gilt es 
in den unterschiedlichsten 
Bereichen dafür zu kämp-
fen, dass der „Gleichberech-
tigung auf dem Papier“ eine 

reale Gleichberechtigung der Geschlechter folgt. Andere Ungleich-
heiten sind neu in den Blick geraten. So liegt einer der Schwerpunk-
te der Arbeit des Fachbereichs inzwischen darauf, Frauen mit Migra-
tionshintergrund für das politische Engagement zu motivieren und 
zu qualifizieren. Dies geschieht vor allem in der immer stärker nach-
gefragten Seminarreihe „Heimat ist hier – Migrantinnen machen 
mit!“, die mit Multiplikatorinnen vor Ort durchgeführt wird.

Internetbasierte Lernangebote wie E-Learning-Kurse zum Thema In-
terkulturelle Kompetenz erweitern die methodische Vielfalt und ge-
währleisten flexible Lernformen, die heute immer wichtiger werden.

Trotz größerem Themenspektrum, einer höheren Zahl von Veranstal-
tungen und gewachsenen Anforderungen ist die personelle Ausstat-
tung des Fachbereichs gleich geblieben: Zwei überaus aktive Referen-
tinnen teilen sich inzwischen die Stelle der Vollzeit-Vorgängerin und 
werden nach wie vor von einer 50%-Sachbearbeiterin unterstützt.
Was sich verändert hat, ist die politische Ausrichtung der Landespo-
litik. Viele Bürger/innen sind gespannt, welchen Stellenwert sie einer 
Geschlechterdemokratie einräumen wird. Die geplante Novellie-
rung des Chancengleichheitsgesetzes ist dabei einer der ‚Prüfsteine’.

Denn trotz sichtbarer Erfolge in Sachen Gleichberechtigung sind wir 
von einer überzeugenden Demokratie mit einem ausgewogenen 
Geschlechterverhältnis nach wie vor weit entfernt. Es gibt noch im-
mer viel zu tun!

Sabine Keitel / Beate Dörr

Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, 
Fachbereich Frauen und Politik 
Stafflenbergstr. 38, 70184 Stuttgart 
www.lpb-bw.de/frauen_politik.html
frauenreferat@lpb.bwl.de

Gründungsdatum: 1991 als Fachreferat Frauenbildung

1991
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In der Rückschau auf die Entstehungsgeschichte und die – formal be-
legten – achtzehn Jahre dauernde Existenz von Frauen & Geschichte 
Baden-Württemberg e. V. fällt die kontinuierliche Ausdauer des Netz-
werkes auf, die in der Herausforderung besteht, Frauengeschichte zu 
erforschen, „nachzuschreiben“ und „genderorientiert umzudeuten“. 
Obwohl auf unterschiedlichen Wegen fachlich spezialisiert und 
politisiert, standen die Mitgliedsfrauen in der Tradition der „Neuen 
Frauenbewegung“. Denn spätestens seit 1968 hatte diese „Neue“, 
damals noch vorliegend autonome Frauenbewegung als politisch-
feministische Unruhestifterin damit begonnen, in den bundesrepu-
blikanischen „Innereien“ zu rumoren: 
Unwürdige Lebensverhältnisse und Existenzbedingungen von Frau-
en wurden öffentlich skandalisiert und – nicht zum ersten Mal in 
der nun über 200 Jahre alten europäischen Frauenemanzipations
geschichte – gegen den gesellschaftlichen Strich gebürstet.
Die antreibende Motivation von Frauen &  Geschichte Baden-Würt-
temberg e. V. war und ist es, die spezifischen Interessen historisch ar-
beitender Frauen zu koordinieren, um eine historische Frauen- und 
Geschlechterforschung zu verankern und zu vernetzen: durch re-
gelmäßige Arbeitskreise, Tagungen und Öffentlichkeitsarbeit. Leider 
blieb der Aufbau einer Datenbank historisch arbeitender Frauen in 
Baden-Württemberg wegen der finanziellen Unterversorgung bis-
lang rudimentär. Jedoch wird das Netzwerk durch eine Homepage1 
und zahlreiche Tagungsbände dokumentiert und kann so auf die In-
halte dieses innovativen Forschungsunternehmens verweisen, das 

1	 http://www.frauen-und-geschichte.de, dort sind alle Tagungen und Publikationen 
unter der Rubrik „Bisheriges“ verzeichnet. Kontakt:Frauen & Geschichte Baden-Würt-
temberg e. V., Rümelinstr. 2, 72070 Tübingen, info@frauen-und-geschichte.de.

unter den Fachfrauen und manchen Fachmännern überregionales, 
reges Interesse gefunden hat.
Der Gründungsprozess hatte in einer vorbereitenden Sitzung vieler 
engagierter Frauen 1991 begonnen: Zum 5. Juli dieses Jahres hatte 
Christine Herfel, die damalige Leiterin des neu eröffneten Fachrefe-
rats „Frauen“ der „Landeszentrale für politische Bildung Baden-Würt-
temberg“ unter anderem mit der Adressendatenbank von „BAF“ zu 
einem ersten „Seminartag zur Frauenforschung in Baden-Württem-
berg“ in die „Alte Kanzlei“ in Stuttgart eingeladen. Im Sommer 1993 
wurde dann in der Tagung „Standpunkte – Perspektiven der Frau-
engeschichtsforschung in Baden-Württemberg“ die Gründungs-
idee festgeklopft. 
Der Gründungsakt selbst fand dann erst Mitte September 1994 in 
der Tagung „Geschlecht – Macht – Arbeit“ statt, die von der Koor-
dinationsgruppe „Frauen & Geschichte“ vorbereitet worden war. Hier 
beschlossen die rund 50 Teilnehmerinnen die Gründung eines Netz-
werks zur Frauengeschichtsforschung. Der so gegründete Verein 
„Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V.“ hatte von Anfang 
an mit seiner inhaltlichen Konzeption Erfolg: Geschichte und Ge-
genwart standen und stehen in der thematischen Reflexion immer 
wieder zur Debatte, um historische Linien, Rollen, Sachverhalte und 
Bilder zu analysieren. Adresse und Standort dieser interdisziplinären 
Netzwerkgründung war das bereits 1986 in Tübingen entstandene 
„Bildungszentrum und Archiv zur Frauengeschichte Baden-Würt-
tembergs (BAF) e. V.“.

 Verein Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V. 

Gegen den Strich: Der Verein Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V. 
Eine Herausforderung – ein Ansporn für die letzten 20 Jahre Frauengeschichte in 
Baden-Württemberg

Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V.
Rümelinstr. 2, 72070 Tübingen
Tel.: 07071 365330
www.frauen-und-geschichte.de
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Viele Institutionen und Kooperationspartner haben mit dem Netz-
werk und seinen variierenden Tagungsvorbereitungsgruppen an un-
terschiedlichen Tagungsorten seitdem zusammengearbeitet: so wie 
zum Beispiel 1991 schon im Vorfeld der Gründung die Macherinnen 
der Ausstellung „Karlsruher Frauen 1715-1945“ zur NS–Geschichte von 
Frauen. Nach der Vereinsstatuierung kratzten die Themen und Inhalte 
der dann jährlich seit 1995 stattfindenden Tagungen mit Bedacht wei-
terhin an festbetonierten „männlichen“ Geschichtsstatements: 1995 
mit dem Titel: „Frauen und Nation“, 1996 mit der Überschrift: „Frauen 

– Bündnis – Politik in Geschichte und Gegenwart“, 1997 mit dem Aus-
leuchten von „Revolutionen und weiblichen Emanzipationsstrategi-
en 1789–1848“, 1998 mit der Frage: „Emanzipiert Revolution? Frauen 
in der Revolution von 1848/49“, 1999 mit dem Rückblick auf „50 Jahre 
Grundgesetz, Menschen und Bürgerrechte als Frauenrechte“. 2000 
mit der Feststellung: „Klio macht Schule“, 2001 mit der Problematik:  

„… wie hältst du‘s mit der Religion?“, 2002 mit der Untersuchung „Ge-
dächtnis und Erinnerung in unserer Gesellschaft – Museen als Erinne-
rungsorte“, 2003 mit der aufmüpfigen Frage: „Wie weiblich ist das Ver-
brechen?“, 2004 mit der Jubiläumstagung und der hier vorgestellten 
Thematik: „Eroberung der Geschichte – Frauen und Tradition“ , 2005 
mit der doppeldeutigen Formulierung: „Wie Frauen „stiften“ gehen“. 

2007 wurde in einer dazu einberufenen Zukunftswerkstatt beschlos-
sen, eine neue Konzeption umzusetzen, die die Arbeitsergebnisse 
des Vereins mit dem Motto „Weniger Verein, mehr lebendiges Netz-
werk“ auf neue Bahnen lenken sollte.

Formal notwendige Bürokratie sollte einer „bewegteren“ inhaltlichen 
Gestaltung weichen. Ein zwei- bis drei-jähriger Abstand zwischen den 
Tagungen sollte Raum für neue Arbeitsformen schaffen und die Ver-
einbarkeit von Berufs- und Vereinsarbeit erleichtern. Damit beginnt 
thematisch ein verstärkt wirtschaftlich/gesellschaftlich orientiertes Ka-
pitel des Netzwerkes, wie dies zum Beispiel die nun folgende Tagung 
von 2007 unter dem Titel: „Frauen und Geld“ zeigt. Alternierend mit den 
Tagungen finden nun jährlich Thementage und Treffen statt – „Frauen-
geschichte on the road“ – die sich bisher zum Beispiel in Mannheim, 
Heidelberg, Murnau, Kehl, Straßburg und Villingen-Schwenningen an 
lokalen frauenhistorischen Besonderheiten abarbeiteten. Im Jahr 2012 
sind Arbeitstreffen in Freiburg und Marburg geplant. Die bislang letzte 
Tagung fand 2010 mit dem Titel: „zwischenWelten – Frauen in Migra-
tionsprozessen im 18. und 19. Jahrhundert“ statt. Es war eine Tagung, 

die in bewährter Tradition Leben und Wissen 
miteinander verknüpfte. Die Themen der Ta-
gungen 2013 und 2014 – zum zwanzigjährigen 
Jubiläum – sind gerade in Vorbereitung.

Fazit: Es war und ist nicht leicht, eine solche Er-
folgsbilanz eines nur rund 160 Mitgliedsfrauen 
starken Frauennetzwerkes zu präsentieren. Vo-
raussetzung war und ist ein kontinuierliches 
Engagement, eine militante Phantasie und 
eine gedeihliche, lustvolle Zusammenarbeit in 
den unterschiedlichen Treffen und Gremien. 
Und dies besonders im Vorstand, in dem inter-
essierte Mitgliedsfrauen zum Mitarbeiten stets willkommen sind. Dass 
dieses Engagement im Ehrenamt geschah und geschieht, ist netz-
werkspezifisch und immer noch ein besonders notwendiges Agieren 
und Lobbyverhalten von Frauen. Und last but not least kann das dafür 
notwendige Durchhaltevermögen, gekoppelt mit dem Verzicht auf 
materielle Werte nur durch eine ideelle Haltung geleistet werden, de-
ren Ziel es ist, gesellschaftliche Verbesserungen zu erreichen. Die 
Überwindung klischeehafter Einschränkungen von Frauen ist dafür 
unabdingbar. Und dafür lohnt sich alle Mühe … .

Mascha Riepl-Schmidt
Gründungs- und Ehrenmitglied im Verein 
Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V.
 

 

10 JahreFrauen & Geschichte Baden-
Württemberg e. V. – Ehrung einiger 
Gründungsmitglieder.

Dokumentationen der letzten drei Tagungen von Frauen & Geschichte Baden-
Württemberg e. V.: R. Johanna Regnath, Mascha Riepl-Schmidt, Ute Scherb (Hg.): 
Eroberung der Geschichte. Frauen und Tradition. LitVerlag Hamburg 2007; R. 
Johanna Regnath, Christine Rudolf (Hg.): Frauen und Geld. Wider die ökonomische 
Unsichtbarkeit von Frauen. Ulrike Helmer Verlag, Königstein/Taunus 2008; Edel-
traud Aubele, Gabriele Pieri (Hg.): Femina Migrans. Frauen in Migrationsprozessen 
(18.–20. Jahrhundert), Ulrike Helmer Verlag, Sulzbach/Taunus 2011. 

1994
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Ende der 1980er, Anfang der frühen 1990er Jahren wurde an den 
Hochschulen das Amt der Frauenbeauftragten erstmals eingerich-
tet. Zu dem Zeitpunkt betrug der Anteil der Professorinnen bun-
desweit 6,5 % (in Baden-Württemberg 6 %). Durch Druck von außen 
wurde als Ziel vereinbart, Frauen in der Wissenschaft zu fördern und 
bestehende Nachteile abzubauen (Gesetz über die Einführung von 
Frauenbeauftragter an Hochschulen vom 25. Februar 1992, GBl S. 118). 
Es ist kein Geheimnis, dass die ersten Frauenbeauftragten häufig bei 
ihrer Arbeit auf erhebliche Widerstände stießen. Bis heute haben wir 
viel erreicht: Die Hälfte der Studierenden ist weiblich, mehr als 40 % 
der Absolventinnen promovieren, die Zahl der Professorinnen steigt 
stetig, aber langsam an und hat sich auf 13,5 % erhöht (bundesweit 
16,5 %). Von einer gleichberechtigten Teilhabe an den Führungsposi-
tionen und in den Gremien sind wir dennoch weit entfernt. 

Die LaKoG ist der Zusammenschluss der Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Universitäten, Pädagogischen Hochschulen sowie der Mu-
sik- und Kunsthochschulen Baden-Württembergs. Die LaKoG setzt 
sich aus den Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen, ihren 
Stellvertreterinnen und den Gleichstellungsreferentinnen zusam-
men. Die ausführende Organe sind die Landeskonferenz, der Vor-
stand und die Landessprecherin. Aktuell ist dies Frau Prof. Dr. Ute 
Mackenstedt.

Die Entstehung der LaKoG geht auf das Jahr 1986 zurück und die 
vom damalige Wissenschaftsminister Engler und der Sozialminis-
terin Schäfer gegründete Arbeitsgruppe „Frauen in Forschung und 
Lehre“, die den Auftrag erhielt, einen Mehrpunkteplan für die Um-
setzung der Leitlinien zur Förderung von Frauen im Wissenschafts-
bereich zu erarbeiten.

Noch im selben Jahr begann diese Arbeitsgruppe unter Mitwirkung 
der ersten Frauenbeauftragten Baden-Württembergs und der Vor-
sitzenden des Landesfrauenrats, sowie verschiedener Wissenschaft-
lerinnen, diesen Mehrpunkteplan zu erarbeiten. 

Die Einsetzung von Frauenbeauftragten oder Senatsausschüssen 
zur Frauenförderung, die Beteiligung von Frauen an Berufungskom-
missionen und der Abbau noch bestehender rechtlicher Benachtei-
ligungen für Frauen im Wissenschaftsbereich, wurden als zentrale 
Forderungen formuliert. Auch die Einrichtung zusätzlicher Stipendi-
en und Stellen für Frauen und die Berichtspflicht über die Zahl der 
lehrenden und forschenden Wissenschaftlerinnen gehörten zu den 
Kernforderungen im Abschlussbericht des folgenden Jahres.

Diese Leitlinien umzusetzen war und ist nach wie vor das Anliegen 
der LaKoG, die 1996 erstmals Mittel für den Aufbau einer Geschäfts-
stelle erhielt. Sie hat sich unter der Leitung von Dr. Dagmar Höppel 
zu einem Kompetenzzentrum für Nachwuchsförderung und Gleich-
stellung entwickelt und ist heute zentrale Anlaufstelle für Gleichstel-
lungsfragen im Hochschulbereich in Baden-Württemberg. 

Die LaKoG koordiniert und vernetzt die Interessen der Gleichstel-
lungsbeauftragten und unterstützt die Wissenschaftsorganisationen 
bei der Umsetzung des Gleichstellungsauftrags. Sie nimmt Stellung 
und gibt Denkanstösse für politische Veränderungsprozesse, um 
den gleichstellungspolitischen Wissenstransfer als Qualitäts- und 
Profilelement von Lehre, Forschung, Organisations- und Personal-
entwicklung zu verändern.
Zur Erfüllung des Gleichstellungsauftrages gehört vielfältige inhaltli-
che und strukturelle Arbeit:

Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten 
an den wissenschaftlichen Hochschulen Baden-Württembergs (LaKoG)
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•	 Die Entwicklung von Gesetzesinitiativen, Konzepten und Projekten 
zu gleichstellungsrelevanten Themen.

•	 Stellungnahmen zu frauen- und gleichstellungspolitischen Fragen.
•	 Aktivitäten zur Organisations- und Personalentwicklung an Hoch-

schulen sowohl in der Individualförderung als auch in der Struktur-
entwicklung.

•	 Die Begleitung und Beratung von Stellenbesetzungs- und Beru-
fungsverfahren.

•	 Die Pflege und Unterstützung von Netzwerken zur Frauen- und 
Geschlechterforschung.

•	 Das Initiieren von Fachtagungen, Workshops, Forschungsprojekten 
und Ausstellungen.

•	 Die Förderung von Initiativen zur Vereinbarkeit von Beruf, Studium 
und Familienarbeit.

•	 Die Beratung von hochschulpolitisch Verantwortlichen zu gleich-
stellungsrelevanten Themen.

Das Engagement der LaKoG für Studentinnen und Wissenschaftlerin-
nen im akademischen Bereich spiegelt sich im Besonderen in ihren 
Beschlüssen und Resolutionen wider, in den von ihr initiierten und 
betreuten Förderprogrammen, sowie in der Beratung und Unterstüt-
zung im Bereich der Nachwuchsförderung. Außerdem hat sich die 
LaKoG in der Kommunikation mit den Ministerien, den politisch Ver-
antwortlichen sowie den Verbänden bewährt. 

Im Laufe der Jahre wurden bereits große Fortschritte bei der Gleich-
stellung von Frauen im wissenschaftlichen Umfeld erzielt. Trotzdem 
gibt es beispielsweise in der Besetzung von Professuren an den Hoch
schulen noch deutliche geschlechterspezifische Unterschiede. Das 
Thema der Frauenförderung ist dementsprechend nach wie vor 
hochaktuell. Als dringend erforderlich sieht die LaKoG daher folgen-
den Handlungsbedarf für eine geschlechtergerechte Zukunft an 
den Hochschulen: 

•	 Sicherung, Ausbau und Optimierung der Nachwuchsförderpro-
gramme (Margarete von Wrangell-Habilitations-Programm für 
Frauen, Brigitte Schlieben-Lange-Programm für Nachwuchswis-
senschaftlerinnen mit Kind, MuT-Mentoring und Training, Mathilde 
Planck Lehrauftragsprogramm und die Fortschreibung des Profes-
sorinnen-Programms)

•	 Strukturelle Einbindung der Gleichstellung in die Hochschulaktivi-

täten und Gremien (Zielvereinbarungen, Leitbilder, Struktur- und 
Entwicklungspläne, Gleichstellungspläne, …)

•	 Umsetzung des Gender Mainstreaming (inkl. Gender Budgeting 
und leistungsbezogene Mittelvergabe)

•	 Faire Berufungs- und Stellenbesetzungsverfahren (Schulungen zum 
Thema Gender Bias und Verankerung von Modellen zur ‚Aktiven 
Rekrutierung’)

•	 Verbesserungen der Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von fa-
miliären Pflichten mit Wissenschaft (einschließlich Pflegeaufgaben) 

•	 Gleichberechtigte Beteiligung: Erhöhung des Frauenanteils in Gre-
mien und Führungspositionen 

•	 Gender in der Lehre und der Lehramtsausbildung: Ziel ist es, die Leh-
re so anzubieten, dass sie für beide Geschlechter interessant ist

•	 Forschungsvorhaben prüfen, in wie weit sie sich auf Frauen und Män-
ner unterschiedlich auswirken (Genderforschung; z. B. Medizin, …)

•	 Neue Berufsfelder für Mädchen und Jungen öffnen
•	 Verbesserung der Ausstattung der Gleichstellungsbeauftragten
•	 Um den Standort Baden-Württemberg zu sichern, sind diese For-

derungen aus Sicht der LaKoG nach wie vor unerlässlich. 

Weitere Informationen zur LaKoG, 
ihren Projekten und betreuten 
Förderprogrammen: 
LaKoG: www.lakog.uni-stuttgart.de
Margarete von Wrangell-Habilitationsprogramm: 
www.margarete-von-wrangell.de
MuT-Mentoring und Training: 
www.MuT-Programm.de
Brigitte Schlieben-Lange-Programm: 
www.lakof.uni-man-heim.de/
menue_links/foerderprogramme_fuer_frauen/schlieben_
lange_programm_fuer_nachwuchswissenschaft_lerinnen_
mit_kind/index.html
Aufwind mit Mentoring: 
www.aufwind-mit-mentoring.de
Kinderbetreuungsportal: 
www.kinderbetreuung-bw.de

Dr. Dagmar Höppel
Leitung der LaKoG-Geschäftsstelle
Kronenstraße 36, 70174 Stuttgart

1986
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LandFrauenverband Württemberg-Hohenzollern 

LandFrauen sind Sympathieträger. Ihre Koch- und Backkünste sind 
landauf, landab gefragt. Doch wer LandFrauen nur auf dieses Meti-
er festlegen will, springt zu kurz. Längst haben sie sich über die drei 
K’s, die für Kinder, Kirche und Kühe stehen mögen, einen Namen ge-
macht. Im Einsatz für den ländlichen Raum, in Angeboten zur Wei-
terbildung, aber auch in Netzwerken mit anderen Frauenorganisatio-
nen sehen sie heute ihre vordringlichen Aufgaben.

Als im Oktober 1981 der LandFrauenverband Württemberg-Hohen
zollern an der Bauernschule Bad Waldsee aus der Taufe gehoben 
wurde, verschwand damit gleichzeitig der letzte weiße Fleck auf 
der bundesdeutschen Landkarte was berufsständische Arbeit für 
Bäuerinnen anbelangte. Es liegt in der Historie des Landes begrün-
det, dass man sich hier so lange Zeit ließ mit der Etablierung eines 
Sprachrohrs für die Bäuerinnen. In Absprache mit den Kirchen sollte 
die Vertretung der Frauen und ihrer Anliegen deren Sache bleiben. 
Erst als Stimmen vom Sitz des bundesdeutschen Bauernverbandes 
in Bonn mit leicht spöttischem Unterton immer lauter wurden, in 
Südwürttemberg sei Frauenarbeit Männersache, wollte Ernst Ge-
prägs, der damalige Präsident des Bauernverbandes Südwürttem-
berg-Hohenzollern diesen Vorwurf nicht mehr auf sich sitzen lassen. 
Fortan setzte er alle Hebel in Bewegung, um auch in dem kleinen 
Verbandsgebiet den Frauen zu einem Zusammenschluss und damit 
zu einer gewichtigeren Stimme in der Öffentlichkeit zu verhelfen. 
 
„Damals herrschte eine nie gekannte Aufbruchstimmung“, erinnert 
sich Elfriede Horlacher an die Geburtsstunde des Verbandes. Noch 
heute weiß die frühere Ravensburger Kreisvorsitzende von den An-

fangszeiten zu berichten, als sie von Dorf zu Dorf und von Hof zu 
Hof wanderte, um für die noch junge Vereinigung Mitglieder zu wer-
ben. Dass der Start nicht ganz einfach war, will Toni Teufel nicht ver-
schweigen. Die frühere Präsidentin der LandFrauen Württemberg- 
Hohenzollern und heutige Ehrenpräsidentin weiß um so manch hart 
erkämpften Sitz, um so manch mühevoll errungenes Stimmrecht, 
denn nicht immer stießen die LandFrauen mit ihrer Forderung nach 
einer eigenständigen Vertretung in der bis dato von Männern do-
minierten Welt auf offene Türen. Beispielsweise war es keineswegs 
selbstverständlich, dass Bäuerinnen in den Gremien der Landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung mit am Tisch saßen. Apropos soziale 
Absicherung: Einer der bundesweiten Brennpunkte in den Anfangs-
jahren des noch jungen Verbands war die Bäuerinnenrente, heiß 
umstritten und für Ruth Wößner als erste Vorsitzende fast schon so 
etwas wie eine Mutprobe, sich gegen die Männerwelt durchzuset-
zen. Oft genug wurde in eigenständigen Rentenbeiträgen für die 
Frauen zuallererst eine zusätzliche Belastung für die Höfe gesehen. 
Doch die bundesweite Solidarität sollte Früchte tragen und die Bäu-
erinnenrente wurde nach langen Jahren der Diskussion eingeführt, 
wenn auch nicht in jedem Punkt zur Zufriedenheit aller.

Das Eintreten für eine soziale Besserstellung der Bäuerin war eine Sei-
te, Frauen auf dem Land ein Angebot zur Fort- und Weiterbildung zu 
unterbreiten, die andere. Mit der Gründung des Bildungs- und Sozial-
werks wurde der Bildungsauftrag auf eine breite und sichere Basis 
gestellt. Parallel zu den unterschiedlichsten Vortrags- und Kursange-
boten auf Orts- und Kreisebene entwickelte sich ein Weiterbildungs-
angebot, das Frauen ermöglichte, ein eigenes, wenn auch geringes, 

Eine Stimme fürs Land

1981
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Einkommen zu erwerben. Paradebeispiel war die Zertifizierung zur 
Hauswirtschaftlichen Familienbetreuerin. Angesichts des damals ein-
setzenden Strukturwandels auf den oberschwäbischen Höfen und 
einer wachsenden Pflegebedürftigkeit in der Bevölkerung sieht auch 
die ehemalige Präsidentin Waltraud Allgäuer dieses Kursangebot 
noch heute als Glücksfall an. So mancher Bäuerin diente das nach 
Kursabschluss erhaltene Zertifikat als Sprungbrett in einen festen Job 
und damit letztendlich als wirkliches zweites Standbein.

Nach und nach wuchs das erfolgreich angelaufene Kursangebot, 
wurde um weitere Qualifizierungen ergänzt, etwa die zur Tagesmut-
ter oder zur Botschafterin für heimische Agrarprodukte oder um die 
Frauenkompetenz im Agrarbüro als jüngstem „Kind“. In zahlreichen 
Kursen haben Frauen dort wichtige Kenntnisse rund um die Organi-
sation des Hofbüros erworben.
Parallel dazu wurde im Lauf der Jahre deutlich, dass nicht nur Bäu-
erinnen mit teils ganz alltäglichen Problemen im ländlichen Raum 
zu kämpfen haben, sondern dass dies der Handwerkerfrau nicht an-
ders ergeht als der Angestellten, die in der Wohnsiedlung im Dorf 
ihr Domizil hat. So war eine Öffnung des Verbands für alle Frauen im 
ländlichen Raum fast vorgezeichnet. 

Sie alle eint die Sorge um die Entwicklung des flachen Landes. Schlech-
te Breitbandversorgung, eine immer stärker ausgedünnte Infrastruk-
tur, in der es an Schulen und öffentlichem Nahverkehr mangelt oder 
eine schwindende ärztliche Versorgung sind Stichpunkte auf der 
Agenda, für die sich Präsidentin Juliane Vees heute im Auftrag der 
LandFrauen verkämpft. „Ohne schnelles Internet gehen Arbeitsplät-
ze verloren. Junge Frauen wandern ab. Ohne Frauen keine Familien 
und ohne junge Familien entleeren sich die Dörfer, sie überaltern“, 
macht sie die Entwicklung deutlich. Der demographische Wandel 
und seine Folgen für den ländlichen Raum waren daher auch eines 
der Schwerpunktthemen, die der Verband in den letzten zwei Jah-
ren beackert hat. In Gesprächen mit Politikern und Verantwortlichen 
wurde manches erreicht und dabei auch die Möglichkeit genutzt, 
im Netzwerk mit anderen Frauenverbänden Sorgen und Nöte aus-
zutauschen oder sich neue Impulse zu holen. 

v.l. Vizepräsidentin Katharina Stauß, Präsidentin Juliane 
Vees, Vizepräsidentin Waltraud Allgäuer, Vizepräsidentin 
Renate Benne. 

Kurzinfos:
Der LandFrauenverband Württemberg-Hohenzollern 
mit Sitz in Ravensburg zählt derzeit über 8.000 
Mitglieder und vereint zwölf Kreisverbände. Weitere 
Infos gibt es unter www.landfrauenverband-wh.de.
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Der Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe ist ein Berufsver-
band auf Landesebene mit Sitz in Stuttgart und Regionen im Land 
und vertritt die Interessen der Hauswirtschaft und der in der Haus-
wirtschaft tätigen Menschen. Kontaktaufnahmen sind über die Vor-
sitzende Anita Munz, Marksteinweg 24 in 79379 Müllheim und per 
E-Mail ba-wue@verband-MdH.de möglich.

Wie kam es zur Gründung unseres Verbandes?

In Stuttgart hat die Ausbildung zur Meisterin der städtischen Haus-
wirtschaft eine lange Tradition. Das war der Verdienst des Schwäbi-
schen Frauenvereins e. V. 
Auf Initiative von Frau Gisela Böhme, der damaligen Leiterin der 
Meisterlehrgänge, wurde am 14. Februar 1981 in Stuttgart der „Ver-
band der Meister der Hauswirtschaft in Baden-Württemberg e. V. „ 
gegründet. Anlass war, zusammen mit anderen Landesverbänden, 
einen Bundesverband zu gründen, um die Erkenntnis „Nur gemein-
sam sind wir stark!“ umzusetzen. Dieses Ziel wurde 1982 mit der 
Gründung des Bundesverbandes der Meisterinnen und Meister der 
Hauswirtschaft erreicht.
Um die Arbeit des Landesverbandes transparent zu machen und ein 
Sprachrohr nach außen zu haben, erschien 1982 auch die erste Aus-
gabe der Verbandszeitung „Meisterbrief“.

In den ersten 10 Jahren stand die Schaffung von Vereinsstrukturen, die 
Gründung von Regionen, die Anerkennung als Ansprechpartner für 
Institutionen und andere hauswirtschaftliche Verbände und die aktive 
Mitarbeit in Ausschüssen der beruflichen Bildung im Vordergrund.
1990 erfolgte aufgrund der ausschließlich weiblichen Mitglieder die 
Umbenennung in „Verband der Meisterinnen der Hauswirtschaft in 
Baden-Württemberg e. V.“ 

Welche Themen beschäftigten den Verband im zweiten 
Jahrzehnt?

Der Zusammenschluss hauswirtschaftlicher Verbände zur „Arbeits-
gemeinschaft hauswirtschaftlicher Verbände Baden-Württemberg“ 
(AHV) im Jahr 1992 war ein wichtiger Meilenstein für die gemeinsa-
me Interessenvertretung auf Landesebene, die seit 1999 in der Lan-
desarbeitsgemeinschaft Hauswirtschaft Baden-Württemberg e. V. 
LAG HW BW fortgeführt wird. 

1993 führten wir erstmalig einen Landesleistungswettbewerb (LLW) 
für Auszubildende in der Hauswirtschaft durch. Mit diesem Wett-
bewerb sollte und soll die Öffentlichkeit auf den Stand der Ausbil-
dungsleistungen aufmerksam gemacht werden und damit auch für 

Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe MdH 
Baden-Württemberg e. V.
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die Berufsausbildung in der Hauswirtschaft werben. Die Auszubil-
denden haben die Möglichkeit, sich zu messen und Motivation für 
ihre weitere berufliche Entwicklung zu erfahren.
Die Förderung der beruflichen Qualifizierung im hauswirtschaftlichen 
Bereich und eine ständige Qualitätssicherung und -verbesserung 
der hauswirtschaftlichen Dienstleistungen in Familien- und Groß
haushalten stand in diesem Jahrzehnt im Fokus unserer Arbeit. Ein 
wichtiges Etappenziel wurde 1999 mit der Neuordnung des Berufs-
bildes der Hauswirtschafterin/des Hauswirtschafters erreicht.

Welche Themen standen in den letzten 10 Jahren im 
Vordergrund?

2005 folgte die Neuordnung der Meisterprüfung und 2008 die Ände-
rung der gemeinsamen Prüfungsordnung der Regierungspräsidien 
bezüglich Zulassungsvoraussetzungen für Quereinsteiger (3-mona-
tiges Praktikum in einem Großhaushalt). 
In diesem Zusammenhang sind wir immer wieder gefordert, die 
fachlichen Qualitäten einer ausgebildeten Hauswirtschafterin, einer 
Hauswirtschaftlichen Betriebsleiterin oder einer Hauswirtschaftsmeis-
terin im Vergleich zu einer ungelernten Kraft herauszustellen und 
hervorzuheben. Aussprüche wie „Haushalt kann jeder“, „das bisschen 
Haushalt ist doch kein Problem“ u. ä. kursieren auch heute noch in 
der Bevölkerung und zeugen von mangelnder Wertschätzung der 
hauswirtschaftlichen Berufe, die sich auch in der Vergütung nieder-
schlägt.
Im Jahr 2002 wurde beschlossen, dass neben MeisterInnen der Haus-
wirtschaft auch Frauen mit anderen hauswirtschaftlichen Berufen in 
den Verband aufgenommen werden können. Dies führte dann end-
lich 2011 zu einer weiteren Namensänderung. Mit dem neuen Namen 

„Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe MdH Baden-Württem-
berg e. V.“ möchte der Berufsverband seine Offenheit für alle hauswirt-
schaftlichen Berufsfelder signalisieren.

Einen Erfolg sehen wir in der Zentralen Verleihung der Meisterbrie-
fe im Zuständigkeitsbereich des Sozialministeriums. Mit und durch 
diese öffentlichkeitswirksame Veranstaltung wird die Hauswirtschaft 
stärker als Profession wahrgenommen. 

Einen bedeutenden Erfolg sehen wir im Gesetz der Unisex-Tarife, das 
vor nunmehr 11 Jahren in einer Arbeitsgruppe des LFRes erarbeitet 
wurde und ab 21.12.2012 europaweit in Kraft treten wird – wenn auch 
zunächst nur für Neuverträge.

Ausblick

Wir werden uns auch im Rahmen der LAG HW BW weiterhin für die 
Anerkennung hauswirtschaftlicher Berufe in der Öffentlichkeit, der 
Anpassung hauswirtschaftlicher Berufsbildung an die aktuellen An-
forderungen des Arbeitsmarktes und für die Qualitätssicherung der 
hauswirtschaftlichen Aufgaben im sozialen Bereich einsetzen. 
Verstärkt wird sich unser Verband in den nächsten Jahren mit den 
gesellschaftlichen Veränderungen und ihren Auswirkungen auf un-
seren Berufsstand auseinandersetzen. 
Dabei werden auch Themen wie „Altersarmut“, „Vereinbarung von 
Beruf und Familie“, „familiengerechte Weiterbildungs- und Qualifi-
zierungsmöglichkeiten“, „Gesundheitsvorsorge“ und „Nachhaltigkeit“ 
anzusprechen und zu bearbeiten sein.

Anita Munz
Landesvorsitzende MdH

Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe MdH
Marksteinweg 24, 79379 Müllheim
www.ba-wue.verband-mdh.de
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Im badischen Karlsruhe wurde 1976 der erste Arbeitskreis der Unter-
nehmerfrauen im Handwerk (ufh) gegründet und stieß nicht nur in 
Baden-Württemberg, sondern auch im gesamten Bundesgebiet auf 
große Beachtung und Resonanz. Am 19.10.1983 wurde dann der 
Landesverband der ufh in Baden-Württemberg gegründet. Seine 
erste Vorsitzende war Elisabeth Hoffmann. 

Bereits 12 Jahre nach der Gründung des AK Karlsruhe, wurde der 
Bundesverband 1988 ins Leben gerufen. Die hervorragende Idee des 
Netzwerks der Unternehmerfrauen im Handwerk hat sich somit 
bundesweit durchgesetzt und heute gehören allein dem Landesver
band Baden-Württemberg 32 Arbeitskreise mit 1.703 Mitgliedern an. 
Bundesweit gibt es 10 Landesverbände mit insgesamt ca. 10.000 Mit
gliedern.

Die Intention der Gründerinnen war, die Frauen, die oft nicht aus 
dem Handwerk stammten bzw. handwerksfremde Berufsausbildun-
gen hatten, in ihrem neuen Dasein als „Meisterfrau“ zu unterstützen 
und zu fördern. 
Bei sich ständig ändernden Rahmenbedingungen in klein- und 
mittelständischen Betrieben, einst wie heute, galt es nicht nur die 
Frauen „fit“ für das Büro zu machen, sondern auch für den Aus-
tausch untereinander eine Plattform zu bieten. Neben Familie und 
Haushalt mussten und müssen die Handwerkerfrauen auch im Un-
ternehmen ihren „Mann“ stehen. 
War die Meisterfrau zunächst nur „die gute Seele des Betriebes“, so 
wurde sie im Laufe der Zeit Ansprechpartner und oft auch Verant-
wortliche für das gesamte kaufmännische Spektrum. Kunden- und 
Lieferantenkontakte pflegen, Lohnabrechnungen erledigen, Finanz-
wesen managen und nicht zuletzt: Mitarbeiter in den unterschied-
lichsten Anliegen unterstützen. Trotz der Fülle dieser Aufgaben müs-
sen alle richtig, fristgerecht und kaufmännisch korrekt erledigt werden. 
Hier im betrieblichen Alltag werden wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und politische Veränderungen am schnellsten spürbar. Daher ver-
wundert es nicht, dass sich auch die ufh mittlerweile als Wirtschafts-
verband versteht. Regelmäßig finden Treffen mit den verschiedens-
ten Funktionsträgern aus Politik und Wirtschaft statt. Von Microsoft 
bis Trigema, vom familiären Metallbaubetrieb bis Großunternehmen, 
vom Minister bis zum Abgeordneten – die couragierten Handwer-
kerfrauen werden als kompetenter Gesprächspartner geschätzt und 
wahrgenommen. 

ufh – das Netzwerk für Frauen 
in Handwerk und Mittelstand
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Auch heute noch ist es Ziel der ufh, die Frauen in Handwerk und 
Mittelstand zu ihren umfassenden Aufgaben zu informieren und zu 
unterstützen. Weiterbildung, auch mal über den eigenen Tellerrand 
hinaus, steht hierbei an oberster Stelle. Netzwerken bedeutet hier-
bei, Erfahrungen und Tipps untereinander auszutauschen und sich 
dadurch gestärkt dem betrieblichen Alltag zu stellen. Verantwor-
tung leben soll nicht abschrecken, sondern motivieren. Dass sich 
hierbei das Handwerk nicht verstecken muss, zeigte auch die Zu-
sammenarbeit mit der Friedrich-Schiller-Universität in Jena bei der 
„Innerfamiliären Nachfolge in Unternehmen“. 

Die „weibliche Seite“ des Handwerks unterstützt als aktiver Part-
ner den Betriebsinhaber oder führt ein Unternehmen in eigener 
Regie. Ziel ist es, dass die Selbstverständlichkeit mit der diese Her-
ausforderungen wahrgenommen werden, auch ihren Niederschlag 
in den unterschiedlichen Institutionen finden. Vieles wurde bereits 
erreicht, einiges gibt es aber auch noch zu tun. Durch unseren Sitz 
und unsere Stimme im baden-württembergischen Handwerkstag 
gestalten wir die Zukunft des Handwerks mit. Rahmenbedingungen 
ändern zielt nicht nur auf einen einzelnen Betrieb, sondern umfasst 
Handwerk und Mittelstand. Konflikte benennen, Lösungen suchen 
und gemeinsame Ziele umsetzen – dafür stehen die ufh. Bewährtes 
bewahren, Herausforderungen annehmen und neue Wege gehen – 
Netzwerker tun sich hierbei leichter. Die derzeitige Präsidentin des 
Landesverbandes Ruth Baumann definiert ufh neu: „Unsere Frauen 
handeln, denn sie sind nachhaltig und haben Bestand.“

1983

Vorstand der ufh (2012) 

ufh – das Netzwerk für Frauen im Handwerk und Mittelstand
www.ufh-bw.de
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Laut Statistik werden 40 % aller Hotels und Gaststätten von Frauen 
geführt. Unter den Mitarbeitern im Gastgewerbe stellen Frauen so-
gar mit 60 % die Mehrheit.
Deshalb haben die Unternehmerfrauen einen eigenen Arbeitskreis 
im DEHOGA gebildet. Der Vereinigung gehören mittlerweile über 
400 Unternehmerfrauen an, die sich in 22 Kreisstellen in Baden-Würt-
temberg, mit monatlich wechselnden Aktionen und funktionieren-
den Netzwerken organisieren und allein in Baden-Württemberg für 
mehr als ca. 18.9001 weibliche Mitarbeiterinnen und 8.6232 weibliche 
Auszubildende einsetzen.

Vor mehr als 25 Jahren … 

Im April 1984 wurde mit Hilfe des Landesgewerbeamtes die „UFG“- 
Unternehmerfrauen im Gastgewerbe durch unsere Ehrenvorsitzen-
de Hannelore Wolf in Forbach gegründet. Hauptgründe für die da-
malige Gründung waren: gegenseitige Unterstützung und Erfah-
rungsaustausch, Weiterbildung und Weiterentwicklung, sowie ganz 
wichtig, die soziale Absicherung der Frauen in unserer Branche. Ein  
 
 

1	 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Beschäftigte nach Stellung im Beruf 
und Geschlecht im Gastgewerbe in Baden-Württemberg 2009.

2	 Statisches Landesamt Baden-Württemberg: Ergebnisse Berufsbildungsstatistik 2010.

Konkurrenzdenken gab es nicht und gibt es auch heute in unserem  
Kreis nicht. Netzwerken, gegenseitige Hilfe und Unterstützung sind 
die Antriebsmotoren unserer Powerfrauen.

Damals kamen viele Frauen aus anderen Branchen als „eingeheira-
tete“ Ehefrauen in die Betriebe. Es fehlte ihnen das Basiswissen un-
seres Berufstandes und die fachliche Ausbildung. Fortbildungsmaß-
nahmen gab es zu dieser Zeit nur beschränkt oder waren eben zu 
teuer. Dies konnten sich viele Kleinbetriebe nicht leisten. Man hat 
eben „gschafft“ so gut es ging. Ehefrauen wurden als „mitarbeitende 
Ehefrau“ geführt ohne jegliche soziale Absicherung, somit erhielten 
Sie keine Rente im Anschluss an Ihr Berufsleben, teilweise fehlte eine 
Sozialabsicherung ganz.

Beim Kolleginnentreffen konnten Erfahrungen und die notwendi-
gen Informationen in kurzer Zeit ausgetauscht werden. Vom Lan-
desgewerbeamt wurden bei diesen Treffen gezielt Seminare ange-
boten, die an einem Nachmittag im Monat stattfanden. Somit 
konnten die notwendigen Fortbildungen in kurzer Zeit mit wenig 
finanziellem Aufwand erzielt werden. Zeitmanagement war in Zei-
ten der Doppelbelastung, Betrieb und Familie, ein Fremdwort. Oft 
wussten die Frauen nicht „Wo Ihnen der Kopf stand“. Ausfälle der 
Frauen im Betrieb und Familie durch Geburt oder Krankheiten muss-
ten überbrückt werden, hier entstanden die ersten Netzwerke kolle-
gialer Unterstützung.

DEHOGA in Baden-Württemberg

Die „weibliche Seite“ des DEHOGA in Baden-Württemberg
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Heute

Sind die Gründe nach wie vor dieselben. Jedoch auf Grund verän-
derter Wirtschaftsbedingungen und gesteigerter Anforderungen, 
ist es umso wichtiger immer aktuell über die neuesten Vorschrif-
ten, Richtlinien und Bestimmungen informiert zu sein. Veränderte 
Familienverhältnisse machen ein Umdenken nötig. Es gibt viele al-
leinerziehende Mütter, junge aktive Großeltern, die nicht mehr zur 
Kinderbetreuung zur Verfügung stehen. Gerade hier im sozialkom-
petenten Bereich mit der Doppelverantwortung in Beruf und Fami-
lie können wir für unsere Mitglieder und Mitarbeiterinnen zwischen-
zeitlich Arbeitsplätze und Weiterbildungsmaßnahmen anbieten, die 
sich mit Kindererziehung und Familienmanagement vereinbaren 
lassen. Ganz besonders in Zeiten einer steigenden Erwerbstätigen-
quote von Frauen. Frauen drängen stärker und nach Familienzeiten 
früher auf den Arbeitsmarkt. 

Ziele …

Unser Ziel ist, die Rolle der Frau im Hotel- und Gastgewerbe zu 
fördern und zu stärken. Dazu gehört auch, dass die Verbands- und 
Lobbyarbeit um weibliche Aspekte ergänzt und bereichert werden. 
Durch den Aufbau eines großen und starken Netzwerkes von Frau-
en in der Hotellerie und Gastronomie bestimmen wir die Zukunft 
der Branche mit. 

Eine Harmonisierung von Beruf und Familie vorantreiben: Frauen 
wie Männer sollen ihre Lebenszeit als ausgewogene Einheit von 
Beruf und Familie gestalten können. Eine Stärkung der Familie als 
Einheit ist auch den Betrieben zuträglich. 

Wir vertreten unsere Interessen aktiv in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die Unternehmerinnen im DEHOGA knüpfen und pflegen 
Netzwerke zu Kolleginnen und Organisationen in ganz Deutschland 
und im Ausland. Wir verstärken unsere Präsenz mit gezielten Aktionen, 
um auf die Anforderungen der Frauen in unserer Branche aufmerk-
sam zu machen. Wir fördern und unterstützen unseren Nachwuchs. 

Die Frauen der DEHOGA

Hotel- und Gaststättenverband DEHOGA 
Baden-Württemberg e. V.
Augustenstr. 6
70178 Stuttgart
www.dehogabw.de

1984
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Seit mehr als 25 Jahren setzt sich der dib für Frauen in technischen 
Berufen ein. Das Netzwerk ist bundesweit aktiv und in Regionalgrup-
pen gegliedert. Die Regionalgruppen sind das Herzstück des Vereins 
und lokale Kontaktstelle.

Die Regionalgruppen im Südwesten sind von Anfang an aktiv im Land 
und bundesweit.

Neben gegenseitiger Unterstützung in beruflichen Fragen, liegt der 
Schwerpunkt in der Lobby- und Gremienarbeit.

Am Anfang stand das Unbehagen mit unserer speziellen Situation 
als Frauen in der Technik, d. h. als Frau allein unter Ingenieuren und 
als Ingenieurin allein in der Frauenbewegung. Dazu kam der Wunsch 
nach persönlichem und fachlichem Austausch mit anderen Fach-
frauen. Über diese Gründe hinausgehend, bestand aber auch ein 
Bedürfnis, diese Situation nicht nur für uns individuell, sondern auch 
gesellschaftspolitisch zu verändern, d. h. die „tatsächliche Gleichstel-
lung der Geschlechter in Ausbildung und Beruf, die Erhöhung des 
Frauenanteils in technischen Berufen und die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie für Frau und Mann“ zu erreichen. Dazu gehört auch eine 
kritische Sicht aus unserer Perspektive auf die herrschende Technik, 
die Industrieorganisation und die aktuelle Technologieentwicklung. 

Auf dem 12. Treffen von Frauen in Naturwissenschaft und Technik 
1986 wurde die Gründung des dib als eigenständiges und unabhän-
giges Netzwerk von Ingenieurinnen und Ingenieurstudentinnen be-
schlossen.

Frauen aus Ingenieursstudiengängen verschiedener Hochschulen 
und Universitäten traten dem dib bei. 

Unsere Ziele sind z. B.:
•	 Den Anteil der Frauen, sowohl in den technischen Ausbildungen, 

als auch in den qualifizierten Positionen der Technik auf allen Ebenen 
und in allen Bereichen bis zum Gleichgewicht beider Geschlechter 
zu erhöhen.

•	 Alle geschlechtsspezifischen Behinderungen und Diskriminierun-
gen von Frauen in der Technik in Ausbildung und Beruf abzubauen.

•	 Umfassende Konzepte einer sozial- und umweltverträglicheren 
Technik zu entwickeln, deren Herstellung und Gebrauch unsere Le-
bensgrundlage nicht zerstören.

•	 Entsprechende äußere Rahmenbedingung zur Verwirklichung die-
ser Ziele zu schaffen.

Nachfolgend einige Eckpunkte unserer Arbeit und Erfolge der 
letzten 25 Jahre:

1988: Erster vielbeachteter und richtungsweisender Messeauftritt mit 
dem Gemeinschaftsstand „Frau + Technik“ auf der Hannover Messe. 
Die Mitgliederversammlung in Stuttgart beschließt die erste Resolu-
tion (Thema: Quotenregelung!). 

1989: Der dib wird Mitglied im Deutschen Frauenrat und ist über 
große Zeiträume im Vorstand des deutschen Frauenrates vertreten.

deutscher ingenieurinnenbund e. V. (dib)
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1990: Der dib beteiligt sich erstmals an 
Mädchen-Technik-Tagen. Der dib beteiligt 
sich an unzähligen Veranstaltungen ähnli-
cher Art. 2010 werden MINT-Parcours ent-
wickelt, die vornehmlich 15- und 16-jähri-
ge Mädchen an die Technik heranführen 
sollen. 

1993: Erstmals ist der dib in einem Landes-
frauenrat vertreten: Die Regionalgruppen 
Stuttgart und Karlsruhe werden Mitglied 

im Landesfrauenrat Baden-Württemberg. 

1997: Mitglied im Beirat des Vereins „Frauen geben Technik neue 
Impulse“. 2005 im Vorstand der Nachfolgeorganisation: „Kompetenz-
zentrum Technik-Diversity-Chancengleichheit“, seit 2007 im dorti-
gen geschäftsführenden Vorstand. 

2002 – jetzt auch international:
2002, ICWES 12: International Conference of Women Engineers and 
Scientists (ICWES) Ottawa, Kanada
Gründungsmitglied International Network of Women Engineers and 
Scientists (INWES)
2005, ICWES 13: Seoul, Süd-Korea
2008, ICWES 14: Mitorganisation Lille, France
2011, ICWES 15: Adelaide, Australien

2008: Beginn der Arbeiten zu „Komm mach MINT – Nationaler Pakt 
für Frauen in MINT-Berufen“, mit maßgeblicher Beteiligung des dib, 
2010 wird der dib offizieller Partner. 

2009: Unterstützung der „Nürnberger Resolution“ (Mehr Frauen in 
Aufsichtsräten und Spitzenpositionen).
Erster Kongress „Spitzenfrauen – Wege ganz nach oben“ in Stuttgart.

2011: Mitglied in der Steuerungsgruppe der Landesinitiative „Frauen in 
MINT-Berufen in Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung“, unter Leitung 
des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg. 

Die 25 einflussreichsten Ingenieurinnen Deutschlands werden ausge-
zeichnet! 

Erfolg und Ausblick

Zurückliegend kann der dib auf zahlreiche erfolgreiche Kooperatio-
nen mit öffentlichen Institutionen, Unternehmen und anderen Ver-
bänden verweisen, die in Zukunft weiter ausgebaut werden sollen. 
Mit dem Projekt „TOP25: Die 25 einflussreichsten Ingenieurinnen 
Deutschlands“ haben wir erstmalig sichtbar gemacht, dass es heut-
zutage Ingenieurinnen gibt, die herausragende Positionen begleiten. 
Diese Liste hätten wir vor 25 Jahren nicht erstellen können. Nicht 
zuletzt dem kontinuierlichen Wirken des deutschen ingenieurinnen-
bundes ist es zu verdanken, dass gegenwärtig einflussreiche Ingeni-
eurinnen die Wirtschaft und Gesellschaft mitgestalten.

Dennoch sind es zu wenige Ingenieurinnen. Der dib wird sich wei-
terhin dafür stark machen, dass Mädchen und Frauen einen techni-
schen Beruf wählen und sich in guten Positionen in der Arbeitswelt 
wiederfinden. In 25 Jahren sollen alle Top Positionen an den Men-
schen mit einem Ingenieursstudium tätig sind, zur Hälfte mit Frauen 
und Männern besetzt sein.

Wir bieten ein Netzwerk für Ingenieurinnen, Technikerinnen und 
Studentinnen aus dem Ingenieurbereich. Unser Stammtisch dient 
zum beruflichen und persönlichen Austausch.

2013 findet die jährliche dib Tagung mit einem innovativen Thema in 
der Region Stuttgart statt.

Ohne Frauen fehlt der Technik was!

Kontakt Baden-Württemberg: 
Martina Gerbig
rg-stuttgart@dibev.de
www.dibev.de

Gründung: 12. Juni 1986

1986
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1. Ziele: Bei der Gründung des Vorläufers (1927) der heutigen Bun-
desagentur für Arbeit (BA) stand die Absicherung des Risikos Ar-
beitslosigkeit im Vordergrund. Dies bezog sich vor allem auf die 

„Familienernährer“, da vielfach die „Zölibatsklausel“ vorherrschte (im 
Beamtenbereich mussten Frauen nach der Eheschließung z. T. bis 
Ende der 50er Jahre ihr Arbeitsverhältnis aufgeben). Gerade in Würt-
temberg stimmte dieses Bild des Familienernährers eigentlich nie. 
Durch die Realteilung in der Landwirtschaft mussten viele Frauen in 
den aufkommenden industriellen Zulieferbetrieben oder in Heim-
arbeit mitarbeiten und sicherten, wenn auch schlecht bezahlt, den 
Lebensunterhalt der Familien entscheidend mit. 
Durch das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) im Jahre 1969 kam es zu 
einer grundlegenden Aufgabenerweiterung und Umbenennung 
zur Bundesanstalt für Arbeit. Der Auftrag lautete nun, einen quanti-
tativen und qualitativen Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt sicherzustellen. Frauen sollten es leichter haben, 
nach der „Familienphase“ durch entsprechende Qualifizierungsan-
gebote den Wiedereinstieg ins Berufsleben zu vollziehen. Die Gleich-
berechtigungsdebatte zeigte Wirkung und nach der Ergänzung des 
Artikel 3 GG wurde auch folgerichtig das Arbeitsförderungsrecht ge-
ändert. Jedoch erst mit der Einführung des Sozialgesetzbuchs III (SGB 
III) im Jahre 1998 wurde auch der gleichstellungspolitische Auftrag 
der jetzigen Bundesagentur für Arbeit ausgebaut und präzisiert. Be-
reits §1 SGB III schreibt die Gleichstellung von Frauen und Männern 
als durchgängiges Prinzip der Arbeitsförderung vor. Die Leistungen 
sollen insbesondere die berufliche Situation von Frauen verbessern, 
indem sie auf die Beseitigung bestehender Nachteile sowie auf die 
Überwindung eines geschlechtsspezifisch geprägten Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktes hinwirken. Frauen sollen entsprechend ihrem 
Anteil an den Arbeitslosen gefördert werden. Das bedeutet, stellen 
Frauen die Hälfte der Arbeitslosen, so sollen sie auch 50 Prozent der 
Unterstützungsleistungen zur Aufnahme einer Erwerbsarbeit erhal-

ten. Dabei werden den besonderen Belastungen durch Kinder und 
Pflege durch besondere Unterstützung Rechnung getragen. § 8 SGB 
III legt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fest. Berufsrückkeh-
rende erhalten für ihre Rückkehr in die Erwerbstätigkeit alle notwen-
digen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung.
Um diese Zielsetzung auch personell zu unterstützen, werden 
auf allen Ebenen der BA hauptamtliche Beauftragte für Chancen
gleichheit am Arbeitsmarkt eingesetzt (gemäß § 385 SGB III). Ihre 
Aufgabe ist die Führungsunterstützung, die Beratung von Unter-
nehmen, Beschäftigten und Arbeitslosen zur Frauenförderung, die 
Chancengleichheit und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, so-
wie die Zusammenarbeit vor Ort mit allen, die rund um das Thema 
„Frauenerwerbsarbeit“ tätig sind. Dazu gehören die kommunalen 
Frauenbeauftragten, die Kontaktstellen Frau und Beruf, die lokalen 
Netzwerke für Familie u.v.a.m. Nur durch eine enge horizontale und 
vertikale Vernetzung im Land ist das Ziel der besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zu erreichen. Bei aller historischen Verkürzung 
bleibt festzustellen, dass der gesetzliche Auftrag der BA im Bereich 
Gleichstellung von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt stets 
ein Spiegelbild der gesellschaftlichen und politischen Diskussion 
darstellt. Ebenso orientiert er sich an den Änderungen des Grund-
gesetzes, des Ehe- und Familienrechts sowie der Ausgestaltung der 
sozialen Sicherungssysteme.

2. Themen: Kinderbetreuung, Lohnungleichheit auf einem nach Män-
ner- und Frauenberufen gespaltenen Arbeitsmarkt, Normalarbeitszeit, 
familienfreundliche Arbeitsorganisation, Frauen in Führungspositi-
onen – diese Schlagworte begleiten nahezu zeitlos die Frauener-
werbsarbeit. Bis weit in die 1980er Jahre war die gesellschaftliche 
Akzeptanz der Frauenerwerbsarbeit prekär (Doppelverdiener) und 
häufig von der konjunkturellen Lage und dem Bedarf an Arbeits-
kräften geprägt. Bis 1977 war die bundesdeutsche Ehefrau nach 

Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit – ein wichtiger Akteur der Förderung der Frauenerwerbsarbeit; 
im Blick. die Stabsstelle Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
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dem Bürgerlichen Gesetzbuch auf die Hausfrauenrolle festgelegt, 
wohingegen dem Mann die „Ernährerrolle“ zugeordnet wurde. Erst 
seitdem sind beide Ehegatten berechtigt, erwerbstätig zu sein. Das 
Bild der zeitlich nicht flexiblen, spätestens nach der Geburt des Kin-
des dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung stehenden Frau 
mit schlechterer schulischer und beruflicher Ausbildung, stand dem 
Wunsch nach einem zeitlich nicht eingeschränkten, gut ausgebilde-
ten, von familiären Anforderungen freien Arbeitnehmer entgegen. 
In diesem Spannungsfeld agieren die Arbeitsagenturen. Bis heute ist 
die Kinderbetreuung in Deutschland, aber vor allem auch in Baden-
Württemberg völlig unzureichend geregelt, sie hat nichts mit der 
Wirklichkeit am Arbeitsmarkt zu tun. Sie ist ein wesentlicher Grund, 
weshalb Frauen aus dem Beruf aussteigen und den Wiedereinstieg 
oftmals mit einer Tätigkeit weit unter ihrer eigentlichen Qualifikation 
teuer bezahlen, völlig abgesehen von ihrem Verzicht auf Karriere-
chancen. Sie ist ein zentrales „Vermittlungshemmnis“. Der auf den 
Weg gebrachte Ausbau der Kinderbetreuung lässt hoffen. 
Bis heute prägt der „Zuverdienstcharakter“ die Erwerbsarbeit von 
Frauen. Gerade in Baden-Württemberg, einem industriellen Kern
land, war der Blick stark auf die Automobil- und Zulieferindustrie so-
wie den Maschinenbau gerichtet. Die strukturelle Benachteiligung 
von Frauen am Arbeitsmarkt stand gerade in konjunkturellen Krisen 
weniger im Fokus und auch die statistische Betrachtung legte weni-
ger Wert auf die Berücksichtigung von Frauen. Heute sind alle wich-
tigen Zahlen und Fakten vorhanden. Die Bundesagentur für Arbeit 
sorgt mit gesicherten statistischen Daten über die geschlechterspe-
zifischen Entwicklungen am Arbeitsmarkt für Transparenz. Sie sind 
Grundlage, aber kein Ersatz für das notwendige Handeln aller Ak-
teure am Arbeitsmarkt. Der Landesfrauenrat Baden- Württemberg ist 
ein unverzichtbarer und wichtiger Akteur, der regelmäßig öffentlich-
keitswirksam die Frauenerwerbsarbeit diskutiert. Dabei nutzt er die 
fachliche Expertise des Stabs Chancengleichheit am Arbeitsmarkt der 
Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bundesagentur für Arbeit. 

3. Erfolge: Die Frauenerwerbsbeteiligung wächst unaufhörlich. Im 
Bereich der schulischen Ausbildung haben Frauen enorm aufgeholt. 
Ihr Studienwahlverhalten hat sich geändert, der Bedarf an verlässli-
cher, außerfamiliärer Kinderbetreuung wird nicht mehr bestritten. Die 
BA bietet flächendeckend ein Beratungsangebot für Berufsrückkeh-
rende an, sie berät Unternehmen auf dem Weg zu einer modernen 
Personalpolitik und hält den Anteil von Frauen bei allen Maßnahmen 

für die Öffentlichkeit transparent. In den elektronischen Medien und 
Printpublikationen der BA werden die Themen zielgruppenadäquat 
aufgegriffen. Besonders gelungen ist das an Mädchen adressierte 
Heft „MINT for you“, dessen „männliches“ Pendant „Sozial for you“ heißt. 
Auch unsere Internetplattform für Jugendliche „planet-beruf.de“ ge-
hört dazu, auf der ganz bewusst Rollenbilder durchbrochen werden.

4. Ausblick: Mit der Perspektive 2025 steht für die BA die Sicherung 
des Fachkräftebedarfs im Fokus ihrer Arbeit. Eines der wichtigsten 
Handlungsfelder ist hierbei die Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
die Arbeitszeit Teilzeitbeschäftigter zu erhöhen. Deshalb bauen wir 
stetig unsere Kompetenz in der Unternehmensberatung hin zu ei-
ner familienorientierten Personalpolitik aus, um bei der Besetzung 
offener Stellen der Fachkräftenachfrage gerecht zu werden. Verstärkt 
arbeiten wir in regionalen Netzwerken. Dazu gehört das Landes-
netzwerk Teilzeitausbildung, die Kooperation beim MINT- Wieder-
einstiegsprojekt für Ingenieurinnen WING, das Work-Life-Balance 
Netzwerk Region Stuttgart oder das baden-württembergische Grün-
derinnenforum. Schlüsselinstrument ist der Arbeitsmarktmonitor der 
BA. Er unterstützt die Arbeitsmarktakteure vor Ort, Beschäftigungs-
chancen und -probleme einer Region gemeinsam zu analysieren 
und zielorientierte Vereinbarungen zu treffen. Die Regionaldirektion 
Baden-Württemberg bringt dies aktiv in die Fachkräfteallianz des 
Landes mit ein. Denselben Stellenwert haben die Berufsberatung 
und unsere Beteiligung an der vertieften Berufsorientierung. Unser 
Ziel ist es, das Berufswahlverhalten nach Geschlecht aufzubrechen, 
um Jungs, aber vor allem auch den sehr auf wenige Berufe fokus-
sierten Mädchen, andere berufliche Perspektiven zu eröffnen und 
damit zur Überwindung des geschlechtsspezifischen Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt beizutragen. Hier setzen wir ganz konkret mit un-
serer „Girls‘ Day Akademie“ an, bei der sich Mädchen für ein Jahr im 
MINT-Bereich erproben können. Unser Ziel ist es, dies für Mädchen 
zu einem dauerhaften und landesweiten Angebot zu machen.

Ruth Weckenmann, 
Leiterin Stab Chancengleichheit am Arbeitsmarkt

Bundesagentur für Arbeit
Regionaldirektion Baden-Württemberg
Hölderlinstr. 36, 70174 Stuttgart
www.arbeitsagentur.de
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Seit 1994 bestehen die Kontaktstellen Frau und Beruf als einziges 
landesweites Programm der beruflichen Frauenförderung in Baden-
Württemberg. Mädchen und Frauen aller Altersstufen und Berufs-
richtungen nehmen ihre Angebote von der Berufswegplanung über 
Wiedereinstiegskurse und Bewerbungsberatung bis zum Coaching 
für die „Existenzgründung 50+“ wahr. 

An elf Standorten sind Kontaktstellen bei unterschiedlichen Trägern 
wie Wirtschaftsorganisationen, Volkshochschulen, Wirtschaftsförderung 
und Kommunen angesiedelt und werden als Landesprogramm vom 
Finanz- und Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg gefördert.
Als Mittlerinnen zwischen den beruflichen Interessen und Belangen 
von Frauen und den Bedarfen der Wirtschaft engagieren sich die 
Kontaktstellen Frau und Beruf auf vielen Ebenen. Zugeschnitten auf 
die wirtschaftliche Situation der jeweiligen Region bieten sie eine 
differenzierte Palette von Maßnahmen und Projekten vor Ort. In lan-
desweiter Zusammenarbeit führen sie Modellprojekte und Koope-
rationen durch und engagieren sich auf struktureller Ebene für die 
Verbesserung der Erwerbschancen von Frauen.
Die Arbeit der Kontaktstellen zeichnet sich dadurch aus, dass sie den 
Belangen von Frauen verpflichtet,
•	 wirtschafts- und arbeitsmarktnah,
•	 nachhaltig,
•	 flexibel den regionalen Anforderungen angepasst sowie
•	 trägerübergreifend und trägerneutral ist.

Geschichte

Der Beratungsbedarf von Frauen, die nach ei-
ner Familienphase in den Beruf zurückkehren 
wollten, wuchs in den 80er Jahren auch in Ba-
den-Württemberg stetig an. 1986 eröffnete der 
Verein BeFF – Berufliche Förderung von Frauen 
e. V. – in Stuttgart die erste Anlaufstelle für Be-
rufsrückkehrerinnen in Baden-Württemberg.
Es folgten in Ludwigsburg und Mannheim im Rahmen eines Bundes-
modellversuchs weitere Stellen. Frauenbeauftragte und Fachfrauen 
aus Institutionen sowie Frauenprojekten in Baden-Württemberg 
gründeten 1991 einen Arbeitskreis und forderten die landesweite 
Einrichtung von „Kontaktstellen Frau und Beruf“. So entstanden wei-
tere Modellprojekte, deren Schwerpunkt auf dem Erfolgsfaktor Wei-
terbildungsberatung von Frauen lag. 
Im Jahr 1994 war es dann soweit: Die baden-württembergische Lan-
desregierung fasste die bestehenden Anlaufstellen zum Landes-
programm Kontaktstellen Frau und Beruf zusammen und weitere 
Kontaktstellen folgten. Die eingangs beschriebene unterschiedliche 
Trägerschaft der Kontaktstellen förderte von Anfang an eine Vielfalt 
ihrer Angebote und Kooperationen.

Landesprogramm Kontaktstellen 
Frau und Beruf in Baden-Württemberg
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Beratung

Die Kontaktstellen in Ludwigsburg, Freiburg, Reutlingen, Ravensburg, 
Mannheim, Konstanz, Karlsruhe, Stuttgart und in Ostwürttemberg 
bieten Frauen an ihren Standorten Unterstützung in allen Fragen 
und Entscheidungsprozessen rund um Beruf, Erwerbsarbeit und 
Qualifikation. Ziel der Beratung ist es, Frauen bei der Erarbeitung 
einer realistischen beruflichen Planung zu begleiten und mit ihnen 
gemeinsame Handlungsmöglichkeiten und Schritte zur Umsetzung 
auszuarbeiten.Die Grundprinzipien der Beratung sind Vertraulich-
keit, Ergebnisoffenheit, Unabhängigkeit und Trägerneutralität.

Seminare, Veranstaltungen und Projekte zu vielfältigen 
Themen

Die Kontaktstellen entwickeln regional sowie landesweit Seminare, 
Veranstaltungen und Projekte und führen sie mit verschiedenen Ko-
operationspartnern durch. Zahlreiche Modellprojekte sind aufgrund 
ihres Erfolges zu festen Bestandteilen des Angebotes für Frauen an 
verschiedenen Standorten geworden. Die Themen sind vielfältig:
•	 Wiedereinstieg und Vereinbarkeit von Familie und Beruf
•	 Existenzgründung
•	 Berufsorientierung
•	 Aufstieg
•	 Frauen in MINT-Berufe
•	 Migration

Einsatz für berufliche Gleichstellung

Die Kontaktstellen tragen dazu bei, dass Frauen den wirtschaftlichen 
und gesellschaftspolitischen Einfluss bekommen, der ihnen zusteht. 
Sie tragen geschlechterbezogene Sichtweisen in die Arbeitsmarkt-, 
Wirtschafts- und Familienpolitik hinein. Sie vernetzen und initiieren 
landesweit Projekte zur Förderung der beruflichen Gleichstellung von 
Frauen. In Fachgremien, Netzwerken und Verbänden setzen sie sich 
für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben ein.

Aktiv in Wirtschaft und Politik

Die Kontaktstellen sind ein unverzichtbarer Faktor der Wirtschaftspoli-
tik des Landes Baden-Württemberg. Sie verbinden wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Ziele und entwickeln daraus innovative Programme.

Qualitätssicherung

Die Kontaktstellen erstellen regelmäßig Wirkungsanalysen zur Bera-
tungsarbeit wie zur Wirksamkeit von Projekten und haben darin die 
hohe Effizienz ihrer Arbeit belegt. So verbessern sich die Chancen der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt nach einer Beratung durch die Kontakt-
stellen. Die hohe Beratungsqualität bestätigten auch mehrere von der 
Stiftung Warentest durchgeführte Untersuchungen. Ebenfalls sehr 
effektiv sind die Qualifizierungangebote. Frauen, Betriebe und Netz-
werke bescheinigen den Kontaktstellen, erfolgreiche frauen- als auch 
wirtschafts- und arbeitsmarktorientierte Arbeit.

Landesprogramm stärken und Kontakt
stellenangebot ausweiten!

Um Frauen in allen Regionen Baden-Württem-
bergs qualifizierte Beratung und Projekte anbie-
ten zu können, setzen sich die Kontaktstellen 
dafür ein, dass ein flächendeckendes Angebot 
an Kontaktstellen in Baden-Württemberg ent-
steht. Daneben bleibt der Ausbau der Ressour-
cen an den bestehenden Kontaktstellen, Ziel 
auch um sich noch verstärkter auf der struktu-
rellen Ebene für das Potential von Frauen ein-
setzen zu können. 

Landesprogramm Kontaktstellen Frauen 
und Beruf in Baden-Württemberg
www.frauundberuf-bw.de

1994
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Sieben Unternehmerinnen hoben im Februar 1999 ein etwas an-
deres Netzwerk aus der Taufe: FrauenUnternehmen.de e. V., Mitglied 
im Bund der Selbständigen (BDS). 13 Jahre später bilden mehr als 60 
selbständig und unternehmerisch tätige Frauen ein effizientes und 
aktives Netzwerk, dessen Aktivitäten mit dem Best Practice-Preis für 
„Kooperation at its best!“ ausgezeichnet wurden.
Kreativ, innovativ, selbstbewusst, offen und mit dem geballten 
Know-how aus ganz unterschiedlichen Branchen widmen sich die 
Mitgliedsfrauen des regionalen Netzwerks (mit landes- und bundes-
weiten Verbindungen) der Weiterbildung, dem Knüpfen von wirt-
schaftlichen Kontakten, der politischen Lobbyarbeit und, ganz inten-
siv, dem lebendigen Erfahrungs- und kollegialen Austausch und der 
engagierten gegenseitigen Unterstützung.

Wie sich alles anbahnte: auch für „ mitarbeitende Ehefrauen“

1990 taten sich unternehmerisch tätige Frauen aus Gewerbevereinen 
im Raum Freiburg, Emmendingen und Markgräfler Land zu einem 
losen, inoffiziellen Netzwerk zusammen. Aus diesem „Arbeitskreis 
der südbadischen Frauengruppen“ wurde die „Fachgruppe Frauen 
im Bund der Selbständigen (BDS)“. Mit dabei: Dorothea Störr-Ritter, 
damals Rechtsanwältin in Waldkirch, dann die erste weibliche Land-
rätin im Land und 2009 Festrednerin beim zehnjährigen Jubiläum 
von FU.de. 
Auf dem Programm von Anfang an: Fachvorträge, Referate, Betriebs-
besichtigungen, Diskussionen, Aktionen und große Veranstaltun-

gen. Für Schmunzeln sorgt heute die Adresszeile der damaligen 
Einladungen: „Sehr geehrte Unternehmerinnen und mitarbeitende 
Ehefrauen“, hieß es da.

Sieben Frauen gründen ein aktives, branchenübergreifendes 
Netzwerk für Unternehmerinnen in Südbaden 

Die lockere „Fachgruppe Frauen“ wurde immer aktiver, bot immer 
mehr Veranstaltungen an, hatte aber weder Sitz noch Stimme im 
BDS-Landesverband. Und: Frau brauchte Räume für die Vorträge, 
musste Miete zahlen – eine Kasse wurde benötigt.

Energisch, selbstbewusst und auch gegen so manchen Widerstand 
traditioneller Mittelstandsbündler gründeten deshalb 1999 sieben 
Frauen das Unternehmerinnennetzwerk „FrauenUnternehmen.de 
Wirtschaftsregion Freiburg e. V. Im Bund der Selbständigen (BDS)“. 
Das Ziel des ausdrücklich als „aktives“ Netzwerk bezeichneten Ver-
eins: Die Wahrnehmung, Förderung und Durchsetzung der Inter-
essen der Unternehmerinnen sowie die Weiterbildung und Reprä-
sentation auf örtlicher, regionaler und überregionaler Ebene. Die 
Mitgliedschaft ist in diesem Netzwerk nicht an einen bestimmten 
Umsatz gebunden. Willkommen sind neben Unternehmerinnen, 
Selbständigen, Freiberuflerinnen auch Frauen in Führungspositi-
onen. Eine enorme Energie aus vertrauensvollem Erfahrungsaus-
tausch sowie kreative Synergieffekte kennzeichnen das südbadische 
Frauennetzwerk, das in dieser Form einzigartig ist. 

FrauenUnternehmen.de Wirtschaftsregion Freiburg e. V.

13 Jahre FrauenUnternehmen.de Wirtschaftsregion Freiburg e. V.:

Das aktive und effiziente Unternehmerinnen-Netzwerk
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Öffentliche Fachveranstaltungen, Workshops, 
Netzwerkabende

Öffentliche Fachveranstaltungen, Workshops und in letzter Zeit ver-
mehrt moderierte Abende, die dem aktiven Netzwerken gewidmet 
sind, bilden jeden Monat wichtige Pfeiler von FrauenUnternehmen.
de. Die Themen der ReferentInnen, die überwiegend aus den eige-
nen Reihen stammen, repräsentieren die ganze Branchenvielfalt, die 
dieses regionale Netzwerk kennzeichnet: Kommunikationstraining, 
Social Media, Management, Organisation, Imageaufbau, Webseiten-
Optimierung, Büroorganisation, Rechtliche Aspekte, EDV und IT, Fit-
ness und Gesundheit, Kreativitätstechniken, Kundenakquise und 
Marketing. Und, ganz wichtig: Zu Beginn der Fachabende mit meist 
25 bis 40 Interessierten stellen sich alle kurz mit ihrer Tätigkeit vor. Die 
Referentinnen selbst haben eine großzügige und konstruktiv-kriti-
sche Plattform zur Selbstdarstellung und zum Learning by doing in 
einem ebenso hochkarätigen wie freundlich gesinnten Umfeld.

13 Jahre FrauenUnternehmen.de – Erfahrungsaustausch, High-
lights und ein Best Practice-Preis

Konsequentes und gezieltes Arbeiten an der Schaffung einer eige-
nen Kultur bildet die Basis dieses einzigartigen regionalen Frauen-
netzwerks. Sehr viel geschah, geschieht und kann geschehen bei 
FU.de auf Initiative der Mitgliedsfrauen.
Rundbriefe, auch an eine große Zahl von InteressentInnen und Ko-
operationspartnern, sorgen für Multiplikatoreneffekte, professionelle 
Öffentlichkeitsarbeit für regelmäßige Präsenz in der Presse. Das Bran-
chenbuch auf der Homepage bietet die Möglichkeit, sich mit einem 
Kurzportrait vorzustellen und bekannt zu machen. Bei zahlreichen 
regionalen und auch überregionalen Veranstaltungen zeigt FU.de 
Präsenz, ist mit Messeständen oder Vorstandsmitgliedern vertreten. 
Kooperationen und die Kontaktpflege mit anderen Verbänden und 
Institutionen wird groß geschrieben. Sommer- und Weihnachtsfeste 
mit einfallsreichen Programmpunkten und viel Raum für heitere und 
freundschaftliche Kontaktpflege runden das Angebot ab. 
Ein aufsehenerregendes Highlight bildete 2009 die Teilnahme von 
Unternehmerinnen aus dem Netzwerk auf der Fachmesse „Industrie 
und Elektronik“ (i+e) des Wirtschaftsverbands Industireller Unter-
nehmen Baden e. V. (WVIB). Als Expertinnenpool präsentierten sich 

FU.de’lerinnen unter dem Label „Frei-
burger Unternehmerinnen“ an einem 
eigenen Messestand mit maßgeschnei-
derten Dienstleistungspaketen für die 
Industrie in der Region. 

Lob und Preis: Expertinnenpool 
gewinnt souverän den dritten Platz 
beim Best-Practice-Preis 2009

Riesenfreude gab es vor drei Jahren bei 
den FU.de-Frauen, die den i+e-Auftritt 
gestemmt hatten: Sie landeten mit ih-
rem Auftritt auf der Fachmesse auf An-
hieb unter 16 Bewerbern auf dem drit-
ten Platz des BDS-Ideenwettbewerbs 
„Best Practice 2009“. 
Überzeugt hat die Jury vor allem die 
Neuartigkeit des Projekts. Zitat aus der 
Laudatio von BDS-Hauptgeschäftsfüh-
rer Joachim Dörr: „Das ist Kooperation 
at its best!“ Ein Gewerbeverein, der das 
klassische Verständnis eines solchen ablegt und sich als Expertin-
nenpool den potentiellen Kunden präsentiert – so etwas gab es bis-
her noch nicht, lobte die Jury. Auch das professionelle PR-Konzept 
konnte punkten.

Christiane Stoll 
Vorstandsmitglied FrauenUnternehmen.de, 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

FrauenUnternehmen.de 
Wirtschaftsregion Freiburg e. V.:
1. Vorsitzende: Dörthe Fiwek
image&style
Propsteistr. 29, 79183 Waldkirch
Tel.: 07681/2092218
E-Mail: imageStyleDF@aol.com
www.imageundstyle-df.de

1999
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Gründungsgeschichte

Die Geschichte des Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter 
e. V. (VAMV) ist mit dem ,Ländle‘ eng verknüpft. Denn hier, in Herren-
berg, gründete die Lehrerin Luise Schöffel, selbst ledige Mutter eines 
Sohnes, im Jahr 1967 den „Verein lediger Mütter“, der von Beginn an 
auf überwältigende Resonanz betroffener Frauen stieß. Bis Ende der 
sechziger Jahre standen ledige Mütter unter der erzieherischen Auf-
sicht des Staates und galten als nicht geschäftsfähig. Als Unverheira-
tete hatten sie keinen Anspruch auf finanzielle Unterstützung durch 
die Väter ihrer Kinder. 

Schon ein Jahr später wurde der Verein umbenannt in „Verein allein-
stehender Mütter“, da sich geschiedene Frauen ähnlichen Problemen 
ausgesetzt sahen. Diese Probleme betrafen sowohl die gesellschaft-
liche Akzeptanz und Anerkennung als auch die gleichberechtigte 
rechtliche Anerkennung alleinstehender Mütter gegenüber verhei-
rateten Frauen und Paaren.

„Ich wollte das Recht reformieren, denn wer im Recht 
diskriminiert ist, ist es auch in der Gesellschaft.“ 
(Luise Schöffel)

Erfolgsgeschichten

Die politischen Forderungen des Vereins zeigten bald erste Wirkun-
gen: Ende der sechziger Jahre wurde die Reformierung des Unehe-
lichenrechts und die Verbesserung der Sozialgesetzgebung für Al-
leinerziehende angestoßen. 

Im Jahr 1980, fünf Jahre nach Gründung des Landesverbands Baden-
Württemberg und seiner Umbenennung in „Verband alleinerziehen-
der Mütter und Väter“, wurden das erste familienpolitische Grund-
satzprogramm verabschiedet. Es enthielt 27 Forderungen, darunter 
die Nichtanrechnung des Kindergeldes auf Sozialhilfe, die Forderung 
nach gleichem Kindergeld für jedes Kind in Höhe von 250 DM mo-
natlich, die Aufhebung des Ehegattensplittings und die Gewährung 
von Unterhaltsvorschuss für alle Kinder, die Anspruch auf Kindergeld 
haben.

In den achtziger Jahren thematisierte der VAMV bereits das Armuts-
risiko von Alleinerziehenden und führte es u. a. auf niedrige Löhne, 
Teilzeit-Erwerbsarbeit, unzureichende Kinderbetreuung und Schwie-
rigkeiten beim Wiedereinstieg in den Beruf zurück. Entsprechend 
forderten die Delegierten mehr Ganztagesschulen und flexible Öff-
nungszeiten in Kindertagesstätten.

Ein weiteres Ziel des VAMV war die Stärkung der Rechtsposition von 
Kindern im Umgangsrecht. Mit der Reform des Kindschaftsrechts im 
Jahr 1998 erhielten Kinder einen Rechtsanspruch auf Umgang mit 
beiden Eltern.

Verband alleinerziehender Mütter und Väter e. V. (VAMV) 

1975



109

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Im Jahr 2002, als die Bundesregierung die Abschaffung der Steuer-
klasse 2 für Alleinerziehende beschloss und vorsah, Alleinerziehende 
wie Singles zu besteuern, verhinderte der VAMV mit der Kampagne: 
„Ich bin kein Single!“ und mit einer Verfassungsbeschwerde vor dem 
Bundesverfassungsgericht die neuen Steuergesetze.

Daneben klärt der VAMV durch seine Publikationen auf und gibt al-
leinerziehenden Müttern und Vätern Orientierung und Unterstützung: 
Der Ratgeber „Allein erziehend – Tipps und Informationen“ wird seit 
Jahrzehnten jährlich überarbeitet und an Beratungsstellen und Ju-
gendämter abgegeben. 2006 erschien das „Schwarzbuch Hartz VI 
und Alleinerziehende“, das die sogenannten Arbeitsmarktreformen 
und deren massive Auswirkungen auf die Lebenslagen von alleiner-
ziehenden Müttern und Vätern dokumentiert.

Herausforderungen für die Zukunft

Der Unterhaltsvorschuss, die Gleichstellung ehelicher und nichtehe
licher Kinder, die Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten – all 
das sind Verbesserungen, an denen der VAMV seinen Anteil hat. 
Viele Forderungen, die seit Jahrzehnten auf der Agenda des VAMV 
stehen, sind noch nicht erfüllt und es gibt genügend Anlässe für den 
Verband, sich weiterhin politisch einzumischen. Hier seien nur die ge-
planten Verschlechterungen beim Unterhaltsvorschussgesetz, die 
anstehenden Änderungen bei der Neuregelung der elterlichen Sor-
ge für nicht verheiratete Eltern, die weiterhin unbefriedigende Be-
treuungssituation von Kindern, die bestehende Steuerungleichheit 
und die hohe Armutsquote von Alleinerziehenden genannt.

Der VAMV-Landesverband Baden-Württemberg, der landesweit die 
Interessen von 244.000 Ein-Eltern-Familien vertritt, wird seine Ziele 
auch zukünftig konsequent engagiert und in Bündnissen verfolgen.

Verband alleinerziehender Mütter und Väter
Bundesverband e. V. (VAMV)
Hasenheide 70
10967 Berlin 
Tel. 030/6959786
www.vamv.de

Landesverband Baden-Württemberg/ 
Landesgeschäftsstelle
Haußmannstraße 6
70188 Stuttgart
Telefon: 0711/24847118
Fax: 0711/24847119
E-Mail: vamv-bw@web.de

Erfahrungen ...
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Seit 60 Jahren besteht nun Baden-Württemberg und noch länger ist 
es das Bestreben der Frauen, ihren Anteil an der gesellschaftlichen 
Achtung zu erfahren: Die Emanzipationsbewegung, der Kampf der 
Frauen, um das Recht auf Bildung, Erwerbsarbeit und Privateigen-
tum, wie Männer es bereits hatten.
Etliche Frauen(-Verbände) such(t)en ihr Glück in der Anpassung an 
männliche Wertmaßstäbe und viele davon entschieden sich gegen 
Ehe und Familie, die sie als unzumutbare persönliche Einengung 
ansahen. Dabei bedachten sie nicht, dass ohne diese Familienarbeit 
unsere ganze Gesellschaft zusammenbricht.

Auf dem Höhepunkt dieser damaligen Emanzipationsbewegung 
bachte die Soziologin Dr. Gerhild Heuer die Idee einer Hausfrauenge-
werkschaft auf, um die Gleichstellung von Familien- und Erwerbsar-
beit zu erreichen. Erziehungs- und Pflegearbeit sollten nicht weiter-
hin zu Abhängigkeiten und Altersarmut führen. Dies war 1979 die 
Geburtsstunde der „Deutschen Hausfrauengewerkschaft“, die sich im 
Jahr 2000 in „Verband der Familienfrauen und -männer“ umbenannte. 
Tausende Frauen traten spontan dem Verband bei. 1988 wurde dann 
der Landesverband Baden-Württemberg gegründet. 

Und, sind wir Frauen heute viel weiter gekommen?
•	 Das geltende Unterhaltsrecht benachteiligt Mütter, besonders die 

mehrerer Kinder
•	 Der gesetzliche Güterstand der Zugewinngemeinschaft ist wäh-

rend der Ehe faktisch eine Gütertrennung (der verdienende Eltern-
teil ist allein verfügungsberechtigt über sein Einkommen)

•	 Obwohl erst der Nachwuchs das System sichert, werden Kinder-
erziehungszeiten in der Rente weitaus niedriger bewertet als Er-
werbsarbeit

•	 Frauen, die ihre Kinder in den ersten Jahren selbst betreuen und 
erziehen wollen, wird nach wie vor unterstellt, dass sie nur zu faul 
und/oder feige für Erwerbsarbeit sind

•	 Systematisch wird außerfamiliäre Kinderbetreuung ab dem ersten 
Lebensjahr als die bessere Entwicklungschance für Kinder propagiert, 
obwohl die Ergebnisse der Bindungsforschung dies widerlegen

•	 Mütterkuren werden meist erst nach Widerspruch gegen die Ab-
lehnung genehmigt

•	 Das seit 2007 ausgezahlte Elterngeld stellt lediglich einen Lohner-
satz dar und keine Würdigung der geleisteten Arbeit

•	 Das Betreuungsgeld wird vehement angegriffen und als Herdprä-
mie verunglimpft

Bilanz: Familienarbeit, also Erziehungs- und Pflegearbeit samt der 
daraus zusätzlich entstehenden Hausarbeit, erfährt auch heute 
nicht die ihr gebührende Wertschätzung. So verwundert nicht, dass 
weniger Kinder geboren werden und nur vereinzelt Männer diese 
Arbeit außerhalb der Zeit des Elterngeldes übernehmen. Doch an 
eine Geburt und die Elternzeit schließen sich viele Jahre an, in denen 
ein Kind die Fürsorge seiner Eltern braucht!

Verband der Familienfrauen und -männer e. V. (vffm)

Verband zur Förderung der eigenständigen 
finanziellen und sozialen Sicherung bei Familienarbeit
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Um unsere Gesellschaft erhalten zu können und wirkliche 
Wahlfreiheit zu haben, fordern wir:

Die Bezahlung der häuslichen Familienarbeit in Form eines steuer- 
und sozialversicherungspflichtigen Einkommens. Damit ist eben-
so eine gerechte Rente für die Erziehungsleistung gewährleistet 
wie die Unfallversicherung während der Arbeit in der Familie.

Auf Landesebene hat unser Verband zu den familienrelevanten The-
men über Anträge beim Landesfrauenrat auf die Politik eingewirkt:
Auf Anregung des vffm beschloss der Delegiertentag 2003 und 2005, 
die Landesregierung aufzufordern über den Bundesrat einen neuen, 
verbesserten und weitergehenden Gesetzentwurf zur Fortent-
wicklung der Zugewinngemeinschaft im ehelichen Güterrecht 
einzubringen. Dieser sollte die gleichberechtigte Teilhabe in der Ehe 

– nicht erst bei Scheidung – herbei führen. Der damalige Justizminis-
ter Ulrich Goll machte daraus eine Bundesrats-Initiative. 

Im gleichen Antrag wurde beschlossen, dass vor jeder Heirat (bzw. 
Eingetragenen Lebenspartnerschaft) eine für das Paar verpflichten-
de Aufklärung über die Inhalte des Eherechts, besonders den ge-
setzlichen Güterstand und die Wahlgüterstände, sowie über mög-
liche vertragliche Abweichungen sicherzustellen sei. Bisher liegen 
allerdings nur in Ludwigsburg Faltblätter aus (die den unseren sehr 
ähnlich sind).

Weiterhin wurde die Landesregierung aufgefordert, zu überprüfen, 
ob die Eintragungen in die Grundbücher des Landes mit dem 
Gleichberechtigungsgrundsatz vereinbar sind, da erfahrungsge-
mäß die Benachrichtigungen nur an den – erstgenannten – Ehe-
mann erfolgen, die Rechnung jedoch dann an beide Ehepartner er-
geht. Dies wurde vom Justizministerium weiter bearbeitet.

Ein Antrag zur Ungleichbehandlung in der Krankenversicherung 
von 2007 hat noch keine Wirkung gezeigt: bei zusammen lebenden 
Ehepaaren muss der/die Hauptverdienende die Angaben seines/r 
familienversicherten Partners/in durch Unterschrift bestätigen, bei 
getrennt lebenden Paaren reicht die Unterschrift des/der Mitversi-
cherten aus. 

2010 brachte unser Verband den Antrag ein, Beschwerden über 
die Behandlung von alleinerziehenden Müttern bzw. Schwan-
geren durch die ARGE, heute Jobcenter, zu sammeln und sich für 
die Betroffenen einzusetzen. Zu dem Brief des LfR an die Agentur für 
Arbeit, Regionaldirektion Baden-Württemberg, kam nur eine auswei-
chende Antwort. Der Landesverband bereitet nun zusammen mit 
einer Rechtsanwältin einen Runden Tisch in Schorndorf vor.

Weitere Aktionen unseres Verbandes waren u. a. Resolutionen, Pe-
titionen, Demonstrationen, Unterschriftenaktionen, (Muster-)Klagen 
und Teilnahme an Familienprotesttagen und die Ausrichtung der 
Fachtagung zum ehelichen Güterrecht.

Weitere Informationen finden Sie unter 
www.dhg-vffm.de

Verband der Familienfrauen und -männer e. V. (vffm)
Silke Bürger-Kühn
Uhlandstraße 105, 
73614 Schorndorf
E-Mail: sbuergerkuehn@dhg-vffm.de 

1988
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„Meilenweit für Familien“ gehen Mütterzentren seit ihrer Entstehung 
Mitte der 80er Jahre. Am 13. Mai, vor dem Muttertag 2006 nahmen 
viele Mütterzentren dieses Motto sogar wörtlich. Mit Kind und Kegel 
kamen sie in acht Ländern Europas an den Start, um ihre Kinderwa-
gen unter dem gemeinsamen Motto „Move the pram – move the 
world“ bis ins Guinness-Buch der Rekorde zu schieben. Damit zeig-
ten Mütterzentren, dass sie auch auf spektakuläre Art und Weise für 
die Interessen von Familien eintreten können. In der Regel machen 
sie nicht so viel Aufheben. Sie schaffen einfach, was für Familien gut 
ist. Konkret und kontinuierlich.

Wenn es aber nötig ist, machen die verantwortlichen – zumeist – 
Frauen öffentlich auf sich aufmerksam und legen dabei Finger auf 
wunde Stellen der Politik. Beispielsweise als sie 1998 bundesweit auf 
Plakaten skandierten „Das könnte bald Ihr täglich Brot sein – Wenn 
Sie Mutter werden, bekommen Sie keinen Pfennig Lohn und prak-
tisch keine Rente“. Über dem Slogan war – Miau! – eine Katzenfut-
terdose zu sehen. 
Das Mütterforum hatte das Kinderwagenschieben im Ländle insze-
niert und war ebenfalls an der Plakataktion beteiligt. 1992 bereitete 
Barbara Schäfer, frauenpolitisch ambitionierte Familienministerin im 
Kabinett Späth, den Weg zur Gründung des Vereins Mütterforum. 
1994 unter Familienministerin Brigitte Unger-Soyka nahm die Lan-
desregierung das Mütterforum in ihre Regelförderung auf. 

Das Mütterforum ist das gemeinsame Dach der baden-württem-
bergischen Mütterzentren, Familienzentren und Mehrgenerationen
häuser. Seit 20 Jahren wirkt der Landesverband für Anerkennung 
und Fortschritt der Mütterzentren, indem er ihnen auf Landesebene 
eine Stimme gibt. So machen es die Mütterzentren an rund 50 Orten 

für Menschen aller Altersklassen, Schichten und Kulturen. In Famili-
enselbsthilfe fordern und befördern die in den Mütterzentren täti-
gen Frauen den sozialen Wandel im Sinne von Familien. Das Mütter-
forum stärkt ihnen dabei den Rücken. Der Erhalt der Mütterzentren 
durchs „Gehör verschaffen“ ist dabei stets ein Verbandsthema. Direkt 
im Gespräch oder indirekt durch aktives Mitwirken in frauen- und 
familienpolitisch wirksamen Verbänden, nimmt das Mütterforum 
Einfluss auf Bestandsschutz und Progression seiner Mitgliedszentren. 
„Unter den 54 Verbänden macht das Mütterforum, das seit 1992 Mit-
glied im Landesfrauenrat ist, einen wesentlichen Lebensbereich 
von Frauen sichtbar, also öffentlich und damit zum Gegenstand 
politischer Tagesarbeit von Frauen: den der Arbeit für die nächste 
Generation und die Freude an deren Heranwachsen, den des täg-
lichen Engagements für ein gutes nachbarschaftliches Miteinander 
von Generationen, Familienformen, Ethnien, Kulturen und schließ-
lich: den der Entwicklung und der Umsetzung innovativer Ansätze 
im Bereich der sozialen Infrastruktur“ schrieben Angelika Klingel und 
Elke Erlecke, Landesfrauenrat in der Müfo-Verbandszeitung WeitBlick. 
Unter der Überschrift „Emanzipative Ansätze sozialer Infrastruktur“, 
führten sie fort: „Mütterzentren machen deutlich, welch innovatives 
Potential entstehen kann, wenn Frauen ihr Alltagswissen lösungsori-
entiert zusammenbringen.“ 

Diese Vorgehensweise nahm vor fast 30 Jahren ihren Anfang als Ge-
genbewegung zur klassischen Familienbildung. Viele Mütter hatten 
seinerzeit den Wunsch, mit ihren und den Lebenserfahrungen und 
Kompetenzen anderer Mütter, Kindererziehung zur Gemeinschafts-
aufgabe zu machen. Die ersten Mütterzentren entstanden in Salz-
gitter, München und Darmstadt. Ihnen folgten schnell weitere, vor 
allem in Baden-Württemberg.

Mütterforum Baden-Württemberg e. V.

Eine Lobby für die Selbsthilfe von Familien
Seit 20 Jahren macht sich das Mütterforum in der Landespolitik für die Mütterzentren 
in Baden-Württemberg stark
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Die praxisnahe Lektüre „Mütter im Zentrum – Mütterzentren“ moti
vierte viele Frauen, es den Pionierinnen gleichzutun. Eine rasante 
Entwicklung, die Ländergrenzen sprengte, nahm ihren Lauf. Die Idee 
begeisterte viele Mütter an so vielen Orten, dass es heutzutage welt-
weit rund 1.000 Mütterzentren in 23 Ländern gibt. Mit ihnen tritt das 
von Frauen geprägte Familienleben aus der Isolation der Privatsphäre 
ins Licht der Öffentlichkeit. Das Familienleben wird ein Teil des Ge-
meinwesens und eine Visitenkarte für gelebte Basis-Demokratie. Im 
Mütterforum sind zahlreiche Aktive der ersten Stunden „Familien-
selbsthilfe“ aktiv. Eingebunden in die Lobbyarbeit des Bundesver-
bandes sowie in ein internationales Netzwerk, sehen sie nach wie vor 
eine ihrer Aufgaben darin, den Exportschlager Mütterzentren zu ver-
breiten. Das Mütterforum bietet den Frauen Starthilfe an. Es bereitet 
dabei den Boden für „lebendige Nachbarschaften“ in Mütterzentren. 

Bereits 2001 hielt das Mütterforum in Stuttgart „die Fahnen“ für 
„Lebendige Nachbar-schaften“ hoch. Zu dieser und den bereits er-
wähnten Aktionen gesellen sich weitere Meilensteine der verbandli-
chen Breitenwirkung wie die Teilnahme an der Weltfrauenkonferenz 
in Peking (1995), der Bundeskongress der Mütterzentren in Leinfel-
den-Echterdingen oder die UN-Habitat Konferenz in Istanbul (1996). 
Das Mütterforum war Mitveranstalter der Grassroots Womens‘ Aca-
demy auf der Expo 2000. Der Verband gewann den Dubai Awards 
of Best Practice to improve the living environment (2002). Er orga-
nisierte den ersten Mütterzentrums-Fachtag zur „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (2004). Seit 2006 sind Frauen des Mütterforums 
regelmäßig auf dem World Urban Forum vertreten. Sie haben die 
internationale Mütterzentrums-Kampagne und Konferenz zum The-
ma „How do we want to raise our children?“ im Jahr 2006 mit auf den 
Weg gebracht. Seit 2006 sind der Landesverband und seine Zentren 
außerdem ausgezeichnete „kreative Orte“ im „Land der Ideen“. 

Seit 2007 ist das Mütterforum ein geförderter Lernpartner im EU-Pro-
gramm GRUNDTVIG. 2008 folgte die längst überfällige Anerkennung 
des Mütterforums als offizieller Träger der Familienbildung nach der 
Mitentwicklung des Landesprogramms STÄRKE. Die Liste wird sich 
fortschreiben, denn den Zentrums-Frauen liegt der soziale Wandel 
am Herzen. Sie erreichen diesen, indem sie daran mitwirken. In 
Zeiten politisch gewollter Bürgerbeteiligung scheinen Mütterzentren 
wie eine wahr gewordene Vision gesellschaftlichen Miteinanders. Im 
Miteinander sind sie Expertinnen und somit fähige Partnerinnen im 

Prozess, den die junge Landesregierung angestoßen hat. Gisela Erler, 
die erste Staatsrätin für Bürgerengagement und Zivilgesellschaft 
weiß das bereits, denn sie kennt die Mütterzentren. Das Mütterforum 
wird sie fragen: „Wie wird Bürgerbeteiligung zum gesellschaftlichen 
Allgemeingut? Wie werden diejenigen gehört, die nicht gehört wer-
den? Welche Rolle gibt sich das Land in diesem Prozess?“ und „Was 
können die Mütterzentren auf Basis ihrer jahrzehntelangen Erfahrung 
dazu beitragen?“ 

Mütterzentren dürfen von sich behaupten, insbesondere diejenigen 
zu Wort kommen zu lassen, zu hören und zu beteiligen, die sonst we-
nig oder gar nicht gehört werden. Wir leben dieses Prinzip, welches 
Vertrauen schafft. Wir möchten diese funktionierende Vorgehenswei-
se und Haltung auf Landesebene nun gerne gemeinsam debattieren 
und Systeme entwickeln, die eine lebendige Bürgergesellschaft und 
damit die Mütterzentren für die Zukunft strukturell absichern. 

Petra Renz
Mütterforum Baden-Württemberg e. V.

Mütterforum Baden-Württemberg e. V.
Ludwigstr. 41-43, 70176 Stuttgart
www.muetterforum.de

1992
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Mit ihrer Gründung am 19. November 1996 brachte die Landes-
arbeitsgemeinschaft Mädchenpolitik „Neue Bälle ins politische Spiel“ 
der Jugendpolitik in Baden-Württemberg (so der Titel der Grün-
dungsveranstaltung). Ihr ging eine engagierte Auseinandersetzung 
mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz voraus, das 1991 in den alten 
Bundesländern in Kraft getreten war. Erstmals waren mit dem neu-
en Gesetz die Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenslagen 
von Mädchen und Jungen in allen Leistungsbereichen der Jugend-
hilfe sowie der Abbau von Benachteiligungen festgeschrieben (§ 9,3 
KJHG). Auch die gesetzlich verankerte Beteiligung der Freien Träger 
an der Jugendhilfeplanung sowie der Adressatinnen selbst – also 
der Frauen aus der Mädchenarbeit und der Mädchen – löste neuen 
Schwung aus. In zahlreichen Praxisforschungsprojekten, Tagungen 
und Arbeitsgruppen diskutierten Fachfrauen landesweit die Umset-
zung des gesetzlichen Auftrags (z. B. auf der Fachtagung „Lieber gut 
vernetzt als die Letzte am Seil“, 1995). Ausschlaggebend war die Er-
fahrung, dass eine übergreifende Struktur fehlte, in der das Potential, 
die Expertise und die Standards der Mädchenarbeit im Land gebün-
delt sind. 

Mit der Gründung der LAG Mädchenpolitik gab es schließlich eine 
Stimme für die Mädchenarbeit auf Landesebene, die übergreifende 
Strategien der Absicherung und Weiterentwicklung von Mädchen-
arbeit in die entsprechenden politischen Gremien einbringen konn-
te. Mit der Organisation der LAG Mädchenpolitik wurde darüber 
hinaus eine Institutionalisierung des Einmischens und des Querden-

kens erreicht – eine Struktur, in der die Anliegen der Mädchenarbeit 
übergreifend, aber selbstständig weiterbetrieben werden können 
und die aus der Landesgeschichte der politischen Kinder- und Ju-
gendhilfe nicht mehr wegzudenken ist (vgl. Prof. Dr. Maria Bitzan 
in ihrem Festvortrag anlässlich des 15-jährigen Bestehens der LAG 
Mädchenpolitik, 2011).

Zu den rund 120 Mitgliedern der LAG Mädchenpolitik (Stand: Janu-
ar 2012) zählen insbesondere die kommunalen Arbeitskreise und 
Arbeitsgemeinschaften der Mädchenarbeit in Baden-Württemberg, 
die stadt- oder landkreisweit agieren. Weiterhin sind zahlreiche Ein-
richtungen und Träger aus dem gesamten Spektrum der Kinder- und 
Jugendhilfe, aber auch aus angrenzenden Arbeitsfeldern wie Bildung, 
Gesundheitswesen oder Gleichstellungsarbeit Mitglied in der LAG 
Mädchenpolitik, z. B. Mädchenprojekte, Jugendhäuser, Beratungs-
stellen, Einrichtungen der Erzieherischen Hilfen oder Träger von Maß-
nahmen für Jugendliche im Übergang von der Schule in den Beruf. 

Als Kontakt- und Informationsstelle bietet die LAG Mädchenpolitik 
eine landesweite und trägerübergreifende Vernetzung. Durch Fort-
bildungen und Fachveröffentlichungen bietet sie ein Forum für die 
Reflexion des pädagogischen Alltags in der Mädchenarbeit und für 
eine mädchenpolitische Standortbestimmung. Im Bereich der Lob-
by- und Gremienarbeit ist die LAG Mädchenpolitik u. a. im Beirat für 
soziale Jugendhilfe und im Landeskuratorium für außerschulische 
Jugendbildung vertreten. 

Landesarbeitsgemeinschaft Mädchenpolitik Baden-Württemberg 
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Den Ausgangs- und Mittelpunkt der Arbeit stellen die sich permanent 
verändernden Lebenslagen von Mädchen und jungen Frauen dar. Die 
Lebenslagen von Mädchen sind heute – nicht zuletzt dank der Frau-
enbewegung – vielfältig. Damit stehen Mädchen zugleich vor erheb-
lichen Entscheidungszwängen, die eine Vielfalt der Möglichkeiten mit 
sich bringt. Gleichzeitig suggerieren neue Bilder von selbstbewuss-
ten und attraktiven Mädchen, dass sie gleichberechtigt sind und es 
von jeder persönlich abhängt, was sie aus ihrem Leben macht. Hier 
wird erstens übersehen, dass es neben dem Geschlecht von wei-
teren Lebenslagenfaktoren wie familiärer Kontext, Bildung, Schicht- 
oder Kulturzugehörigkeit abhängt, wie stark Mädchen tatsächlich 
von den gesellschaftlichen Rollenerweiterungen profitieren können. 
Zweitens werden nach wie vor bestehende strukturelle Benachteili-
gungen in zentralen gesellschaftlichen Bereichen im Hinblick auf die 
Kategorie Geschlecht verdeckt – beispielsweise im Übergang von 
der Schule in den Beruf, wo sich die höheren Bildungsabschlüsse 
von Mädchen weiterhin nicht positiv auf ihre Chancen in Ausbil-
dung, Beruf, Lohnniveau und Karriereplanung niederschlagen. 
Die zentralen Ziele von Mädchenarbeit sind daher die individuelle 
Stärkung und Förderung von Mädchen und die weitere Sensibilisie-
rung für ihre Belange und Interessen im öffentlichen Bewusstsein. 
Mädchenpolitik wirkt darauf hin, die Interessen und Bedürfnisse von 
Mädchen und jungen Frauen in den Strukturen unserer Gesellschaft 
zu berücksichtigen. Die LAG Mädchenpolitik verfolgt deshalb mit 
dem Leitgedanken „Mädchenarbeit braucht Mädchenpolitik!“ das 
Ziel, die Belange von Mädchen und jungen Frauen in allen Bereichen, 
die sie betreffen, zu verankern. 

Entsprechend der Vielfalt der Lebenslagen von Mädchen sind auch 
die Themen der LAG Mädchenpolitik vielfältig und differenzieren 
sich zunehmend aus. 2011 hat sich z. B. unter dem Dach der LAG 
Mädchenpolitik das Netzwerk Teilzeitausbildung Baden-Württem-
berg als Forum zur fachlichen Diskussion und Weiterentwicklung 
des Modells der Berufsausbildung in Teilzeit (z. B. aufgrund von El-
ternschaft junger Mütter und Väter) gegründet. Und gemeinsam mit 
der LAG Jungenarbeit bietet die LAG Mädchenpolitik seit 2012 eine 
Internetplattform zur Weiterentwicklung der Genderpädagogik in 
Baden-Württemberg an. 

LAG Mädchenpolitik Baden-Württemberg
Siemensstr. 11, 70469 Stuttgart
Tel. / Fax: 0711/ 8382157
info@lag-maedchenpolitik-bw.de
www.lag-maedchenpolitik-bw.de 
www.maedchen-in-ausbildung.de 
www.gender-bw.de

1996
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Der Mädchengesundheitsladen wurde 1990 gegründet und war bis 
1993 ein Modellprojekt, das durch die Kommission Frauenforschung 
Baden-Württemberg, die zunächst beim Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit, Familie und Sozialordnung, später dann beim Ministerium 
für Familie, Frauen, Weiterbildung und Kunst angesiedelt war, geför-
dert wurde. 

Initiiert wurde das Projekt vor dem Hintergrund einer sich wandeln-
den Diskussion innerhalb der Gesundheitspädagogik, wonach Ge-
sundheit nur als Zusammenspiel geistiger, seelischer, körperlicher 
und sozialer Faktoren verstanden werden kann (vgl. WHO-Definition).

Was bedeutet das für ein Praxisprojekt?

Wir rücken die je spezifischen Lebensumstände und gesellschaft-
lichen Partizipationsmöglichkeiten, die für Mädchen nach wie vor 
in vieler Hinsicht anders waren und sind als für Jungen ins Blickfeld, 
z. B. Situation auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, Tabuisierung 
des weiblichen Körpers mit seinen geschlechtlichen Funktionen bei 
gleichzeitiger Vermarktung durch Werbung sowie Sexismus, sexuali-
sierte Gewalterfahrungen, enge weibliche Schönheitsnormen u. s. w.
Mädchenspezifische Gesundheitsstörungen wie z. B. gestörtes Ess-
verhalten, selbstverletzendes Verhalten und erhöhter Medikamen-
tenkonsum weisen darauf hin, dass durch die Manipulation des Kör-
pers Befindlichkeitsstörungen, pubertätsbedingte Schwierigkeiten, 
sexuelle Ängste und Schwierigkeiten, die sich aus den individuellen 
Lebenslagen ergeben, bewältigt werden sollen.

Aufgabe und Ziel unserer Arbeit war und ist es, Mädchen dabei zu 
unterstützen, ein positiveres Selbstbild und Körpergefühl zu entwi-
ckeln, eine Auseinandersetzung mit ihrer Situation als heranreifende 
Frau, mit ihrer Sexualität und Weiblichkeit zu ermöglichen und auf 
andere, extrovertiertere Konfliktbewältigungsstrategien als die Ma-
nipulation des Körpers zurück zu greifen. 

Mädchengesundheitsladen
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Trotz hoher Nachfrage, einer erfolgreichen Praxis und spannenden 
Evaluationen mussten wir uns bereits nach zwei Jahren mit der Exis-
tenzfrage beschäftigen – die Annahme, dass ein gutes, erfolgreiches 
Mädchenprojekt automatisch eine Anschlussfinanzierung erhält, war 
zugegebenermaßen eine naive Vorstellung, von der wir uns verab-
schieden mussten und die eine mehrere Jahre andauernde Tour 
durch Verwaltungen, Politik und Öffentlichkeit nach sich zog, um für 
die Fortführung des Projekts zu werben. 1996 war es dann soweit – die 
Stadt bezuschusste eine Regelfinanzierung mit zwei Personalstellen.
Seit Beginn unserer Arbeit haben wir über 3.000 Veranstaltungen 
und Projekt durchgeführt und zahlreiche Mädchen durch die Pu-
bertät begleitet. Wir sind eine etablierte Anlaufstelle im Bereich Ge-
sundheitsförderung, Sexualerziehung, Sucht- und Gewaltprävention 
geworden und die Nachfrage nach unseren Angeboten übersteigt 
die Kapazitäten bei Weitem.

Doch was hat sich verändert in den über 20 Jahren? 

Mädchensein hat sich in den letzten 20 Jahren stark gewandelt. Ei-
nerseits scheint alles möglich zu sein, andererseits haben sich die 
Bildungs- unsd Leistungsanforderungen verschärft, das Schönheits- 
und Schlankheitsdiktat ist viel rigider geworden und soziale Bezie-
hungen haben sich durch das Web 2.0 stark verändert und sind brü-
chiger geworden. 

Die Frage jedoch, die viele Mädchen in der Pubertät nach wie vor 
zentral beschäftigt „Bin ich richtig so wie ich bin?“, scheint für die 
Mädchen nicht einfacher geworden zu sein. Die Zunahme von z. B. 
aggressivem und autoaggressivem Verhalten und die Verlagerung 
von physischen zu psychischen Störungen machen dies deutlich 
und hat insbesondere im Beratungsbereich zu inhaltlichen Verschie-
bungen und Erweiterungen geführt.
 
Eine gewichtige Weiterentwicklung unserer Arbeit war, und das ist 
für eine Mädcheneinrichtung vielleicht ungewöhnlich, dass wir uns 
bereits Mitte der 90er Jahre für eine Einrichtung für Jungen zur Ge-
sundheitsförderung eingesetzt haben und dies seit 2008 auch um-
setzen können. „Jungen im Blick“ ist eine eigenständige Einrichtung 
unter derselben Trägerschaft, mit der wir an vielen Stellen spannen-
de, gute und wirkungsvolle Kooperationen durchführen. So können 
wir an allen „Fronten“ gendersensibel arbeiten.

Der Mädchengesundheitsladen wird auch in Zukunft die Themen, die 
Mädchen im Kontext unsere Arbeit beschäftigen, nach außen tragen, 
inhaltliche Impulse setzen und fachpolitische Diskurse mitgestalten. 

Mädchengesundheitsladen
Lindenspürstraße 32
70176 Stuttgart
www.maedchengesundheitsladen.de

Gründung: 01.11.1990

1990
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Gründung des Netzwerkes

Im Jahr 1996 gründete sich der verbandsübergreifende Arbeitskreis 
zur Frauenhausfinanzierung (vak), dem Vertreterinnen des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, LV Baden-Württemberg, 
der Caritasverbände der Erzdiözese Freiburg e. V. und Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart e. V., der Diakonischen Werke Württemberg und 
Baden, der Landesarbeitsgemeinschaft der autonomen Frauenhäu-
ser in Baden-Württemberg und des Sozialdienstes katholischer Frau-
en angehören.

Die aktuelle Situation der Frauen- und Kinderschutzhäuser 
in Baden-Württemberg – insbesondere unter dem Aspekt 
der Finanzierung

In Baden-Württemberg gibt es aktuell 40 Frauen- und Kinderschutz-
häuser mit ungefähr 710 Plätzen. Jährlich suchen annähernd 1.900 
Frauen und etwa ebenso viele Kinder Schutz und Zuflucht. Die Fi-
nanzierung der Frauenhäuser in Baden-Württemberg ist sehr unein-
heitlich und basiert im Wesentlichen auf Tagessätzen, die mit dem 
Kostenträger vereinbart sind. Über das Land Baden-Württemberg 
können Zuschüsse zum laufenden Unterhalt und zu den Investiti-
onskosten beantragt werden. Diese finanzielle Unterstützung durch 
das Land Baden-Württemberg konnte durch die politische Lobbyar-
beit des vak erreicht werden. Darüber hinaus finanzieren sich die 
Frauenhäuser über Mitgliedsbeiträge, Bußgelder und Spenden. 

Problematisch bei dieser Form der Finanzierung ist, dass die Frauen-
hausträger – in der Regel kleine Vereine, die aus der kirchlichen oder 
feministischen Bewegung entstanden sind – das Belegungs- und 
Finanzierungsrisiko vollständig selbst tragen. Ein weiteres Problem 
dieser Form der Finanzierung ist, dass jährlich ca. 15 % der schutzsu-
chenden Frauen keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II 
haben, da sie berufstätig, in Ausbildung oder im Studium sind oder 
einen ungesicherten Aufenthaltsstatus haben. Wenn der örtliche 
Kostenträger diese Frauen und ihre Kinder nicht nach dem SGB XII 
finanziert – wozu er gesetzlich nicht verpflichtet ist – müssen die 
Frauen die Tagessätze für die Zeit, die sie im Frauenhaus verbringen, 
selbst aufbringen. Das bedeutet für eine Frau mit zwei Kindern eine 

Der verbandsübergreifende Arbeitskreis 
zur Frauenhausfinanzierung (vak)
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monatliche Belastung von mehr als 3.000,– €. Erschwerend kommt 
für die Frauen hinzu, dass wenn sie aufgrund ihrer Gefährdungslage 
aus einem anderen Landkreis oder Bundesland fliehen mussten, die 
Kosten durch ihren Herkunftskreis immer wieder nicht übernom-
men werden. Eine Verweigerung der Kostenübernahme durch die 
Herkunftskreise führt dann nicht selten dazu, dass die Frauen im 
Frauenhaus nicht aufgenommen werden dürfen oder dass die Frau-
enhausträger auf den Kosten ‚sitzen bleiben‘.

Aufgaben und Zielsetzung des Netzwerkes

Im Januar 1997 wurden von den Freien Trägerverbänden gemeinsa-
me konzeptionelle Eckpunkte für die Arbeit der ihnen angeschlos-
senen Frauenhäuser verabschiedet. Die konzeptionellen Eckpunkte 
beschreiben die wesentlichen Aufgaben – Schutz, Zuflucht, Beglei-
tung und Beratung für von Gewalt betroffenen Frauen, Mädchen 
und Jungen, Öffentlichkeitsarbeit und Präventionsarbeit – und die 
dafür notwendigen Rahmenbedingungen wie Überörtlichkeit und 
eine ausreichende Finanzierung der Personal- und Sachkosten. 

Seit 2001 erhebt der vak jährlich eine umfangreiche Statistik, in der 
Belegungssituation, Verweildauer der Frauen und Kinder, die Finan-
zierungsgrundlagen und viele weitere Details der Frauenhausarbeit 
erfasst werden. 

In der Praxis der Frauenhausarbeit zeigt sich, dass in der Zielsetzung 
alle Häuser ein vergleichbares Konzept verfolgen, dass dieses jedoch 
aufgrund unterschiedlicher finanzieller Ressourcen in unterschiedli-
chem Umfang und Intensität ausgeführt wird. Die Intensität der Be-
gleitung bei der Verarbeitung der traumatischen Gewalterfahrun-
gen, insbesondere auch der Kinder, das Angebot an nachbetreuen-
der und externer Beratung sowie der Umfang der Präventions- und 
Öffentlichkeitsarbeit hängt von der personellen Ausstattung des 
Hauses und der finanziellen Absicherung der Leistungen ab. 

Von daher ist eine wesentliche Aufgabe des Netzwerkes die politische 
Öffentlichkeitsarbeit auf Landesebene, um eine gesicherte Finanzie-
rung der Frauenhausarbeit in Baden-Württemberg zu erreichen. 

Der vak setzt sich für eine landeseinheitliche und einzelfallunab-
hängige Finanzierung der Frauenhäuser ein. Wäre dies umgesetzt, 
würde jede Frau – ob mit oder ohne Kind – unabhängig von ihrem 
Einkommen, ihrem Herkunftsort und ihrer Herkunft sowie ihrem Auf-
enthaltsstatus den für sie notwendigen Schutz sowie die Begleitung 
und Beratung zur Bewältigung der erlebten Gewalt erhalten. Diese 
Zielsetzung hat sich von 1996 bis 2012 – leider – nicht verändert.

Ausblick

Im ersten Halbjahr 2012 wird unter der Regie des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren eine Arbeits-
gruppe installiert, die Grundlagen für eine landeseinheitliche Finan-
zierung der Frauenhäuser schaffen soll. Beteiligt sind neben dem vak 
auch die Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauenbe-
auftragten sowie Vertreter/innen der kommunalen Spitzenverbände 
und der Regionaldirektion.

Der verbandsübergreifende Arbeitskreis 
zur Frauenhausfinanzierung (vak)
Kontakt Ute Walker
Der Paritätische Baden-Württemberg
www.paritaet-bw.de

1996
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Das Bündnis gegen Zwangsprostitution und Menschenhandel Ba-
den-Württemberg wurde im Jahr 2005 auf die Initiative der dama-
ligen Leiterin des Fraueninformationszentrums FIZ, Beate Meinzolt, 
in Stuttgart gegründet. Im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft der 
Männer wurde von den Fachberatungsstellen für Opfer von Men-
schenhandel ein mit der WM einhergehender Anstieg der Zwangs-
prostitution in Deutschland befürchtet. Um die entsprechende Kam-
pagne und auch die politischen Anliegen der Fachberatungsstellen 
besser vorantreiben zu können, wurden gezielt BündnispartnerInnen 
aus Politik, Kommunen und Kirchen angesprochen. 
Die Kampagnenarbeit zielte darauf ab, Freier im Hinblick auf die 
Problematik Zwangsprostitution zu sensibilisieren. Außerdem wur-
de eine Podiumsdiskussion in der Leonhardskirche Stuttgart veran
staltet, bei der VertreterInnen des DGB, der Evangelischen Kirche 
Württemberg, der Fachberatungsstellen und der Landeshauptstadt 
Stuttgart an die Öffentlichkeit und auch an Ihre eigenen Instituti-
onen appellierten, vor dieser gravierenden Menschenrechtsverlet-
zung nicht die Augen zu verschließen. 

Inzwischen arbeiten in dem Netzwerk etwa 20 aktive Mitglieder zu-
sammen – darunter die Fachberatungsstellen FIZ Stuttgart, FreiJa  
Freiburg und Mitternachtsmission Heilbronn, ferner: Büro für Chancen-
gleichheit beim Evangelischen Oberkirchenrat Stuttgart, Diakonisches 

Werk Baden, Diakonisches Werk Württemberg, Evangelische Frauen 
in Württemberg, Diözese Rottenburg-Stuttgart, DGB-Bezirksfrauen 
Baden-Württemberg, Landesfrauenrat Baden-Württemberg, Landes
arbeitsgemeinschaft kommunaler Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragter, Bündnis 90/ DIE GRÜNEN Baden-Württemberg LAG Frauenpo-
litik, TERRE DES FEMMES, ZONTA und andere mehr.

Ziel des Bündnisses ist es, Menschenhandel und Zwangsprostitution 
einzudämmen, sowie Frauen, die Opfer geworden sind, zu schützen. 
Außerdem soll in den Herkunftsländern der Frauen durch präventive 
Maßnahmen dem Menschenhandel entgegen gewirkt werden. 

In der ersten Zeit arbeitete das Bündnis in losem Verbund als Träger- 
und Institutionen- übergreifende Arbeitsgruppe. Es wurde schnell 
deutlich, dass eine gute Vernetzung und eine abgestimmte Lobbyar-
beit Raum, Zeit und Geld brauchen; für die koordinierenden Tätig-
keiten spendete ZONTA für eine gewisse Zeit an TERRE DES FEMMES. 
Als dieses Geld aufgebraucht war, hat die Synode der Evangelischen 
Landeskirche Württemberg im Jahr 2007 die Finanzierung einer Koor-
dinierungsstelle mit einem Stellenumfang von 30 Prozent befristet auf 
drei Jahre beschlossen. Die Koordinierungsstelle wurde beim Diakoni-
schen Werk Württemberg im Fachbereich Migration angesiedelt. Seit 
Januar 2012 arbeitet das Bündnis wieder ohne Koordinierungsstelle. 

Bündnis gegen Zwangsprostitution und 
Menschenhandel Baden-Württemberg
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Ein Schritt in die richtige Richtung wurde 2007 vollzogen: Unter 
Beteiligung der Fachberatungsstellen wurde ein „Leitfaden für die 
Kooperation zwischen Behörden und Fachberatungsstellen in Ba-
den-Württemberg zur Verbesserung des Schutzes von Opfern und 
der Strafverfolgung in Fällen von Menschenhandel zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung“ erarbeitet und verabschiedet. Die Federfüh-
rung hierfür lag beim Sozialministerium. 

Ebenfalls 2007 lud der Landtag zu einer öffentlichen Anhörung zum 
Thema Zwangsprostitution. Beate Meinzolt sprach im Namen des 
Bündnis’ und stellte Forderungen im Hinblick auf einen besseren Op-
ferschutz. Durch intensive Lobbyarbeit und eine interfraktionelle Ini-
tiative der frauenpolitischen Sprecherinnen aller Landtagsfraktionen 
konnte erreicht werden, dass das Land Baden-Württemberg im Jahr 
2008 einen Fonds in Höhe von 100.000 Euro im Jahr eingerichtet hat: 
den sogenannten Opferfonds. Aus dem Fonds können Menschen 
aus EU-Beitrittsstaaten, die zur Arbeitssuche nach Deutschland ge-
kommen und hier Opfer von Zwangsprostitution geworden sind, 
Mittel gewährt werden. Damit konnte eine bis dahin bestehende 
Alimentierungslücke geschlossen werden. 

Seit 2007 moderiert das Sozialministerium den Runden Tisch Men-
schenhandel. An ihm arbeiten die beteiligten Ministerien (Innen, 
Justiz und Soziales), der Städte- und Landkreistag und Vertreterin-
nen des Bündnis’ zusammen. Der Fokus liegt hier auf der Strafverfol-
gung und den Opferschutzrechten. 

2010 wurde eine Internationale Konsultation durchgeführt. 130 Teil-
nehmende aus den Bereichen Politik, Polizei, kommunale Gleich-
stellung, Beratungsstellen, Frauenhäusern und Gesundheitsämtern 
veranschaulichten den Handlungsbedarf. Mit Expertinnen aus Bul-
garien und Rumänien konnten hier Präventions- und Re-Integrati-
onsmaßnahmen diskutiert und Kontakte aufgenommen werden. Die 
Notlagen in den Herkunftsländern, die Skrupellosigkeit der Händler 
und die Nachfrage nach sexuellen Dienstleistungen hier bereiten 
den Boden für diese menschenverachtende Form der Ausbeutung, 
die als Teil der Arbeitsmigration von Frauen angesehen werden muss. 

Die Arbeit des Bündnis’ resultiert nun in verschiedenen internatio-
nalen Projekten, in denen ExpertInnen in den Herkunftsländern mit 
Fachkräften in Deutschland kooperieren, um diesen Zusammenhän-
gen effektiver entgegentreten zu können. 

Was zu tun bleibt: 

Die Arbeit der Fachberatungsstellen steht nach wie vor auf zu unsi-
cheren Beinen; sie braucht eine verlässliche Finanzierung. Nicht zu-
letzt der Prozess gegen die Menschenhändler des Flatrate-Bordells 
in Fellbach hat gezeigt, dass die Begleitung der Zeuginnen während 
des Prozesses für die Fachkräfte sehr zeitintensiv und anstrengend 
ist. Hier braucht es mehr Ressourcen und eine Haltung gegenüber 
den Opfern, die anerkennt, welche Leistung eine Aussage bedeu-
tet, und die sich in der Prozessordnung niederschlägt. Die Qualität 
der Zeuginnenbegleitung trägt maßgeblich zur Qualität des ganzen 
Prozesses bei. Wo keine verwertbare Aussage, da kein angemesse-
nes Urteil. 

Die Fachberatungsstellen sehen sich zunehmend mit einer weite-
ren Form von Menschenhandel konfrontiert: dem Menschenhandel 
zum Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft. Eine vom FIZ initiierte, 
ebenfalls breit aufgestellte Arbeitsgruppe, befindet sich gerade in 
der Gründung. 

Tanja Urban

Bündnis gegen Zwangsprostitution
Kontakt Diakonisches Werk Württemberg
www.diakonie-wuerttemberg.de

2005
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Baden-Württemberg ist das Flächenland mit dem höchsten Migran-
tenanteil: Jeder vierte Einwohner und jeder dritte Jugendliche hat 
ausländische Wurzeln, insgesamt 2,8 Millionen Baden-Württember-
gerinnen und Baden-Württemberger. Diese Zahlen verleihen der 
Integrationspolitik ein besonderes Gewicht.

Frauen mit Migrationshintergrund stehen oftmals am Rande integrati-
onspolitischer Debatten. Sie wurden auch schon als „die unsichtbare 
Hälfte“ bezeichnet, da sich die Migrationsforschung eher auf Männer 
bezieht. Dabei machen Frauen die Hälfte der Bevölkerung aus. 

Mittlerweile werden Migrantinnen häufiger wahrgenommen. Oft-
mals sind es leider negative Nachrichten, die Schlagzeilen machen: 
Zwangsverheiratung und häusliche Gewalt, Frauenhandel, Kopftuch 
und Unterdrückung. Eher selten wird über Migrantinnen, ihren All-
tag und geglückte Integration berichtet. 

Die meisten Migrantinnen sind gut integriert. Viele sind bildungsori-
entiert. Mädchen mit Migrationshintergrund sind in den Schulen oft 
erfolgreicher als Jungen. Sie verfolgen auch häufiger höherwertige 
Bildungsabschlüsse: Im Jahr 2010 machten 16 Prozent der Baden-
Württembergerinnen mit Migrationshintergrund das Abitur und 
damit häufiger als ihre männlichen Kollegen mit Migrationshinter-
grund (14 Prozent). Auch der Anteil der 25- bis 35-jährigen Migran-
tinnen mit Universitätsabschluss (13 Prozent) liegt höher als bei den 
gleichaltrigen Migranten (10 Prozent). 

In der Familie nehmen Frauen mit Migrationshintergrund oft eine 
Schlüsselrolle ein. Sie sind Ansprechpartner für Kindergarten und 
Schule, für Freunde und Verwandte, sorgen für die Gesundheit und 
die Freizeitgestaltung ihrer Kinder. 

Liebe Leserinnen und Leser,

Ministerium für Integration Baden-Württemberg
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Aber es gibt auch Schattenseiten: Immer noch kommt es vor, dass 
Mädchen mit Migrationshintergrund nicht am Sport- oder Schwim-
munterricht teilnehmen dürfen; immer noch werden zu viele Frauen 
zwangsverheiratet und sind Opfer häuslicher Gewalt. 

Wir dürfen nicht hinnehmen, dass die geltenden Grundrechte und 
Gesetze – aus welchen Gründen auch immer – keine Geltung finden. 
Es liegt im Interesse unserer Gesellschaft, Frauen mit Migrationshin-
tergrund Möglichkeiten zur Teilhabe zu bieten. 

Aufklärung und Informationen spielen hier eine zentrale Rolle. In Fa-
milien mit Migrationshintergrund herrscht noch öfter eine traditio-
nelle Rollenverteilung: Väter sichern das Einkommen, Mütter sind für 
die Erziehung der Kinder zuständig. Es gilt, diese Mütter zu erreichen 
und ihnen eine Teilhabe zu ermöglichen. Wichtig ist dabei, entspre-
chende Maßnahmen an bereits bestehende Einrichtungen anzudo-
cken. Möglichkeiten dazu können Familienzentren, Elterncafés oder 
Stadtteilzentren bieten. Ein gutes Beispiel für gelungene Elternarbeit 
ist auch das Projekt „Mama lernt Deutsch“. Ziel ist es, Hemmschwel-
len gegenüber Kindergarten oder Schule abzubauen, das deutsche 
Schulsystem zu erläutern sowie die deutsche Sprache zu lernen. Die-
se engere Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen und 
Eltern unterstützen wir gezielt.

Weiterhin gilt es, die Eltern über Ausbildung- und Berufsmöglichkei-
ten ihrer Kinder zu informieren. Denn Untersuchungen zeigen, dass 
Mädchen mit Migrationshintergrund in ihrer Berufswahl einge-
schränkter sind als Mädchen ohne Migrationshintergrund. 

Deshalb wollen wir als Landesverwaltung mit gutem Beispiel voran-
gehen und junge Frauen und Männer für eine Arbeit im öffentlichen 
Dienst gewinnen. Zusammen mit der Polizei in Baden-Württemberg 

arbeitet das Ministerium für Integration an einem Pilotprojekt. Wir 
werben bei Migrantinnen und Migranten für Ausbildung und Arbeit 
in der Verwaltung, da wir zum einen das Berufswahlverhalten der 
jungen Menschen verändern wollen und zum anderen dadurch die 
Chance haben, den öffentlichen Dienst kundenorientierter und ef-
fizienter zu gestalten. Interkulturelles Know-how erleichtert den Zu-
gang und Umgang mit Vielfalt.

Ein Schwerpunkt meiner Arbeit stellt die Bekämpfung von Zwangs-
verheiratung und häuslicher Gewalt dar. Präventionsarbeit ist hier 
zentral. Vor allem in Schulen können wir mit gezielten Aufklärungs-
maßnahmen und Informationen über die eigenen Rechte und über 
Beratungsstellen Betroffene rechtzeitig erreichen. 

Im Ernstfall brauchen Betroffene einen Zufluchtsort, einen Ort, an 
dem sie sich sicher fühlen können. Ein gesicherter Aufenthaltsstatus 
kann außerdem das Ausbrechen aus einer Zwangsehe erleichtern. In 
diesem Zusammenhang werden wir die erfolgreiche Arbeit der Bera-
tungsstelle YASEMIN und der Online-Beratung SIBEL finanziell unter-
stützen. Auch Terres des Femmes leistet sehr gute Arbeit, gemeinsam 
führen wir beispielsweise Multiplikatoren-Schulungen zur Sensibili-
sierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Behörden durch. 

Die israelische Politikerin Golda Meir hat es treffend auf den Punkt 
gebracht: „Ob Frauen besser als Männer sind, kann ich nicht sagen 

– aber ich kann sagen, dass sie zweifellos nicht schlechter sind.“ In 
diesem Sinne freue ich mich, dass der Landesfrauenrat Baden-Würt-
temberg eine derartig vorbildhafte Arbeit für die Belange der Frauen 
in unserem Land leistet! 

Bilkay Öney
Ministerin für Integration Baden-Württemberg

2011
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 „Es hat etwas von Verschwörung in diesem Land, von Frauenliebe in 
der Kirche zu reden; über die Vorbereitung zum Atomtod dagegen 
darf ganz offen gesprochen werden.“ (Ute Wild)1

So in etwa haben wir kirchlich engagierten Frauen uns gefühlt, als wir 
uns 1985 erstmalig in Bad Boll trafen, um im geschützten Raum über 
unser Lesbisch-Sein reden zu können. Unter dem unverfänglichen 
Titel ‚Lebensformen von Frauen‘ hatten Herta Leistner, Studienleite-
rin an der Evangelische Akademie gemeinsam mit Monika Barz und 
Ute Wild nach Bad Boll eingeladen. Mund-zu-Mundpropaganda führ-
te dazu, dass über 50 lesbische Frauen aus ganz Deutschland nach 
Baden-Württemberg anreisten um sich – so der damalige Ausschrei-
bungstext: „Lebensformen von Frauen in Geschichte und Gegenwart 
bewusst anzusehen und nach den Hintergründen zu fragen die zur 
Bestätigung oder Diskriminierung der einen oder anderen Formen 
führen.“2

Ziel der ökumenischen Tagung war es die Unsichtbarkeit der 50er, 
60er, 70er und 80er Jahre hinter sich zu lassen. In den Kirchen der 
80er Jahre gab es offiziell keine lesbischen Frauen. Homosexualität 
galt als Sünde. Lesbische Frauen lebten häufig als ‚Alleinstehende‘ 
oder mit ‚einer Freundin‘ völlig unverfänglich mitten in den Ge-
meinden. Es galt als ‚normal‘, wenn zwei unverheiratete Frauen sich 
zusammentun und gemeinsam leben und die Freizeit gestalten. So 
wirkten diese Frauen hoch angesehen, als Lesben jedoch unsicht-
bar und immer in der Angst vor ‚Entdeckung‘, in Kirchengremien, di-
akonischen Einrichtungen und Gemeinden. Sie arbeiteten dort als 
angesehene Diakoninnen, Pfarrerinnnen oder Messnerinnen und in 
anderen Berufsgruppen, wie Heimerzieherinnen, Lehrerinnen, Se-
kretärinnen, Ärztinnen und Krankenschwestern. 

1	 Wild, Ute; Sanfte Verschwörerinnen. In: Barz, Monika/Leistner, Herta/Wild, Ute: Hät-
test du gedacht, dass wir so viele sind? Lesbische Frauen in der Kirche, Kreuz-Verlag, 
Stuttgart 1987.

2	 Barz, Monika: Ankündigungstexte. In: Barz, Monika/Garber, Eva-Maria/Rivuzumwa-
mi, Carmen (Hrsg.): Geträumt – gewagt – gelebt. Boller Anfänge der kirchlichen 
Lesbenbewegung 1985–2005, edition akademie 15, Evangelische Akademie Bad 
Boll, 2005, S. 41.

„Hättest Du gedacht, dass wir so viele sind?“ – der erstaunte Ausspruch 
einer Tagungsteilnehmerin im Jahr 1985 wurde zum geflügelten Wort 
und 1987 zum Titel des ersten Buches lesbischer Frauen in der Kirche. 
Tagungen für lesbische Frauen werden an der Evangelischen Akade-
mie in Bad Boll seit 1987 kontinuierlich angeboten. Sie ermöglichen 
tausenden von Frauen, sich in ihrer Identität als Lesbe sicherer zu füh-
len und sich aus der Vereinzelung zu befreien. Sie sind bundesweit 
ein Markenzeichen geworden und tragen zum wachsenden Selbst-
bewusstsein lesbischer Frauen in den Kirchen bei. Bad Boll und somit 
Baden-Württemberg gilt als Ausgangspunkt der kirchlichen Lesben-
bewegung mit ihren ausdifferenzierten Netzwerken wie Lesben und 
Kirche (LUK), Lesben in der Kirche (LiK), Maria und Martha-Netzwerk 
(MuM), Netzwerk katholischer Lesben (NKL) und Labrystheia. Die 
Netzwerke sind auf Bundes- und Landesebene aktiv und bringen sich 
aktiv in frauenpolitische und kirchenpolitische Zusammenhänge ein. 

Thematisch geht es auf den Tagungen in Bad Boll und in den Netz-
werken heute wie damals um Diskriminierungserfahrungen in 
kirchlichen Kreisen, der Entwicklung politischer Strategien zur Ver-
besserung der Situation, dem eigenen Erleben von Spiritualität und 
Glauben, dem persönlichen Coming-out, der Solidarität mit lesbi-
schen Frauen in anderen Kirchen und Kulturen der Welt und der Su-
che nach Segnungsritualen. 

Im Vergleich zum Ausgangspunkt sind große Erfolge erzielt worden. 
Möglich wurden sie, weil eine beständige Solidarität der kirchlichen 
Frauenverbände mit den lesbischen Frauen hergestellt werden konn-
te. So verfasst 1994 die ‚Evangelische Frauenarbeit Deutschland e. V.‘ 
ein umfassendes Positionspapier zum Thema ‚Lebensformen von 
Frauen‘. Sie forderten von der Kirche „die Geschichte des Verschwei-
gens und der Ausgrenzung gleichgeschlechtlicher Lebensformen zu 
beenden.“ Mittlerweile hat sich in einigen Landeskirchen viel in ande-
ren weniger bewegt. In einigen können lesbische und schwule Pfar-
rerinnen/Pfarrer mit ihrer Partnerin/ihrem Partner offiziell im Pfarr-
haus leben und gleichgeschlechtliche Paare können sich in einem 
Segnungsgottesdienst das Ja-Wort geben. Immer mehr Frauen wa-
gen als Mitarbeiterinnen in kirchlichen und diakonischen Einrichtun-

Netzwerke lesbischer Frauen in den Kirchen 
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gen sich zu outen und offen mit ihrer Liebe zu Frauen umzugehen. Es 
darf als Erfolg gewertet werden, dass seit über 25 Jahren an der Evan-
gelischen Akademie eine Studienleiterin explizit den Arbeitsauftrag 
hat, Tagungsarbeit für lesbische Frauen auszurichten. Dies obwohl 
die Württembergische Landeskirche zu einer der konservativsten in 
Deutschland zählt. 

Wünsche für die Zukunft orientieren sich an anderen europäischen 
Kirchen, in denen – wie beispielsweise in Schweden – eine lesbische 
Frau zur Bischöfin gewählt wurde, oder an den mutigen Landes
kirchen in Deutschland – wie beispielsweise Hessen-Nassau und 
Nordelbien –, die beim Abbau von Diskriminierung beispielhaft 
vorangehen. Wünsche orientieren sich auch an den Erfolgen die im 
staatlichen Bereich möglich geworden sind. Das Allgemeine Gleich-
stellungsgesetzes (AGG) spiegelt das weltliche Rechtsverständnis 
und schützt Lesben vor Diskriminierung. Wir wünschen uns, dass  

Kirchen das AGG als Grundlage ihres Handelns anerkennen. Wün-
sche richten sich auch an die Württembergische Landesregierung. 
Große Hoffnungen sind verbunden mit dem Aktionsprogramm ge-
gen Homophobie, das die Koalition in Aussicht gestellt hat. Neben 
Kampagnen und Aktionen in Schulen, Sportvereinen und am Ar-
beitsplatz wird als dringend erforderlich angesehen, dass, auch der 
Staat, an seiner für ihn zentralen Bildungseinrichtung – der Landes-
zentrale für politische Bildung – eine Personalstelle definiert, die be-
auftragt ist, Arbeit mit lesbischen Frauen zu gestalten. 

Ein gestärktes Selbstbewusstsein ist nicht nur für uns lesbische Frau-
en in den Kirchen zum Überleben notwendig. Stärkung im Kampf 
gegen subtile und offene Homophobie können alle lesbischen Frau-
en in Baden-Württemberg gebrauchen. 

Prof.in Dr.in Monika Barz	

Politisches Engagement auf der Weltfrauenkonferenz 
in Peking 1995

Netzwerke lesbischer Frauen 
in den Kirchen
Prof.in Dr.in Monika Barz
www.lesben-und-kirche.de

Erstmalige Sichtbarkeit auf der ersten Lesbentagung in Bad Boll 1987
(einige scheuten die Sichtbarkeit und wagten sich nur von hinten abbilden zu lassen)

1985
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Die Naturfreunde sind heute eine internationale Umwelt-, Kultur-, Frei-
zeit-, und Touristikorganisation. Von österreichischen Sozialisten 1895 
in Wien gegründet, gehören heute zur Naturfreunde-Bewegung etwa 
500.000 Mitglieder in 21 Ländern. Allein 75.000 Naturfreundinnen und 
-freunde gibt es in Deutschland.

Im Jahr 1983 fand erstmals ein Frauenseminar zu den Themen „Ge-
sundheit und Gesellschaft – Auswirkungen auf Frau und Familie“ und 
„Rolle der Frau in der Naturfreunde-Bewegung“ auf Initiative holländi-
scher Naturfreunde-Frauen in Amersfort statt. Die Teilnehmerinnen 
aus verschiedenen europäischen Ländern sahen viel Gesprächsbe-
darf über gemeinsame Themen. Trotzdem blieb dieses Treffen das 
erste und einzige. Die Vertreterin aus Österreich sprach sich damals 
vehement gegen Frauenarbeit innerhalb der Naturfreunde aus, dies 
sei „Sache der Partei“. 

Der „Arbeitsausschuss Frauen“ des Landesverbands 
Baden-Württemberg 

Die Frauen aus den politisch aktiven Frauengruppen Stuttgart-Hes-
lach und Stuttgart-Vaihingen sahen das anders: Für sie war es der 
Auftakt zu landesweiter Frauenarbeit in Baden-Württemberg. Am 
14./15. Juli 1983 veranstalteten sie ein landesweites Frauentreffen. 
Überraschend viele Frauen – 64 aus 67 Ortsgruppen – folgten der 
Einladung und gründeten einen Arbeitsausschuss, der eigene The-
men vorschlug, jährliche Treffen vorbereitete und der anlässlich des 
jährlichen Frauentags am 8. März die Verbandszeitschrift „aufstieg“ 
gestaltete.

Ein Arbeitsausschuss nur von und für Frauen – diese Initiative stieß 
innerhalb des Naturfreunde-Verbands nicht nur auf Begeisterung 
und Verständnis. Denn aufgrund der sozialistischen Traditionen der 
Naturfreunde waren viele Männer, aber auch Frauen der Meinung, 
spezifische Frauengruppen seien überflüssig, da Männer und Frau-
en gemeinsam für eine solidarische Gesellschaft kämpfen müssten. 
Dabei ging der Blick dafür verloren, dass gesellschaftliche Strukturen 
und Rollenbilder Frauen systematisch benachteiligten und diese 
Strukturen sich teilweise auch innerhalb des Naturfreunde-Verbands 
abbildeten. 

Arbeitsausschuss Frauen der Naturfreunde e. V.
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Tätigkeiten und Aktivitäten

Der Arbeitsausschuss Frauen der Naturfreunde brachte mit seinem 
Programm für die jährlichen Frauentreffen Themen in den öffentli-
chen Diskurs ein und bearbeitete sie aus Frauenperspektive: So ging 
es beim ersten Frauentreffen 1984 um „Die Rolle der Frau in der Ge-
sellschaft“, 1988 um „Männersprache-Frauensprache“ oder 1991 um 
die Frage „Was bringt uns Frauen der Einigungsvertrag?“. Aber der 
Ausschuss setzte sich auch mit den ,klassischen‘ Themen der Natur-
freunde wie Naturschutz, Friedensarbeit, Klima- und Verbraucherthe-
men auseinander. Und selbstverständlich stärkten und ermutigten 
uns die persönlichen Begegnungen und gemeinsamen Erlebnisse 
beim Wandern und Skilaufen, beim „Muttertag auf unsere Art“ oder 
bei Literatur- und Liederwerkstätten. 

Heute und morgen

Auch wenn wir bei unseren Treffen nicht mehr so ein dichtes Pro-
gramm haben, freuen sich alle aufs alljährliche Wiedersehen bei den 
Frauentreffen und auch neue Frauen finden es bei uns interessant. 
Aber wir sind weniger geworden. Die jungen Frauen sind alleine groß.

Die Zeitschrift „aufstieg“, in der wir die Themen der Frauentreffen zur 
Diskussion stellen, erscheint nur noch vierteljährlich, es gibt nicht 
mehr viel Platz.

Aber nach wie vor gilt, was die Pionierinnen der ersten Ausgabe fest-
stellten: „Wir haben ein stabileres Selbstvertrauen, es ist ein wunder-
bares Gemeinschaftsgefühl da, wir haben unser Wissen vertieft und 
interessante Kontakte geschaffen.“

NaturFreunde Württemberg
Verband für Umweltschutz, sanften 
Tourismus, 
Sport und Kultur e. V.
Neue Str. 150, 70186 Stuttgart
Tel. 0711/481076

Naturfreunde Internationale
Diefenbachgasse 36, A-1150 Wien
E-Mail: office@nf-int.org
Tel.: +43 (0)1 892 38 77

1983
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„Frauen im Sport“: eine große Chance

Die „Frauen im Sport“ stellen im Landesfrauenrat Baden-Württem-
berg die mitgliederstärkste Gruppierung dar: Derzeit beheimatet 
der Landessportverband Baden-Württemberg e. V. (LSV) 1,5 Millionen 
Sportlerinnen. Das sind 40 Prozent der LSV-Mitglieder, mit einer Ten-
denz in Richtung des weiblichen Bevölkerungsanteiles. Die Sportver-
eine können sich so weiterhin über zunehmende Zahlen von Neu- 
und Wiedereinsteigerinnen freuen. Durch diese Zugewinne kann der 
LSV seine Gesamtzahl trotz der demografischen Entwicklung und 
abnehmender männlicher Mitgliedschaften bislang stabil halten.

Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB), die Dachorganisa-
tion des organisierten Sports in Deutschland, stellte die Frauen im 
„Jahr der Frauen im Sport“ 2009 ganz in den Mittelpunkt. Der LSV 
leistete u. a. mit dem Projekt „Bewegung und Gesundheit – mehr 
Migrantinnen in den Sport“ einen Beitrag dazu. Es ging darum, die 
Teilnehmerinnen an die Strukturen der Vereine heranzuführen und 
dauerhaft an den organisierten Sport zu binden.

Für sportliche Erfolge stellen die Frauen gleichfalls eine große Chan-
ce dar. War bei den ersten Olympischen Spielen der Neuzeit 1896 un-
ter den 271 Athleten keine einzige Frau, könnte der Frauenanteil 2012 
in London schon die 50-Prozent-Marke knacken. Erwähnenswert ist 
ebenso, dass Sportlerinnen 18 der insgesamt 30 deutschen Medail-
len bei den Olympischen Winterspielen 2010 gewannen.

Landessportverband Baden-Württemberg e. V. (LSV) 

Die „Frauen im Sport“ des Landessportverbandes 
Baden-Württemberg e. V.

1973
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„Frauen auf dem langen Marsch“

Diese positiven Fakten sind das Ergebnis einer langjährigen Arbeit. 
Passenderweise titelte Klaus Grundgeiger im Februar 1987 in der 
Stuttgarter Zeitung: „Frauen auf dem langen Marsch“.

Im LSV diskutierten Frauenbeauftragte bereits 1986 die Frage: „Die 
Frau im Sport: Quotierung – ein Weg zu mehr Mitbestimmung?“. 
Drei Jahre später verabschiedete das LSV-Präsidium den Frauenför-
derplan des LSV und die „Förderung der Frauen im Sport“ gehört zu 
den satzungsgemäßen Aufgaben des LSV. Ziel war und ist es, die 
Gleichberechtigung von Frauen auf allen Gebieten des Sports zu 
erreichen. Da diese in Leitungsfunktionen noch deutlich unterreprä-
sentiert sind, beschäftigen sich die LSV-„Frauen im Sport“ im Rah-
men des DOSB-Modellprojekts „Strukturierter Dialog – Frauen an die 
Spitze“ aktuell erneut mit der Förderung von Frauen in Führungspo-
sitionen des organisierten Sports. Dazu gehört auch, ehrenamtlich 
sehr engagierte Frauen als Vorbilder herauszustellen. So wurde er-
freulicherweise Bärbel Fischer (KC CJD Schloss Kaltenstein e. V./Vai-
hingen an der Enz) auf Vorschlag der LSV-„Frauen im Sport“ bei der 
DOSB-Frauen-Vollversammlung 2011 in Stuttgart mit dem Gleichstel-
lungspreis in der Kategorie Nachwuchs ausgezeichnet.

Für die Zukunft gilt es, die große Chance der „Frauen im Sport“ für 
die Sportorganisation weiter und noch mehr zu nutzen. Dafür lohnt 
es sich, dass Frauen und Männer gemeinsam den „langen Marsch“ 
zum Wohle des gesamten Sports fortsetzen.

Dr. Barbara Oettinger
Vertreterin der Frauen im Sport im Präsidium des Landessportverbandes 
Baden-Württemberg e. V.

Landessportverband 
Baden-Württemberg e. V.
Gründung: 1973 in Böblingen

Gesamtmitgliederzahl: 	
1973: 1.660.124
2011: 3.763.219
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Soroptimist International (SI) ist mit nahezu 100.000 Mitgliedern 
in circa 3.200 Clubs in 125 Ländern eine lebendige, dynamische Ser-
vice-Organisation berufstätiger Frauen, die Fragen der Zeit aufgrei-
fen. Den Namen „Soroptimist“ haben die Gründerinnen des ersten 
SI-Clubs in Kalifornien 1921 vom lateinischen „sorores optimae“, „die 
besten Schwestern“, abgeleitet. Er wird von den Mitgliedern als An-
spruch an das eigene Verhalten und als mitmenschliche Verpflich-
tung verstanden.

SI engagiert sich als Service-Organisation im lokalen, nationalen 
und internationalen Umfeld für eine aktive Teilnahme an Entschei-
dungsprozessen auf allen Ebenen der Gesellschaft. Die Mitglieder füh-
len sich einer Welt verpflichtet, in der Frauen und Mädchen gleicher
maßen 
•	 ihr individuelles Potenzial ausschöpfen können
•	 die von ihnen angestrebten Ziele verwirklichen können 
•	 eine gleichberechtigte Stimme bei den Bemühungen um eine 

gerechte Welt haben.

Soroptimist International Deutschland
www.soroptimist-du.de

Soroptimist International (SI) 
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Soroptimist International (SI) engagiert sich durch das weltweite Netz-
werk aller Mitglieder und durch internationale Partnerschaften für
•	 die Wahrung der Menschenrechte für alle
•	 weltweiten Frieden und Internationale Verständigung 
•	 verantwortliches Handeln
•	 ehrenamtliche Arbeit, Vielfalt und Freundschaft. 

Als Nicht-Regierungsorganisation (NGO) wirkt SI bei dem Wirtschafts- 
und Sozialrat der Vereinten Nationen mit, und ist bei zahlreichen UN-
Unterorganisationen in New York, Genf, Wien und Paris vertreten. Die 
Europäische Föderation von SI ist als NGO im Europarat in Straßburg 
vertreten. Die Deutsche Union ist Mitglied im Deutschen Frauenrat.

Die übergeordneten Projekt-Ziele von SI auf allen Ebenen waren in 
den letzten Jahren u. A.: 
•	 Wasser und Nahrung für alle 
•	 Kampf gegen Genitalverstümmelung 
•	 Förderung des Interkulturellen Austauschs 
•	 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
•	 Förderung von Frauen für Führungspositionen 
•	 Chancen für Kinder durch musikalische Früherziehung

Die Ziele werden verwirklicht durch Bewusstmachen – Bekennen – 
Bewegen 

Der erste deutsche Club wurde 1930 in Berlin gegründet. Die erste 
Clubgründung nach dem Krieg war 1952 in Frankfurt am Main. Heute 
sind in Deutschland etwa 6.000 „beste Schwestern“ in 200 Clubs orga-
nisiert – engagierte Frauen aller Altersgruppen aus unterschiedlichs-
ten Berufen. Auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene planen 
und fördern sie Projekte, die den Zielen von SI insgesamt dienen. 

Daran orientieren sich selbstverständlich auch die baden-württem
bergischen Soroptimistinnen und planen oder fördern entsprechen
de Projekte. Diese sind, je nach Beschluss des Clubs, rein lokal oder 
regional ausgerichtet, wie z.  B. Förderung von Integrationsprojekten 
oder Finanzierung der Betreuung für bestimmte Mädchengruppen. 
Sie können aber auch international wirksam sein, wie z. B. Benefizver-
anstaltungen zu Gunsten Wasser für Haiti oder Projekte gegen Be-
schneidung von Mädchen.

Wir Soroptimistinnen sind stets auch aktiv in Fragen der rechtlichen, 
sozialen und beruflichen Sicherung der Frau und bringen ihre Stel-
lungnahme in die öffentliche Diskussion ein. Neben diesem gesell-
schaftspolitischen Engagement agieren Soroptimistinnen als Netz-
werk für und von Frauen im Berufs- und auch im Privatleben. Die 
Vielfalt der Berufe sowie die Pluralität der Meinungen ermöglichen 
ein hohes Maß an Information, Einsichten und Austausch unter den 
Clubmitgliedern und eine Bereicherung im praktischen Leben. 
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	 Wirksameres Chancengleichheitsgesetz für das Land und die Kommunen	 

	 Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft	 

	 Frauen-Mindestquote für Aufsichtsräte	 

	 Hauptamtliche Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte in allen Gemeinden ab 10.000 Einw.	 

	 Flächendeckende Sicherstellung der Kontaktstellen Frau und Beruf 	 

	 Gender Budgeting im Landeshaushalt und in kommunalen Haushalten 	 

	 Quotierung im Kommunalwahlgesetz – Paritégesetz	 

	 Frauenmindestquote im Landtagswahlgesetz 	 

	 Beseitigung des Gender Pay Gap	 

	 Höherbewertung der Berufe im sozialen und Pflegebereich	 

	 Gerechte Besteuerung	 

	 Armut beseitigen	 

	 Um- und Neuverteilung der bezahlten Arbeit	 

	 Qualitatives Wachstum – ethisches Wirtschaften!	 

	 Nachhaltigkeit/zukunftsfähige Technologien – sozial und gender-gerecht!	 

	 Mehr Frauen in MINT-Berufen – als Mit-Entwicklerinnen von Technik	 

	 Mehr Frauen in Hochschulen als Lehrende	 

	 Mehr Frauen in Führungspositionen der Forschung	 

	 Genderkompetenzen in Forschung und Lehre, bei Produkten und Dienstleistungen 	 

	 Europa weiter entwickeln: soziale Gerechtigkeit, Gleichberechtigung, Demokratie, Integration	  

	 Gleichberechtigte Partnerschaft von Frauen und Männern!	 

	 Eigenständige Existenzsicherung jedes Partners	 

	 Abschaffung des Ehegattensplittings	 

TO DO Liste Frauenpolitik in Baden-Württemberg – 
Zur Vervollständigung

erledigt am:
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	 Bessere rentenrechtliche Anerkennung von Kindererziehungs- und Carezeiten	 

	 Existenzsichernde Löhne bei Vollzeitarbeit (Mindestlohn)	 

	 Bessere Vereinbarkeit von Beruf und privaten Sorgetätigkeiten	 

	 Flächendeckend gute institutionelle Kinderbetreuungsangebote	 

	 Ambulante wohnortnahe Betreuungs- und Pflegeangebote für hilfebedürftige Ältere	 

	 Teilzeit auch für Führungspositionen	 

	 Lebensarbeitszeitkonten	 

	 Leben ohne Gewalt!	 

	 Schutz für die Opfer häuslicher Gewalt: Frauenschutzhäuser, Notruftelefone, Beratungsstellen –	   
gesicherte Finanzierung	 

	 Besonderer Schutz für die Opfer von Zwangsverheiratung, Zwangsprostitution und für Flüchtlinge	 

	 Gewaltprävention in Kindergärten und Schulen, bei Wohnumfeld- und Verkehrswegeplanung	 

	 Gendergerechte Gesundheitsforschung, Berichterstattung, Versorgung	 

	 Älterwerden in Würde!	 

	 Von der Rente leben können	 

	 Gesundheits– und Pflegeversorgungsangebote, die lange eine selbständige Lebensführung ermöglichen	 

	 Frei wählbare Lebensformen – allein oder in gemeinschaftlichen Wohnformen	  

	 Nötige Infrastruktur in der Stadt und vor allem in ländlichen Räumen	 

	 Teilhabe an Politik, Kultur, Bildung, Sport, ehrenamtlichem Engagement	 

	 Höhere Landesförderung für den Landesfrauenrat	 

	 Mehr öffentliche Finanzierung und Unterstützung für Frauenkulturinitiativen, Frauenmedien	 

	 Landesförderung für das Frauenarchiv BAF e. V. in Tübingen	 

	 Und und und …	 

erledigt am:
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•	 AG des Deutschen Akademikerinnenbundes Baden-Württemberg
•	 AG heimatvertriebener und geflüchteter Frauen Baden-Württemberg e. V.
•	 AG kommunaler Frauengruppen in Württemberg
•	 ASF – AG sozialdemokratischer Frauen Baden-Württemberg
•	 Frauen im Beamtenbund Baden-Württemberg
•	 BPW – Business and Professional Women-Germany e. V.
•	 Dachverband Frauenlisten Baden-Württemberg e. V.
•	 DEHOGA-Unternehmerfrauen Baden-Württemberg
•	 dib – dt. ingenieurinnenbund Baden-Württemberg e. V.
•	 Dt. Ärztinnenbund Baden-Württemberg e. V.
•	 Dt. Berufsverband für Pflegeberufe DBfK Südwest e. V.
•	 Dt. Frauenring Baden-Württemberg e. V.
•	 Frauen im Dt. Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg
•	 DHB-Netzwerk Haushalt Landesverband Baden e. V.
•	 DHB-Netzwerk Haushalt Landesverband Württemberg e. V.
•	 Dt. Juristinnenbund Baden-Württemberg e. V.
•	 Dt. Kinderschutzbund Landesverband Baden-Württemberg e. V.
•	 Evangelische Frauen in Württemberg
•	 European Women’s Management Development e. V.
•	 Frauenarbeit der Evangelischen Landeskirche Baden
•	 Frauen & Geschichte Baden-Württemberg e. V.
•	 Frauen Union der CDU Baden-Württemberg
•	 GEDOK-Stuttgart Gemeinschaft der Künstlerinnen und Kunstfreunde e. V.
•	 Hebammenverband Baden-Württemberg e. V.
•	 KDFB – Katholischer Dt. Frauenbund, Diözesanverband Freiburg
•	 KDFB – Katholischer Dt. Frauenbund, Diözese Rottenburg-Stuttgart
•	 kfd – Katholische Frauengemeinschaft Deutschland, Diözesanverband Freiburg
•	 Kulturelle Deutsch-Türkische Frauenvereinigung Baden-Württemberg e. V.

Unsere Mitgliedsverbände
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•	 LAG FrauenPolitik Bündnis 90/Die Grünen Baden-Württemberg
•	 Landesfrauengruppe Touristenverein Naturfreunde Württemberg e. V.
•	 Landessportverband Baden-Württemberg e. V.
•	 Landesverband AK Unternehmerfrauen im Handwerk Baden-Württemberg e. V.
•	 Landesverband Freier Frauenlisten Baden-Württemberg e. V.
•	 Landesverband der Tagesmütter-Vereine Baden-Württemberg e. V.
•	 Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe MdH Baden-Württemberg e. V.
•	 LandFrauenverband Südbaden
•	 LandFrauenverband Württemberg-Baden e. V.
•	 LandFrauenverband Württemberg-Hohenzollern e. V.
•	 Liberale Frauen Baden-Württemberg
•	 Mütterforum Baden-Württemberg e. V.
•	 pro familia Landesverband Baden-Württemberg
•	 Schwäbischer Frauenverein e. V.
•	 Soroptimist International
•	 Sozialverband VdK Landesverband Baden-Württemberg
•	 Unternehmerinnen im Bund der Selbständigen Baden-Württemberg e. V.
•	 VAMV – Verband alleinerziehender Mütter und Väter Landesverband Baden-Württemberg e. V.
•	 Verband aktiv-unabhängiger Frauen e. V. (vaf )
•	 Verband Baden-Württembergischer Wissenschaftlerinnen
•	 Verband der Lehr- und Beratungskräfte für Haushalt und Verbrauch im ländlichen Raum Baden-Württemberg e. V.
•	 Verband medizinischer Fachberufe e. V. Landesverband Süd
•	 vffm – Verband der Familienfrauen und -männer e. V.
•	 WIZO – Women‘s International Zionist Organisation Württemberg und Hohenzollern e. V.
•	 ZONTA International

(Stand: Juli 2012)
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